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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes über die Vereinfachung des Austauschs von 
Informationen und Erkenntnissen zwischen den Strafverfolgungsbehörden 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 


A. Problem und Ziel 

Mit dem Gesetz soll der Rahmenbeschluss 2006/960/JI des Rates vom 18. De- 
zember 2006 über die Vereinfachung des Austauschs von Informationen und 
Erkeimtnissen zwischen den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union umgesetzt werden. 

B. Lösung 

Der Rahmenbeschluss soll durch die Änderung des Gesetzes über die interna- 
tionale Rechtshilfe in Strafsachen, des Bundeskriminalamtgesetzes, des Bundes- 
polizeigesetzes, des Zollfahndungsdienstgesetzes, des Zollverwaltungsgesetzes, 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung 
und der Abgabenordnung umgesetzt werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine. 

2. Vollzugsaufwand 

Der Rahmenbeschluss sieht Erleichterungen des Informationsaustauschs zwi- 
schen den Strafverfolgungsbehörden der EU-Mitgliedstaaten vor. Es lässt sich 
derzeit noch nicht abschätzen, ob diese Erleichterungen zu einer Zunahme des 
Informationsaustauschs und dadurch zu einem Mehraufwand für Personal und 
Sachmittel führen wird. Etwaiger Mehraufwand ist im jeweils betroffenen Ein- 
zelplan zu erwirtschaften. 

E. Sonstige Kosten 

Keine. Für die Wirtschaft, insbesondere für kleinere und mittlere Unternehmen, 
entstehen keine Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwar- 
ten. 
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F. Bürokratiekosten 

Durch das Gesetz werden weder für die Wirtschaft noch für die Bürgerinnen 
und Bürger Informationspflichten neu eingeführt, geändert oder aufgehoben. 
Für die Verwaltung werden sechs Informationspflichten neu eingeführt und 
keine Informationspflichten geändert oder aufgehoben. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, /f)' März 2011 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über die Vereinfachung des Austauschs von 
Informationen und Erkenntnissen zwischen den Strafverfolgungsbehörden 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind das Bundesministerium des Innern und das Bundesministerium der 
Justiz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 879. Sitzung am 1 1 . Februar 201 1 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über die Vereinfachung des Austauschs von 
Informationen und Erkenntnissen zwischen den Strafverfoigungsbehörden 
der Mitgiiedstaaten der Europäischen Union 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über die internationale 
Reehtshilfe in Strafsaehen 

Das Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Straf- 
sachen in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 
1994 (BGBl. 1 S. 1537), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 18. Oktober 2010 (BGBl. 1 S. 1408) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 92 wird durch folgende Angaben 
ersetzt: 

„Übermittlung von Informationen 
einschließlich personenbezogener Daten 


an Mitgliedstaaten der Europäischen Union § 92“. 

b) Nach der Angabe zu § 92 werden folgende Angaben 
eingefügt: 

„Inhalt des Ersuchens § 92a 

Verwendung von nach dem Rahmenbeschluss 
2006/960/Jl übermittelten Informationen 
einschließlich personenbezogener Daten § 92b 

Datenübermittlung ohne Ersuchen § 92c“. 


2. ln § 74 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „§§ 61a und 
92“ durch die Angabe „§§ 61a und 92c“ ersetzt. 

3. ln § 91 wird folgender Absatz angefugt: 

„(3) Die §§ 92 bis 92b finden auch im Rahmen des 
Rechtshilfeverkehrs auf die Staaten Anwendung, welche 
die Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes auf Grund 
eines Assoziierungsübereinkommens mit der Europäi- 
schen Union über die Umsetzung, Anwendung und Ent- 
wicklung des Schengen-Besitzstandes anwenden (Schen- 
gen-assoziierte Staaten).“ 

4. § 92 wird wie folgt gefasst: 

„§92 

Übermittlung von Infonnationen einschließlich 
personenbezogener Daten an Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union 

( 1 ) Auf ein Ersuchen einer Strafverfolgungsbehörde ei- 
nes Mitgliedstaates der Europäischen Union, das nach 
Maßgabe des Rahmenbeschlusses 2006/960/Jl des Rates 
vom 1 8. Dezember 2006 über die Vereinfachung des Aus- 
tauschs von Informationen und Erkenntnissen zwischen 
Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union (ABI. L 386 vom 29. 12.2006, S. 89, L 75 


vom 15.3.2007, S. 26) gestellt worden ist, können die zu- 
ständigen Polizeibehörden des Bundes und der Länder 
Informationen einschließlich personenbezogener Daten 
zum Zweck der Verfolgung von Straftaten übermitteln. 
Die Übermittlung erfolgt unter den gleichen gesetzlichen 
Voraussetzungen wie an eine inländische Polizeibehörde. 
Die Regelungen des § 3 des Bundeskriminalamtgesetzes 
über den internationalen Dienstverkehr der Polizeien des 
Bundes und der Länder bleiben unberührt. 

(2) Bei der Übermittlung nach Absatz 1 ist mitzuteilen, 
dass die Verwendung als Beweismittel in einem Gerichts- 
verfahren unzulässig ist, es sei derm, die für Entscheidun- 
gen über Ersuchen nach dem Fünften Teil zuständige Be- 
willigungsbehörde hat ihre Zustimmung zur Verwendung 
als Beweismittel erteilt. Entsprechend entscheidet die für 
Ersuehen nach dem Fünften Teil zuständige Behörde auch 
über ein Ersuchen um nachträgliche Genehmigung der 
Verwertbarkeit als Beweismittel. 

(3) Die Übermittlung von Informationen einschließlich 
personenbezogener Daten nach Absatz 1 ist unzulässig, 
wenn 

1 . hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des Bun- 
des oder der Länder beeinträchtigt würden, 

2. die zu übermittelnden Daten bei der ersuchten Be- 
hörde nicht vorhanden sind und nur durch das Ergrei- 
fen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden können 
oder 

3. die Übermittlung der Daten unverhältnismäßig wäre 
oder die Daten für die Zwecke, für die sie übermittelt 
werden sollen, nicht erforderlich sind. 

(4) Die Bewilligung eines Ersuchens nach Absatz 1 
kann verweigert werden, wenn 

1. die zu überaiittelnden Daten bei der ersuchten Be- 
hörde nicht vorhanden sind, jedoch ohne das Ergrei- 
fen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden können 
oder 

2. hierdurch der Erfolg laufender Ermittlungen oder 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person gefährdet 
würde oder 

3. die Tat, zu deren Verfolgung die Daten übemiittelt 
werden sollen, nach deutschem Recht mit einer Frei- 
heitsstrafe von im Höchstmaß einem Jahr oder weni- 
ger bedroht ist. 

(5) Als Strafverfolgungsbehörde eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union im Sinne des Absatzes 1 gilt jede 
von diesem Staat gemäß Artikel 2 Buchstabe a des 
Rahmenbeschlusses 2006/960/JI des Rates vom 18. De- 
zember 2006 über die Vereinfachung des Austausehs von 
Informationen und Erkenntnissen zwischen StrafVerfol- 
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gungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (ABI. L 386 vom 29.12.2006, S. 89, L 75 vom 
15.3.2007, S. 26) benannte Stelle.“ 

5. Nach § 92 werden die folgenden §§ 92a und 92b einge- 
fugt: 

„§ 92a 

Inhalt des Ersuchens 

Die Bewilligung eines Ersuchens im Sinne des § 92 
Absatz 1 Satz 1 ist nur zulässig, wenn das Ersuchen fol- 
gende Angaben enthält: 

1. die Bezeichnung und die Anschrift der ersuchenden 
Strafverfolgungsbehörde, 

2. die Bezeichnung der Straftat, zu deren Verfolgung 
die Daten benötigt werden, 

3. die Beschreibung des Sachverhalts der dem Ersuchen 
zugrunde liegenden Straftat, 

4. die Benennung des Zwecks, zu dem die Daten erbe- 
ten werden, 

5. Einzelheiten zur Identität des Beschuldigten, sofern 
sich das Ermittlungsverfahren gegen eine bekarmte 
Person richtet, und 

6. Gründe für die Annahme, dass sachdienliche Infor- 
mationen und Erkenntnisse im Inland vorliegen. 

§92b 

Verwendung von nach dem Rahmenbeschluss 
2006/960/Jl übermittelten Informationen 
einschließlich personenbezogener Daten 

Informationen einschließlich personenbezogener Da- 
ten, die nach dem Rahmenbeschluss 2006/960/Jl an eine 
inländische Polizeibehörde übermittelt worden sind, dür- 
fen nur für die Zwecke, für die sie übermittelt wurden, 
oder zur Abwehr einer gegenwärtigen und erheblichen 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit verwendet werden. 
Für einen anderen Zweck oder als Beweismittel in einem 
gerichtlichen Verfahren dürfen sie nur verwendet wer- 
den, wenn der übermittelnde Staat zugestimmt hat. Von 
dem übermittelnden Staat für die Verwendung der Daten 
gestellte Bedingungen sind zu beachten.“ 

6. Der bisherige § 92 wird § 92c und in Absatz 1 werden 
nach dem Wort „vorsieht“ die Wörter „oder nach Maß- 
gabe des Rahmenbeschlusses 2006/960/Jl“ und nach den 
Wörtern „eines anderen Mitgliedstaates der Europäi- 
schen Union“ die Wörter „oder eines Schengen-assozi- 
ierten Staates“ eingefügt und wird das Wort „Gemein- 
schaften“ durch das Wort „Union“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung der Strafprozessordnung 

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 7. April 1987 (BGBl. 1 S. 1074, 1319), die 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 
(BGBl. 1 S. 2437) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1. ln § 478 Absatz 1 Satz 5 werden nach dem Wort „zuläs- 
sig“ folgende Wörter eingefügt: 


„ , es sei deim, es bestehen Zweifel an der Zulässigkeit 
der Übermittlung oder der Akteneinsicht“. 

2. § 481 wird wie folgt geändert: 

a) ln §481 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Strafverfolgungsbehörden“ die Wörter „und Ge- 
richte“ und nach dem Wort „übermitteln“ die Wörter 
„oder Akteneinsicht gewähren“ eingefügt. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Hat die Polizeibehörde Zweifel, ob eine Ver- 
wendung personenbezogener Daten nach dieser Be- 
stimmung zulässig ist, gilt § 478 Absatz 1 Satz 1 und 2 
entsprechend.“ 


Artikel 3 

Änderung des Bundeskriminalamtgesetzes 

Das Bundeskriminalamtgesetz vom 7. Juli 1997 (BGBl. 1 

5. 1650), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

6. Juni 2009 (BGBl. 1 S. 1226) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 14 wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 14a Übermittlung personenbezogener Daten an 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union“. 

b) ln der Angabe zu § 27 werden nach dem Wort „Über- 
mittlungsverbote“ die Wörter „und Verweigerungs- 
gründe“ eingefügt. 

c) Nach der Angabe zu § 27 wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 27a Verwendung von nach dem Rahmenbe- 
schluss 2006/960/Jl des Rates übermittelten 
Daten“. 

2. § 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden die Wörter „der Polizeien der Län- 
der“ gestrichen. 

b) ln Satz 2 wird das Wort „Länder“ durch die Wörter 
„übermittelnden Polizeien“ ersetzt. 

c) ln Satz 3 werden die Wörter „der Länder“ durch die 
Wörter „abweichend von Absatz 2 Satz 1“ ersetzt. 

3. § 14 Absatz 7 Satz 7 wird durch die folgenden Sätze er- 
setzt: 

„Die Übermittlung unterbleibt außerdem, soweit, auch 
unter Berücksichtigung des besonderen öffentlichen In- 
teresses an der Datenübermittlung, im Einzelfall schutz- 
würdige Interessen der betroffenen Person an dem Aus- 
schluss der Übermittlung überwiegen. Zu den schutz- 
würdigen Interessen der betroffenen Person gehört auch 
das Vorhandensein eines angemessenen Datenschutz- 
niveaus im Empfängerstaat. Die schutzwürdigen Interes- 
sen der betroffenen Person können auch dadurch ge- 
wahrt werden, dass der Empfangerstaat oder die empfan- 
gende zwischen- oder überstaatliche Stelle im Einzelfall 
einen angemessenen Schutz der übermittelten Daten ga- 
rantiert.“ 
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4. Nach § 14 wird folgender § 14a eingefugt: 

„§14a 

Übermittlung personenbezogener Daten 
an Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

(1) Auf ein Ersuchen einer Polizeibehörde oder einer 
sonstigen für die Verhütung und Verfolgung von Straf- 
taten zuständigen öffentlichen Stelle eines Mitgliedstaa- 
tes der Europäischen Union kann das Bundeskriminal- 
amt personenbezogene Daten zum Zweck der Verhütung 
von Straftaten übermitteln. Für die Übermittlung dieser 
Daten gelten die Vorschriften über die Datenübermitt- 
lung im innerstaatlichen Bereich entsprechend. Die Ver- 
antwortung für die Zulässigkeit der Datenübermittlung 
trägt das Bundeskriminalamt. 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten nach 
Absatz 1 ist nur zulässig, weim das Ersuchen mindestens 
folgende Angaben enthält: 

1. die Bezeichnung und die Anschrift der ersuchenden 
Behörde, 

2. die Bezeichnung der Straftat, zu deren Verhütung die 
Daten benötigt werden, 

3. die Beschreibung des Sachverhalts, der dem Ersu- 
chen zugrunde liegt, 

4. die Benennung des Zwecks, zu dem die Daten erbe- 
ten werden, 

5. Einzelheiten zur Identität der betroffenen Person, so- 
fern sich das Ersuchen auf eine bekannte Person be- 
zieht, und 

6. Gründe für die Annahme, dass sachdienliche Infor- 
mationen und Erkenntnisse im Inland vorliegen. 

(3) Das Bundeskriminalamt kann auch ohne Ersuchen 
personenbezogene Daten an eine Polizeibehörde oder 
eine sonstige für die Verhütung und Verfolgung von 
Straftaten zuständige öffentliche Stelle eines Mitglied- 
staates der Europäischen Union übermitteln, wenn im 
Einzelfall die Gefahr der Begehung einer Straftat im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 2 des Rahmenbeschlusses 
2002/584/Jl des Rates vom 13. Juni 2002 über den Euro- 
päischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwi- 
schen den Mitgliedstaaten (ABI. L 190 vom 18.7.2002, 

S. 1) besteht und zu erwarten ist, dass die Datenüber- 
mittlung geeignet ist, zur Verhütung einer solchen Straf- 
tat beizutragen. Für die Übermittlung dieser Daten gel- 
ten die Vorschriften über die Datenübermittlung im in- 
nerstaatlichen Bereich entsprechend. 

(4) Die Zulässigkeit der Übermittlung personenbezo- 
gener Daten durch das Bundeskriminalamt an eine Poli- 
zeibehörde oder eine sonstige für die Verhütung und 
Verfolgung von Straftaten zuständige öffentliche Stelle 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union auf der 
Grundlage von § 14 oder besonderer völkerrechtlicher 
Vereinbarungen bleibt unberührt. 

(5) Als Polizeibehörde oder sonstige für die Verhü- 
tung und Verfolgung von Straftaten zuständige öffentli- 
che Stelle eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
im Sinne der Absätze 1 und 3 gilt jede Stelle, die von 
diesem Staat gemäß Artikel 2 Buchstabe a des Rahmen- 
beschlusses 2006/960/Jl des Rates vom 18. Dezember 


2006 über die Vereinfachung des Austauschs von Infor- 
mationen und Erkenntnissen zwischen Strafverfolgungs- 
behörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(ABI. L 386 vom 29.12.2006, S. 89, L 75 vom 15.3. 
2007, S. 26) benannt wurde. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden auch Anwendung auf 
die Übermittlung von personenbezogenen Daten an Po- 
lizeibehörden oder sonstige für die Verhütung und Ver- 
folgung von Straftaten zuständige öffentliche Stellen 
eines Schengen-assoziierten Staates im Sinne von § 91 
Absatz 3 des Gesetzes über die internationale Rechts- 
hilfe in Strafsachen“. 

5 . ln § 1 5 Absatz 6 Satz 1 wird nach der Angabe „Absatz 4“ 
die Angabe „Nummer 3“ eingefügt. 

6. § 20m wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird nach Nummer 4 das Wort „und“ 
durch das Wort „wenn“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 1 wird nach den Wörtern „Unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1“ die Angabe „Satz 1“ 
gestrichen. 

7. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift werden nach dem Wort „Übermitt- 
lungsverbote“ die Wörter „und Verweigerungs- 
gründe“ eingefügt. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 . 

c) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

„(2) Die Datenübennittlung nach § 14a Absatz 1 
und 3 unterbleibt auch dann, wenn 

1. hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des 
Bundes oder der Länder beeinträchtigt würden, 

2. die Übermittlung der Daten zu den in Artikel 6 
des Vertrages über die Europäische Union enthal- 
tenen Grundsätzen in Widerspruch stünde, 

3 . die zu übermittelnden Daten bei der ersuchten Be- 
hörde nicht vorhanden sind und nur durch das Er- 
greifen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden 
können oder 

4. die Übermittlung der Daten unverhältnismäßig 
wäre oder die Daten für die Zwecke, für die sie 
übermittelt werden sollen, nicht erforderlich sind. 

(3) Die Datenübermittlung nach § 14a Absatz 1 
und 3 kann darüber hinaus auch darm unterbleiben, 
wenn 

1. die zu übermittelnden Daten beim Bundeskrimi- 
nalamt nicht vorhanden sind, jedoch ohne das Er- 
greifen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden 
können, 

2. hierdurch der Erfolg laufender Ennittlungen oder 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person gefährdet 
würde oder 

3 . die Tat, zu deren Verhütung die Daten übermittelt 
werden sollen, nach deutschem Recht mit einer 
Freiheitsstrafe von im Höchstmaß einem Jahr 
oder weniger bedroht ist.“ 
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8. Nach § 27 wird folgender § 27a eingefugt: 

„§ 27a 

Verwendung von nach dem 

Rahmenbeschluss 2006/960/Jl übermittelten Daten 

(1) Daten, die nach dem Rahmenbeschluss 2006/960/ 
J1 an das Bundeskriminalamt übermittelt worden sind, 
dürfen nur für die Zwecke, für die sie übermittelt wur- 
den, oder zur Abwehr einer gegenwärtigen und erheb- 
lichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit verwendet 
werden. Für einen anderen Zweck oder als Beweismittel 
in einem gerichtlichen Verfahren dürfen sie nur verwen- 
det werden, wenn der übermittelnde Staat zugestimmt 
hat. Von dem übermittelnden Staat für die Verwendung 
der Daten gestellte Bedingungen sind zu beachten. 

(2) Das Bundeskriminalamt erteilt dem übermitteln- 
den Staat auf dessen Ersuchen zu Zwecken der Daten- 
schutzkontrolle Auskunft darüber, wie die übennittelten 
Daten verwendet wurden.“ 


Artikel 4 

Änderung des Bundespolizeigesetzes 

Das Bundespolizeigesetz vom 19. Oktober 1994 
(BGBl. 1 S. 2978, 2979), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge- 
setzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2507) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 32 wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 32a Übermittlung personenbezogener Daten an 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union“. 

b) Nach der Angabe zu § 33 wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 33a Verwendung von nach dem Rahmenbe- 
schluss 2006/960/Jl übermittelten Daten“. 

c) ln der Angabe zu § 59 werden die Wörter „Einzel- 
dienstliche und“ gestrichen. 

2. ln § 32 Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „andere“ 
das Wort „inländische“ eingefügt. 

3. Nach § 32 wird folgender § 32a eingefügt: 

„§ 32a 

Übermittlung personenbezogener Daten 
an Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

(1) Auf ein Ersuchen einer Polizeibehörde oder einer 
sonstigen für die Verhütung und Verfolgung von Straf- 
taten zuständigen öffentlichen Stelle eines Mitglied- 
staates der Europäischen Union kaim die Bundespolizei 
personenbezogene Daten zum Zweck der Verhütung von 
Straftaten übermitteln. Für die Übermittlung dieser Da- 
ten gelten die Vorschriften über die Datenübermittlung 
im innerstaatlichen Bereich entsprechend. 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten nach 
Absatz 1 ist nur zulässig, wenn das Ersuchen mindestens 
folgende Angaben enthält: 


1. die Bezeichnung und die Anschrift der ersuchenden 
Behörde, 

2. die Bezeichnung der Straftat, zu deren Verhütung die 
Daten benötigt werden, 

3. die Beschreibung des Sachverhalts, der dem Ersu- 
chen zugrunde liegt, 

4. die Benennung des Zwecks, zu dem die Daten erbe- 
ten werden, 

5. Einzelheiten zur Identität der betroffenen Person, so- 
fern sich das Ersuchen auf eine bekannte Person be- 
zieht, und 

6. Gründe für die Armahme, dass sachdienliche Infor- 
mationen und Erkenntnisse im Inland vorliegen. 

(3) Die Bundespolizei karm auch ohne Ersuchen per- 
sonenbezogene Daten an eine Polizeibehörde oder eine 
sonstige für die Verhütung und Verfolgung von Straf- 
taten zuständige öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union übermitteln, weim im Einzelfall 
die Gefahr der Begehung einer Straftat im Sinne des Ar- 
tikels 2 Absatz 2 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI 
des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen 
Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den 
Mitgliedstaaten (ABI. L 190 vom 18.7.2002, S. 1) be- 
steht und zu erwarten ist, dass die Datenübermittlung ge- 
eignet ist, zur Verhütung einer solchen Straftat beizu- 
tragen. Für die Übermittlung dieser Daten gelten die 
Vorschriften über die Datenübermittlung im innerstaat- 
lichen Bereich entsprechend. 

(4) Die Zulässigkeit der Übermittlung personenbezo- 
gener Daten durch die Bundespolizei an eine Polizeibe- 
hörde oder eine sonstige für die Verhütung und Verfol- 
gung von Straftaten zuständige öffentliche Stelle eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union auf Grundlage 
von § 32 Absatz 3 oder besonderer völkerrechtlicher 
Vereinbarungen bleibt unberührt. 

(5) Als Polizeibehörde oder sonstige für die Verhü- 
tung und Verfolgung von Straftaten zuständige öffentli- 
che Stelle eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
im Sirme der Absätze 1 und 3 gilt jede Stelle, die von 
diesem Staat gemäß Artikel 2 Buchstabe a des Rahmen- 
beschlusses 2006/960/JI des Rates vom 18. Dezember 
2006 über die Vereinfachung des Austauschs von Infor- 
mationen und Erkenntnissen zwischen Strafverfolgungs- 
behörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(ABI. L 386 vom 29.12.2006, S. 89, L 75 vom 15.3. 
2007, S. 26) benannt wurde. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden auch Anwendung auf die 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an Polizei- 
behörden oder sonstige für die Verhütung und Verfolgung 
von Straftaten zuständige öffentliche Stellen eines Schen- 
gen-assoziierten Staates im Sinne von § 91 Absatz 3 des 
Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsa- 
chen.“ 

4. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze er- 
setzt: 

„Die Übermittlung in den in § 32 Absatz 3 bezeichne- 
ten Fällen unterbleibt ferner, soweit, auch unter Be- 
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rücksichtigung des besonderen öffentlichen Interesses 
an der Datenübermittlung, im Einzelfall schutzwür- 
dige Interessen der betroffenen Person an dem Aus- 
schluss der Übermittlung überwiegen. Zu den schutz- 
würdigen Interessen der betroffenen Person gehört 
auch das Vorhandensein eines angemessenen Daten- 
schutzniveaus im Empfängerstaat. Die schutzwürdi- 
gen Interessen der betroffenen Person können auch da- 
durch gewahrt werden, dass der Empfängerstaat oder 
die empfangende zwischen- oder überstaatliche Stehe 
im Einzelfall einen angemessenen Schutz der übermit- 
telten Daten garantiert.“ 

b) Nach Absatz 3 werden die folgenden Absätze 3 a 
und 3b eingefügt: 

„(3a) Die Datenübermittlung nach § 32a Absatz 1 
und 3 unterbleibt über die in Absatz 3 genannten 
Gründe hinaus auch dann, weim 

1. hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des 
Bundes oder der Länder beeinträchtigt würden, 

2. die Übermittlung der Daten zu den in Artikel 6 
des Vertrages über die Europäische Union enthal- 
tenen Grundsätzen in Widerspruch stünde, 

3. die zu übermittelnden Daten bei der ersuchten Be- 
hörde nicht vorhanden sind und nur durch das Er- 
greifen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden 
können oder 

4. die Übermittlung der Daten unverhältnismäßig 
wäre oder die Daten für die Zwecke, für die sie 
übermittelt werden sollen, nicht erforderlich sind. 

(3b) Die Datenübermittlung nach § 32a Absatz 1 
und 3 kann darüber hinaus auch dann unterbleiben, 
wenn 

1 . die zu übemiittelnden Daten bei der Bundespoli- 
zei nicht vorhanden sind, jedoch ohne das Ergrei- 
fen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden kön- 
nen, 

2. hierdurch der Erfolg laufender Ermittlungen oder 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person gefährdet 
würde oder 

3. die Tat, zu deren Verhütung die Daten übermittelt 
werden sollen, nach deutschem Recht mit einer 
Freiheitsstrafe von im Höchstmaß einem Jahr 
oder weniger bedroht ist.“ 

5. Nach § 33 wird folgender § 33a eingefugt: 

„§ 33a 

Verwendung von nach dem 
Rahmenbeschluss 2006/960/Jl übermittelten Daten 

( 1 ) Daten, die nach dem Rahmenbeschluss 2006/960/Jl 
an die Bundespolizei übermittelt worden sind, dürfen nur 
für die Zwecke, für die sie übermittelt wurden, oder zur 
Abwehr einer gegenwärtigen und erheblichen Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit verwendet werden. Für einen 
anderen Zweck oder als Beweismittel in einem gericht- 
lichen Verfahren dürfen sie nur verwendet werden, wenn 
der übermittelnde Staat zugestimmt hat. Von dem über- 


mittelnden Staat für die Verwendung der Daten gestellte 
Bedingungen sind zu beachten. 

(2) Die Bundespolizei erteilt dem übermittelnden 
Staat auf dessen Ersuchen zu Zwecken der Datenschutz- 
kontrohe Auskunft darüber, wie die übermittelten Daten 
verwendet wurden.“ 

6. ln der Überschrift zu § 59 werden die Wörter „Einzel- 
dienstliche und“ gestrichen. 


Artikel 5 

Änderung des Zollfahndungsdienstgesetzes 

Das Zollfahndungsdienstgesetz vom 16. August 2002 
(BGBl. 1 S. 3202), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 6 des 
Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2437) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 34 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

„§ 34a Übermittlung personenbezogener Daten an 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union“. 

b) Nach der Angabe zu § 35 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

„§ 35a Verwendung von nach dem Rahmenbeschluss 
2006/960/Jl des Rates übermittelten Daten“. 

2. Nach § 3 Absatz 6 wird folgender Absatz 6a eingefügt: 

„(6a) Das Bundesministerium der Finanzen karm dem 
Zollkriminalamt Aufgaben bei der Anwendung des Rah- 
menbeschlusses 2006/960/Jl des Rates vom 18. Dezem- 
ber 2006 über die Vereinfachung des Austauschs von 
Informationen und Erkermtnissen zwischen den Straf- 
verfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union (ABI. L 386 vom 29.12.2006, S. 89, L 75 
vom 15.3.2007, S. 26) übertragen. Die Übertragung be- 
darf des Einvernehmens aller obersten Finanzbehörden 
der Länder. Übertragbar sind Aufgaben zur Unterstüt- 
zung des Geschäftsverkehrs zwischen den mit der Steu- 
erfahndung betrauten Dienststellen der Landesfmanz- 
behörden und den Polizeibehörden oder sonstigen für die 
Verhütung und Verfolgung von Straftaten zuständigen 
Stellen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder eines Schengen-assoziierten Staates im Sinne des 
§ 34a Absatz 4.“ 

3. § 34 Absatz 4 Satz 5 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Die Übermittlung unterbleibt außerdem, soweit, auch 
unter Berücksichtigung des besonderen öffentlichen In- 
teresses an der Datenübermittlung, im Einzelfall schutz- 
würdige Interessen der betroffenen Person überwiegen. 
Zu den schutzwürdigen Interessen der betroffenen Per- 
son gehört auch das Vorhandensein eines angemessenen 
Datenschutzniveaus im Empfängerstaat. Die schutzwür- 
digen Interessen der betroffenen Person köimen auch 
dadurch gewahrt werden, dass der Empfängerstaat oder 
die empfangende zwischen- oder überstaatliche Stelle im 
Einzelfall einen angemessenen Schutz der übermittelten 
Daten garantiert.“ 
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4. Nach § 34 wird folgender § 34a eingefägt: 

„§34a 

Übermittlung personenbezogener Daten 
an Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

(1) Auf ein Ersuchen einer Polizeibehörde oder einer 
sonstigen für die Verhütung und Verfolgung von Strafta- 
ten zuständigen öffentlichen Stelle eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union können die Behörden des Zoll- 
fahndungsdienstes personenbezogene Daten zum Zweck 
der Verhütung von Straftaten übennitteln. Für die Über- 
mittlung dieser Daten gelten die Vorschriften über die 
Datenübermittlung im innerstaatlichen Bereich entspre- 
chend. 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten nach 
Absatz 1 ist nur zulässig, wenn das Ersuchen mindestens 
folgende Angaben enthält: 

1. die Bezeichnung und die Anschrift der ersuchenden 
Behörde, 

2. die Bezeichnung der Straftat, zu deren Verhütung 
die Daten benötigt werden, 

3. die Beschreibung des Sachverhalts, der dem Ersu- 
chen zugrunde liegt, 

4. die Benennung des Zwecks, zu dem die Daten erbe- 
ten werden, 

5. Einzelheiten zur Identität der betroffenen Person, 
sofern sich das Ersuchen auf eine bekannte Person 
bezieht, und 

6. Gründe für die Annahme, dass sachdienliche Infor- 
mationen und Erkenntnisse im Inland vorliegen. 

(3) Die Behörden des Zollfahndungsdienstes können 
auch ohne Ersuchen personenbezogene Daten an eine 
Polizeibehörde oder eine sonstige für die Verhütung und 
Verfolgung von Straftaten zuständige öffentliche Stelle 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union übermit- 
teln, wenn im Einzelfall die Gefahr der Begehung einer 
Straftat im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 des Rahmen- 
beschlusses 2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 2002 
über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabe- 
verfahren zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. L 190 
vom 18.7.2002, S. 1) besteht und zu erwarten ist, dass 
die Datenübermittlung geeignet ist, zur Verhütung einer 
solchen Straftat beizutragen. Für die Übermittlung dieser 
Daten gelten die Vorschriften über die Datenübermitt- 
lung im innerstaatlichen Bereich entsprechend. 

(4) Die Zulässigkeit der Übermittlung personenbe- 
zogener Daten durch die Behörden des Zollfahndungs- 
dienstes an eine Polizeibehörde oder eine sonstige für 
die Verhütung und Verfolgung von Straftaten zuständige 
öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union auf Grundlage von § 34 oder besonderer völker- 
rechtlicher Vereinbarungen bleibt unberührt. 

(5) Als Polizeibehörde oder sonstige für die Verhü- 
tung und Verfolgung von Straftaten zuständige öffentli- 
che Stelle eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
im Sinne der Absätze 1 und 3 gilt jede von diesem Staat 
gemäß Artikel 2 Buchstabe a des Rahmenbeschlusses 
2006/960/JI benannte Stelle. 


(6) Die Absätze 1 bis 5 finden auch Anwendung auf die 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an Polizei- 
behörden oder sonstige für die Verhütung und Verfolgung 
von Straftaten zuständige öffentliche Stellen eines Schen- 
gen-assoziierten Staates im Sinne von § 91 Absatz 3 des 
Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsa- 
chen.“ 

5. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Über- 
mittlungsverbote“ die Wörter „und Verweigerungs- 
gründe“ angefügt. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 . 

c) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

„(2) Die Datenübermittlung nach § 34a Absatz 1 
und 3 unterbleibt auch dann, wenn 

1. hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des 
Bundes oder der Länder beeinträchtigt würden, 

2. die Übermittlung der Daten zu den in Artikel 6 des 
Vertrages über die Europäische Union enthaltenen 
Grundsätzen in Widerspruch stünde, 

3 . die zu übennittelnden Daten bei der ersuchten Be- 
hörde nicht vorhanden sind und nur durch das Er- 
greifen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden 
können oder 

4. die Übermittlung der Daten unverhältnismäßig 
wäre oder die Daten für die Zwecke, für die sie 
übermittelt werden sollen, nicht erforderlich sind. 

(3) Die Datenübermittlung nach § 34a Absatz 1 
und 3 kann darüber hinaus auch darm unterbleiben, 
wenn 

1 . die zu übermittelnden Daten bei den Behörden des 
Zollfahndungsdienstes nicht vorhanden sind, je- 
doch ohne das Ergreifen von Zwangsmaßnahmen 
erlangt werden können, 

2. hierdurch der Erfolg laufender Ennittlungen oder 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person gefährdet 
würde oder 

3. die Tat, zu deren Verhütung die Daten übermittelt 
werden sollen, nach deutschem Recht mit einer 
Freiheitsstrafe von im Höchstmaß einem Jahr oder 
weniger bedroht ist.“ 

6. Nach § 35 wird folgender § 35a eingefügt: 

„§ 35a 

Verwendung von nach dem 
Rahmenbeschluss 2006/960/JI übermittelten Daten 

(1) Daten, die nach dem Rahmenbeschluss 2006/960/ 
JI an die Behörden des Zollfahndungsdienstes übermit- 
telt worden sind, dürfen nur für die Zwecke, für die sie 
übennittelt wurden, oder zur Abwehr einer gegenwärti- 
gen und erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicher- 
heit verwendet werden. Für einen anderen Zweck oder 
als Beweismittel in einem gerichtlichen Verfahren dür- 
fen sie nur verwendet werden, werm der übermittelnde 
Staat zugestiinmt hat. Von dem übermittelnden Staat für 
die Verwendung der Daten gestellte Bedingungen sind 
zu beachten. 
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(2) Die Behörden des Zollfahndungsdienstes erteilen 
dem übermittelnden Staat auf dessen Ersuchen zu Zwe- 
cken der Datenschutzkontrolle Auskunft darüber, wie 
die übermittelten Daten verwendet wurden.“ 

Artikel 6 

Änderung des Zollverwaltungsgesetzes 

Das Zollverwaltungsgesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. 1 S. 2125; 1993 1 S. 2493), das zuletzt durch Artikel 4 
Absatz 7 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2437) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 5 wird durch die folgenden Sätze er- 
setzt: 

„Die Übermittlung personenbezogener Daten unter- 
bleibt, soweit, auch unter Berücksichtigung des be- 
sonderen öffentlichen Interesses an der Datenüber- 
mittlung, im Einzelfall schutzwürdige Interessen der 
betroffenen Person überwiegen. Zu den schutzwürdi- 
gen Interessen der betroffenen Person gehört auch das 
Vorhandensein eines angemessenen Datenschutz- 
niveaus im Empfängerstaat. Die schutzwürdigen Inte- 
ressen der betroffenen Person können auch dadurch 
gewahrt werden, dass der Empfangerstaat oder die 
empfangende zwischen- oder überstaatliche Stelle im 
Einzelfall einen angemessenen Schutz der übermittel- 
ten Daten garantiert.“ 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt 
gefasst: 

„(3) § 3 Absatz 6 des Zollfahndungsdienstgesetzes 
ist auf die §§ 1 1 bis 1 Ib anzuwenden.“ 

2. Nach § 11 werden die folgenden §§ 11a und 11b einge- 
fügt: 

„§ 11a 

Übermittlung personenbezogener Daten 
an Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

(1) Auf ein Ersuchen einer Polizeibehörde oder einer 
sonstigen für die Verhütung und Verfolgung von Straf- 
taten zuständigen öffentlichen Stelle eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union können die in § 11 Absatz 1 
Satz 1 genaimten Dienststellen der Zollverwaltung per- 
sonenbezogene Daten zum Zweck der Verhütung von 
Straftaten übermitteln. Für die Übermittlung dieser Da- 
ten gelten die Vorschriften über die Datenübermittlung 
im innerstaatlichen Bereich entsprechend. 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten nach 
Absatz 1 ist nur zulässig, weim das Ersuchen mindestens 
folgende Angaben enthält: 

1. die Bezeichnung und die Anschrift der ersuchenden 
Behörde, 

2. die Bezeichnung der Straftat, zu deren Verhütung die 
Daten benötigt werden, 

3. die Beschreibung des Sachverhalts, der dem Ersuchen 
zugrunde liegt, 

4. die Benennung des Zwecks, zu dem die Daten erbeten 
werden. 


5. Einzelheiten zur Identität der betroffenen Person, so- 
fern sich das Ersuchen auf eine bekannte Person be- 
zieht, und 

6. Gründe für die Annahme, dass sachdienliche Infor- 
mationen und Erkenntnisse im Inland vorliegen. 

(3) Die in § 1 1 Absatz 1 Satz 1 genannten Dienststel- 
len der Zollverwaltung können auch ohne Ersuchen per- 
sonenbezogene Daten an eine Polizeibehörde oder eine 
sonstige für die Verhütung und Verfolgung von Straftaten 
zuständige öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates der Eu- 
ropäischen Union übermitteln, wenn im Einzelfall die Ge- 
fahr der Begehung einer Straftat im Sinne des Artikels 2 
Absatz 2 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates 
vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl 
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaa- 
ten (ABI. L 190 vom 18.7.2002, S. 1) besteht und zu er- 
warten ist, dass die Datenübermittlung geeignet ist, zur 
Verhütung einer solchen Straftat beizutragen. Für die 
Übermittlung dieser Daten gelten die Vorschriften über 
die Datenübermittlung im innerstaatlichen Bereich ent- 
sprechend. 

(4) Die Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 3 
unterbleibt auch dann, wenn 

1 . hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des Bun- 
des oder der Länder beeinträchtigt würden, 

2. die Übermittlung der Daten zu den in Artikel 6 des 
Vertrags über die Europäische Union enthaltenen 
Grundsätzen in Widerspruch stünde, 

3. die zu übermittelnden Daten bei der ersuchten Be- 
hörde nicht vorhanden sind und nur durch das Ergrei- 
fen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden können 
oder 

4. die Übermittlung der Daten unverhältnismäßig wäre 
oder die Daten für die Zwecke, für die sie übermittelt 
werden sollen, nicht erforderlich sind. 

(5) Die Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 3 
kann darüber hinaus auch dann unterbleiben, wenn 

1 . die zu übermittelnden Daten bei den in § 1 1 Absatz 1 
Satz 1 genannten Dienststellen der Zollverwaltung 
nicht vorhanden sind, jedoch ohne das Ergreifen von 
Zwangsmaßnahmen erlangt werden können, 

2 . hierdurch der Erfolg laufender Ermittlungen oder Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person gefährdet würde oder 

3. die Tat, zu deren Verhütung die Daten übermittelt 
werden sollen, nach deutschem Recht mit einer Frei- 
heitsstrafe von im Höchstmaß einem Jahr oder weni- 
ger bedroht ist. 

(6) Die Zulässigkeit der Übermittlung personenbezo- 
gener Daten durch die in § 1 1 Absatz 1 Satz 1 genannten 
Dienststellen der Zollverwaltung an eine Polizeibehörde 
oder eine sonstige für die Verhütung und Verfolgung von 
Straftaten zuständige öffentliche Stelle eines Mitglied- 
staates der Europäischen Union auf der Grundlage von 
§11 oder besonderer völkerrechtlicher Vereinbarungen 
bleibt unberührt. 

(7) Als Polizeibehörde oder sonstige für die Verhütung 
und Verfolgung von Straftaten zuständige öffentliche 
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Stelle eines Mitgliedstaates der Europäischen Union im 
Sinne der Absätze 1 und 3 gilt jede Stelle, die von diesem 
Staat gemäß Artikel 2 Buchstabe a des Rahmenbeschlus- 
ses 2006/960/Jl des Rates vom 18. Dezember 2006 über 
die Vereinfachung des Austauschs von Informationen 
und Erkenntnissen zwischen den Strafverfolgungsbehör- 
den der Mitgliedstaaten der Europäischen Union (ABI. 
L 386 vom 29.12.2006, S. 89, L 75 vom 15.3.2007, S. 26) 
benannt wurde. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 finden auch Anwendung auf die 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an Polizei- 
behörden oder sonstige für die Verhütung und Verfolgung 
von Straftaten zuständige öffentliche Stellen eines Schen- 
gen-assoziierten Staates im Sinne von § 91 Absatz 3 des 
Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsa- 
chen. 

§ Hb 

Verwendung von nach dem 

Rahmenbeschluss 2006/960/Jl übermittelten Daten 

(1) Daten, die nach dem Rahmenbeschluss 2006/960/ 
J1 an die in § 1 1 Absatz 1 Satz 1 genannten Dienststellen 
der Zollverwaltung übermittelt worden sind, dürfen nur 
für die Zwecke, für die sie übermittelt wurden, oder zur 
Abwehr einer gegenwärtigen und erheblichen Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit verwendet werden. Für einen 
anderen Zweck oder als Beweismittel in einem gericht- 
lichen Verfahren dürfen sie nur verwendet werden, wenn 
der übennittelnde Staat zugestimmt hat. Von dem über- 
mittelnden Staat für die Verwendung der Daten gestellte 
Bedingungen sind zu beachten. 

(2) Die in § 1 1 Absatz 1 Satz 1 genannten Dienststel- 
len der Zollverwaltung erteilen dem übermittelnden Staat 
auf dessen Ersuchen zu Zwecken der Datenschutzkon- 
trolle Auskunft darüber, wie die übennittelten Daten ver- 
wendet wurden.“ 

Artikel 7 
Änderung des 

Sehwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 

Das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz vom 23. Juli 2004 
(BGBl. 1 S. 1842), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 22. April 2009 (BGBl. I S. 818) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 6 fol- 
gende Angabe zu § 6a eingefügt: 

„§ 6a Übemiittlung personenbezogener Daten an Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union“. 

2. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 

„§ 6a 

Übermittlung personenbezogener Daten 
an Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

(1) Die Behörden der Zollverwaltung können perso- 
nenbezogene Daten, die in Zusammenhang mit einem der 
in § 2 Absatz 1 genannten Prüfgegenstände stehen, zum 
Zweck der Verhütung von Straftaten an eine für die Ver- 
hütung und Verfolgung zuständige Behörde eines Mit- 


gliedstaates der Europäischen Union übermitteln. Dabei ist 
eine Übermittlung personenbezogener Daten ohne Ersu- 
chen nur zulässig, wenn im Einzelfall die Gefahr der Be- 
gehung einer Straftat im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 des 
Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 
2002 über den Europäischen Haftbefehl und die Über- 
gabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. L 190 
vom 18.7.2002, S. 1) besteht und zu erwarten ist, dass die 
Datenübermittlung geeignet ist, zur Verhütung einer sol- 
chen Straftat beizutragen. 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten nach 
Absatz 1 ist nur zulässig, wenn das Ersuchen mindestens 
folgende Angaben enthält: 

1. die Bezeichnung und die Anschrift der ersuchenden 
Behörde, 

2. die Bezeichnung der Straftat, zu deren Verhütung die 
Daten benötigt werden, 

3 . die Beschreibung des Sachverhalts, der dem Ersuchen 
zugrunde liegt, 

4. die Benennung des Zwecks, zu dem die Daten erbeten 
werden, 

5. Einzelheiten zur Identität der betroffenen Person, so- 
fern sich das Ersuchen auf eine bekannte Person be- 
zieht, und 

6. Gründe für die Annahme, dass sachdienliche Infor- 
mationen und Erkenntnisse im Inland vorliegen. 

(3) Die Datenübermittlung nach Absatz 1 unterbleibt, 
wenn 

1 . hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des Bun- 
des oder der Länder beeinträchtigt würden, 

2. die Übermittlung der Daten unverhältnismäßig wäre 
oder die Daten für die Zwecke, für die sie übemiittelt 
werden sollen, nicht erforderlich sind, 

3. die zu übemiittelnden Daten bei der ersuchten Be- 
hörde nicht vorhanden sind und nur durch das Ergrei- 
fen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden können 
oder 

4. besondere bundesgesetzliche Verwendungsregelun- 
gen entgegenstehen; die Verpflichtung zur Wahrung 
gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Be- 
rufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht 
auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unbe- 
rührt. 

(4) Die Übermittlung kann unterbleiben, wenn 

1 . die Tat, zu deren Verhütung die Daten übermittelt wer- 
den sollen, nach deutschem Recht mit einer Freiheits- 
strafe von im Höchstmaß einem Jahr oder weniger be- 
droht ist, 

2. die übermittelten Daten als Beweismittel vor einer Jus- 
tizbehörde verwendet werden sollen, 

3. die zu übemiittelnden Daten bei der ersuchten Be- 
hörde nicht vorhanden sind, jedoch ohne das Ergreifen 
von Zwangsmaßnahmen erlangt werden können, oder 

4. der Erfolg laufender Ermittlungen oder Leib, Leben 
oder Freiheit einer Personen gefährdet würde. 
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(5) Personenbezogene Daten, die nach dem Rahmen- 
beschluss 2006/960/Jl des Rates vom 1 8. Dezember 2006 
über die Vereinfachung des Austauschs von Informa- 
tionen und Erkeimtnissen zwischen den StrafVerfolgungs- 
behörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(ABI. L 386 vom 29. 12.2006, S. 89, L 75 vom 15.3.2007, 
S. 26) an die Behörden der Zollverwaltung übermittelt 
worden sind, dürfen ohne Zustimmung des übermitteln- 
den Staates nur für die Zwecke, für die sie übemiittelt wur- 
den, oder zur Abwehr einer gegenwärtigen und erheb- 
lichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit verwendet 
werden. Für einen anderen Zweck oder als Beweismittel 
in einem gerichtlichen Verfahren dürfen sie nur verwendet 
werden, wenn der übermittelnde Staat zugestimmt hat. 
Von dem übermittelnden Staat für die Verwendung der 
Daten gestellte Bedingungen sind zu beachten. 

(6) Die Behörden der Zollverwaltung erteilen dem 
übermittelnden Staat auf dessen Ersuchen zu Zwecken der 
Datenschutzkontrolle Auskunft darüber, wie die übermit- 
telten Daten verwendet wurden. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 finden auch Anwendung auf die 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an für die 
Verhütung und Verfolgung von Straftaten zuständige Be- 
hörden eines Schengen-assoziierten Staates im Sinne von 
§ 9 1 Absatz 3 des Gesetzes über die internationale Rechts- 
hilfe in Strafsachen.“ 


Artikel 8 

Änderung des Zehnten Buehes Sozialgesetzbueh 

Dem § 77 Absatz 1 des Zehnten Buches Sozialgesetz- 
buch - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001 
(BGBl. 1 S. 130), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 


vom 5. August 2010 (BGBl. 1 S. 1127) geändert worden ist, 
wird folgender Satz angefügt: 

„Die Übermittlung von Sozialdaten unterbleibt, soweit sie zu 
den in Artikel 6 des Vertrages über die Europäische Union 
enthaltenen Grundsätzen in Widerspruch stünde.“ 

Artikel 9 

Änderung der Abgabenordnung 

§ 117 der Abgabenordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 3866; 2003 1 
S. 61), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juli 
1999 (BGBl. 1 S. 2474) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Wird im Zuständigkeitsbereich der Landesfmanz- 
behörden oder des Bundeszentralamtes für Steuern zwi- 
schenstaatliche Rechts- und Amtshilfe im Rahmen der 
Befugnisse gegenüber einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem Schengen-assoziierten 
Staat im Sinne von § 9 1 Absatz 3 des Gesetzes über die in- 
ternationale Rechtshilfe in Strafsachen geleistet oder um 
diese ersucht, können die Daten nach amtlich vorgeschrie- 
benem Datensatz durch Datenfernübertragung unmittel- 
bar an diese übermittelt werden. Von der Datenübermitt- 
lung der Landesfmanzbehörden ist das Bundeszentralamt 
für Steuern in Kenntnis zu setzen.“ 

2. Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

Artikel 10 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Entstehungsgeschichte 

Der Rahmenbeschluss 2006/960/Jl über die Vereinfachung 
des Austauschs von Informationen und Erkenntnissen zwi- 
schen Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der Eu- 
ropäischen Union (ABI. L 386 vom 29.12.2006, S. 89, L 75 
vom 15.3.2007, S. 26 - im Folgenden: RbDatA) wurde am 
18. Dezember 2006 vom Rat angenommen. 

Der auf eine Initiative Schwedens zurückgehende Rahmen- 
beschluss ist der erste vom Rat verabschiedete Rechtsakt zur 
Umsetzung des sogenannten Grundsatzes der Verfügbarkeit. 
Der Grundsatz der Verfügbarkeit wurde vom Europäischen 
Rat als Leitidee des künftigen Informationsaustauschs zwi- 
schen Strafverfolgungsbehörden der EU-Mitgliedstaaten im 
„Haager Programm zur Stärkung von Freiheit, Sicherheit und 
Recht in der Europäischen Union“ (ABI. C 53 vom 3.3.2005 
S. 1) verankert. Er besagt, dass unionsweit StrafVerfolgungs- 
beamte und -beamtinnen in einem Mitgliedstaat, die für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben Informationen benötigen, diese aus 
einem anderen Mitgliedstaat erhalten können und dass die 
Strafverfolgungsbehörde in dem anderen Mitgliedstaat, die 
über diese Informationen verfügt, sie - unter Berücksichti- 
gung des Erfordernisses in diesem Staat anhängiger Ermitt- 
lungen - für den erklärten Zweck bereitstellt. 

Inzwischen hat der Rat weitere Rechtsakte zur Umsetzung 
dieses Grundsatzes verabschiedet. Zu nennen sind hier ins- 
besondere die sog. Prüm-Beschlüsse*. Auf der Grundlage 
dieser Beschlüsse gewähren die Mitgliedstaaten einander 
einen begrenzten automatisierten Zugriff auf ihre Finger- 
abdruck-, DNA- und Kraftfahrzeugregisterdatenbanken. Der 
RbDatA betrifft hingegen den konventionellen Infonna- 
tionsaustausch zwischen den Strafverfolgungsbehörden der 
EU-Mitgliedstaaten sowie der Schengen-assoziierten Staa- 
ten. Schengen-assoziierte Staaten sind Staaten, welche die 
Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes aufgrund eines 
Assoziierungsübereinkommens mit der Europäischen Union 
über die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des 
Schengen-Besitzstandes anwenden. Dies umfasst auch Fälle, 
in denen ein Staat durch ein Protokoll dem Assoziierungsab- 
kommen eines anderen Staates beigetreten ist. 

II. Neuerungen des RbDatA 

Der Rahmenbeschluss 2006/960/JI des Rates vom 18. De- 
zember 2006 über die Vereinfachung des Austauschs von 
Informationen und Erkenntnissen zwischen den Strafverfol- 
gungsbehörden der Europäischen Union basiert auf dem 
Grundsatz, Strafverfolgungsbehörden eines anderen Mit- 
gliedstaates unter den gleichen Bedingungen Zugang zu vor- 


Beschluss 2008/61 5/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung der 
Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und 
der grenzüberschreitenden Kriminalität (ABI. L210 vom 6.8.2008, 
S. 1) und Beschluss 2008/616/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur 
Durchführung des Beschlusses 2008/615/Jl zur Vertiefung der grenz- 
überschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des 
Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität (ABI. L 210 
vom 6.8.2008, S. 12). 


handenen Informationen zu gewähren wie innerstaatlichen 
Strafverfolgungsbehörden. Das sich aus diesem Grundsatz 
ergebende Diskriminierungs verbot darf nur im Falle des Vor- 
liegens ausdrücklich im RbDatA genannter Gründe durch- 
brochen werden. 

Damit geht der Rechtsakt grundsätzlich über Regelungen 
zum Austausch von Informationen und Erkenntnissen zwi- 
schen Strafverfolgungsbehörden hinaus, die auf Artikel 39 
des Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ) so- 
wie einzelnen bilateralen Verträge mit den Nachbarstaaten 
Deutschlands beruhen. Artikel 39 SDÜ verpflichtet die Mit- 
gliedstaaten zwar zu gegenseitiger Hilfe im Interesse der vor- 
beugenden Bekämpfung und der Aufklärung von strafbaren 
Handlungen, überlässt es jedoch dem nationalen Recht, die 
Art der Zusammenarbeit auszugestalten. Dem hat der Euro- 
päische Rat nunmehr ein Instrument entgegengesetzt, das die 
Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, grundsätzlich keinen Un- 
terschied mehr zwischen innerstaatlichen und europäischen 
Strafverfolgungsbehörden zu machen, wenn es darum geht, 
bei den Strafverfolgungsbehörden vorhandene oder verfüg- 
bare Informationen zur Verfügung zu stellen. Der Rahmen- 
beschluss stellt damit den Datenaustausch zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union auf neue Grundlagen. 
Gleichzeitig enthält der Rahmenbeschluss Regelungen zu 
Beantwortungsfristen, die selbst im Vergleich zum inner- 
staatlichen Datenverkehr neue Maßstäbe setzen. Aus den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union eingehende Ersu- 
chen sollen in Eilfallen innerhalb von 8 Stunden, regelmäßig 
immerhin in einer Woche und maximal innerhalb von zwei 
Wochen bearbeitet werden. Können die Fristen nicht einge- 
halten werden, muss der ersuchende Staat davon in Kenntnis 
gesetzt werden. 

Hinsichtlich der Kommunikationswege für den grenzüber- 
schreitenden Datenaustausch lässt der Rahmenbeschluss 
den Mitgliedstaaten die Wahl zwischen sämtlichen für die 
internationale Zusammenarbeit im Bereich der Strafverfol- 
gung verfügbaren Kanälen. Bei der Wahl des Kanals müs- 
sen jedoch die jeweiligen Anforderungen an die Daten- 
sicherheit berücksichtigt werden. Innerstaatliche Geschäfts- 
wegeregelungen bleiben von dem RbDatA grundsätzlich 
unberührt. 

III. Änderungsbedarf im deutsehen Reeht aufgrund des 
RbDatA 

Das bestehende deutsche Recht enthält bereits eine Reihe 
von Vorschriften zum Austausch von Informationen und 
Erkeimtnissen einschließlich personenbezogener Daten im 
Bereich der grenzüberschreitenden strafrechtlichen Zusam- 
menarbeit. Gemeinsam ist diesen Vorschriften allerdings, 
dass sie in der Regel kein Diskriminierungsverbot enthalten. 
Nachfolgend wird dargestellt, welche Regelungen des 
RbDatA im Einzelnen innerstaatlichen Umsetzungs- und 
Änderungsbedarf auslösen. 

Artikel 1 RbDatA beschreibt die Ziele und den Anwen- 
dungsbereich des Rahmenbeschlusses. Nach Artikel 1 Ab- 
satz 1 ist Ziel des RbDatA, einen wirksamen und raschen 
Austausch vorhandener Informationen und Erkeimtnisse 
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zwischen den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten 
zum Zweck der Durchführung strafrechtlicher Ermittlungen 
oder polizeilicher Erkenntnisgewinnungsverfahren zu ge- 
währleisten. Der Rahmenbeschluss verpflichtet die Mit- 
gliedstaaten hingegen nicht, Daten durch strafprozessuale 
oder polizeirechtliche Maßnahmen zu erheben. Ziel des 
Rahmenbeschlusses ist es vielmehr, den grenzüberschrei- 
tenden Austausch von Informationen zu erleichtern, die bei 
den Strafverfolgungsbehörden vorhanden oder für diese 
ohne Weiteres verfügbar sind. Informationen, die für die er- 
suchte Strafverfolgungsbehörde nach dem geltenden inner- 
staatlichen Recht nicht zugänglich sind, sind nach der Kon- 
zeption des RbDatA nicht verfügbar. Zu berücksichtigen ist 
hierbei gleichwohl, dass unter „Strafverfolgungsbehörden“ 
im Sinne von Artikel 2 Buchstabe a RbDatA auch Polizei-, 
Zoll- und sonstige Behörden fallen, die für die Verhütung 
von Straftaten zuständig sind. 

Der Rahmenbeschluss umfasst ausschließlich den Infor- 
mationsaustausch zwischen Strafverfolgungsbehörden. Der 
Informationsaustausch zwischen Strafverfolgungsbehörden 
und sonstigen Behörden zur Beantwortung von eingehenden 
Ersuchen ist nicht Gegenstand dieses Gesetzes. 

Artikel 1 Absatz 3 und 4 legt zudem fest, dass weder die er- 
suchten Mitgliedstaaten verpflichtet sind, Informationen und 
Erkenntnisse mit dem Ziel zu sammeln und zu speichern, sie 
an andere Mitgliedstaaten weiterzugeben, noch dass die über- 
mittelten Daten ohne ausdrückliche Genehmigung als Be- 
weismittel in einem gerichtlichen Verfahren Verwendung fin- 
den dürfen. Die Absätze 5 und 6 stellen nochmals ausdrück- 
lich klar, dass der Rahmenbeschluss den ersuchten Mitglied- 
staat weder verpflichtet, Informationen und Erkenntnisse 
durch Zwangsmaßnahmen zu erlangen noch durch Zwangs- 
maßnahmen erlangte Daten weiterzugeben, werm dies mit 
dem nationalen Recht nicht vereinbar ist. Artikel 1 Absatz 7 
eriimert an die Geltung von Artikel 6 des EU-Vertrags. Der 
darin formulierte sogenannte Europäische Ordre public ist 
bereits in § 73 Satz 2 des Gesetzes über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) niedergelegt. Im Hinblick 
auf die Datenübermittlungsvorschrift des § 14a des Bundes- 
kriminalamtgesetzes (BKAG) (§ 32a neu Bundespolizeige- 
setz (BPolG), § 34a neu Zollfahndungsdienstgesetz (ZFdG), 
§ 11a neu Zollverwaltungsgesetz (ZollVG)) wird der Euro- 
päische Ordre-public-Vorbehalt in § 27 Absatz 2 Nummer 2 
BKAG (§ 33 Absatz 3a Nummer 2 BPolG, § 35 Absatz 2 
Nuiumer 2 ZFdG, § 1 1 a Absatz 4 Nummer 2 ZollVG) umge- 
setzt. Der Europäische Ordre-public-Vorbehalt ist im Rah- 
men der Abgabenordnung (AO) in § 117 AO und für § 6a neu 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (Schwarz- 
ArbG) in § 77 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) 
niedergelegt. 

Artikel 2 enthält Definitionen zu in dem Rahmenbeschluss 
verwendeten Begriffen. „Zuständige Strafverfolgungsbehör- 
de“ ist nach Artikel 2 Buchstabe a RbDatA eine nationale 
Polizei-, Zoll- oder sonstige Behörde, die nach nationalem 
Recht befugt ist, Straftaten oder kriminelle Aktivitäten auf- 
zudecken, zu verhüten und aufzuklären, und in Verbindung 
mit diesen Tätigkeiten hoheitliche Gewalt auszuüben und 
Zwangsmaßnahmen zu ergreifen. Dazu gehören weder Nach- 
richtendienste noch Gerichte und auch nicht deutsche Staats- 
anwaltschaften, obwohl es sich innerstaatlich bei ihnen um 
Strafverfolgungsbehörden handelt. Dies ergibt sich sowohl 


aus dem Wortlaut des Artikels 2 als auch aus der im Rahmen- 
beschluss zitierten Rechtsgrundlage (Artikel 30 des Vertrages 
über die Europäische Union (EUV)) und deren Zweck, den 
Datenaustausch im Vorfeld eines strafrechtlichen Ermitt- 
lungsverfahrens zu regeln. Die Mitgliedstaaten notifizieren 
dem Rat die zuständigen nationalen StrafVerfolgungsbehör- 
den. 

Unter „strafrechtlichen Ermittlungen“ (Buchstabe b) wird 
das Verfahrens Stadium verstanden, in dem die zuständigen 
Strafverfolgungsbehörden Maßnahmen ergreifen, um straf- 
rechtlich relevante Sachverhalte aufzuklären und das folg- 
lich dem repressiven Bereich zuzuordnen ist. Dagegen be- 
zeichnet das polizeiliche Erkenntnisgewinnungsverfahren 
(Buchstabe c) ein Verfahrensstadium, das noch nicht das 
Stadium von strafrechtlichen Ermittlungen erreicht hat und 
in dem eine Strafverfolgungsbehörde Informationen und Er- 
kenntnisse zu Vorermittlungszwecken oder zur Verhütung 
von Straftaten gewirmt. 

In Artikel 2 Buchstabe d werden die Begriffe „Infonnatio- 
nen“ und „Erkenntnisse“ näher definiert. Umfasst sind da- 
nach solche Informationen und Angaben, die bei Strafver- 
folgungsbehörden vorhanden oder bei anderen Behörden 
oder privaten Stellen ohne das Ergreifen von Zwangsmaß- 
nahmen für die Strafverfolgungsbehörden verfügbar sind. 
Was unter einer Zwangsmaßnahme zu verstehen ist, richtet 
sich ausschließlich nach innerstaatlichem Recht. Die Poli- 
zeibehörden werden durch den Rahmenbeschluss folglich 
nicht verpflichtet, Ermittlungsmaßnahmen durchzuführen 
oder gar Zwangsmaßnahmen zu ergreifen, um Informatio- 
nen zu erlangen (s. hierzu bereits oben). 

Artikel 3 enthält die wesentlichen Grundsätze des Rahmen- 
beschlusses. Insbesondere wird in Absatz 3 Satz 1 festgehal- 
ten, dass “ vorbehaltlich ausdrücklich im Rahmenbeschluss 
aufgeführter Einschränkungen - für die Zurverfügungstel- 
lung von Informationen und Erkenntnissen an die Straf- 
verfolgungsbehörden anderer Mitgliedstaaten grundsätzlich 
keine strengeren Bedingungen gelten dürfen, als auf natio- 
naler Ebene für die Zurverfügungstellung und Anforderung 
von Informationen und Erkenntnissen vorgesehen sind. Er- 
suchen von Strafverfolgungsbehörden aus Mitgliedstaaten 
um Übermittlung von Informationen und Erkermtnissen 
sind daher grundsätzlich genauso zu behandeln, wie ein ent- 
sprechendes Ersuchen einer innerstaatlichen Strafverfol- 
gungsbehörde. Ein Ersuchen einer Strafverfolgungsbehörde 
eines anderen Mitgliedstaates kann daher auch nur dann 
zurückgewiesen werden, wenn auch eine entsprechende An- 
frage einer innerstaatlichen Behörde zurückgewiesen wor- 
den wäre (Diskriminierungsverbot/Gleichbehandlungsgrund- 
satz) - es sei derm, es liegt ein im RbDatA ausdrücklich ge- 
narmter Versagensgrund vor. Dieser Grundsatz bedarf der 
gesetzlichen Umsetzung, da er im Vergleich zum bisherigen 
Recht eine erhebliche Einschränkung des Ermessens im 
Rahmen der Beantwortung eingehender Ersuchen um Da- 
tenübermittlung bedeutet. Zudem sind die rechtlichen Vo- 
raussetzungen für die Übermittlung von Daten an auslän- 
dische Strafverfolgungsbehörden bislang in der Regel enger 
als die Voraussetzungen für entsprechende Datenübermitt- 
lungen im innerstaatlichen Bereich. 

Ergänzend führt Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 dazu aus, dass 
eine Übermittlung von Daten nicht von der Entscheidung ei- 
ner Justizbehörde abhängig gemacht werden darf, wenn dies 
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für den innerstaatlichen Datenverkehr nicht ebenfalls vorge- 
sehen ist. Das geltende deutsche Recht (vgl. § 478 Absatz 1 
Satz 5 der Strafprozessordnung - StPO) sieht eine solche 
Zustimmung einer Justizbehörde über den innerstaatlichen 
Austausch von Informationen und Daten zwischen Polizei- 
behörden nicht vor. Dies wurde bislang nicht für erforder- 
lich gehalten, da auch bei sensiblen Daten aus Ermittlungs- 
akten die Gefahr einer unkontrollierten Weiterverbreitung 
als relativ gering im Vergleich zu der erreichten Beschleu- 
nigung bei direktem Austausch von Informationen und Er- 
kenntnissen zwischen Polizeibehörden angesehen wurde. 
Auch künftig wird eine jeweilige Befassung von Justizbe- 
hörden im Einzelfall nicht für notwendig erachtet. Gleich- 
wohl soll durch eine Anpassung der StPO die Möglichkeit 
bestehen, dass in Zweifelsfällen auf Veranlassung der mit 
dem Ersuchen befassten Polizeibehörde die zuständige Jus- 
tizbehörde über die Zulässigkeit der Übermittlung entschei- 
det. 

Artikel 4 legt Fristen für die Zurverfügungstellung von In- 
formationen und Erkenntnissen fest. Danach ist sicherzu- 
stellen, dass die erbetenen Infonnationen in Eilfallen in ei- 
ner Frist zwischen 8 und 72 Stunden übermittelt werden, ln 
allen anderen Fällen sollen Ersuchen nach spätestens 2 Wo- 
chen beantwortet werden. Die Einhaltung der Frist erfordert 
eine Anpassung der technischen und organisatorischen Ab- 
läufe bei den zuständigen Stellen, allerdings keine formal- 
gesetzlichen Regelungen. Gegebenenfalls käme jedoch die 
Aufnahme einer entsprechenden Regelung in die Richt- 
linien für den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen 
Angelegenheiten (RiVASt) in Betracht. 

Artikel 5 bestimmt, welchen Inhaltes Ersuchen um Daten- 
übennittlung und zu welchem Zweck sie gestellt sein müs- 
sen. Um Informationen und Erkenntnisse kaim nur zum 
Zweck der Aufklärung, Aufdeckung oder Verhütung einer 
Straftat ersucht werden. Es sind die konkreten Gründe für 
die Aimahme zu erläutern, dass sachdienliche Informatio- 
nen und Erkenntnisse in dem angefragten Mitgliedstaat be- 
stehen. Weiterhin sind Ausführungen zu dem Zusammen- 
hang zwischen Zweck und Person, zu der Erkermtnisse 
angefordert werden, zu erläutern. Damit sollen sogenarmte 
fishing expeditions verhindert werden, bei denen allgemein 
um Auskunft zu einer bestimmten Person ersucht wird, 
ohne dass konkrete Verdachtsmomente zur Begehung einer 
Straftat vorliegen. 

Artikel 5 Absatz 3 führt hierzu aus, dass die Informationen, 
die in einem als Anhang B zum Rahmenbeschluss beigefüg- 
ten Formblatt genannt sind, in dem Ersuchen enthalten sein 
müssen. Diese Formvorgabe stellt die formale Absicherung 
für das sich aus dem RbDatA ergebende Diskriminierungs- 
verbot und der daraus unter Umständen folgenden Aus- 
kunftsverpflichtung dar. Eine so weitgehende Zusammenar- 
beit, wie sie der Rahmenbeschluss vorsieht, ist nur möglich, 
wenn die ersuchende Stelle in ausreichendem Maße Infor- 
mationen zu Zweck und Hintergrund des Ersuchens erhält. 
Daraus folgt im Umkehrschluss, dass ein Ersuchen ohne die 
verlangten Informationen nicht nach Vorgaben des RbDatA 
bearbeitet werden muss. Dies sicherzustellen ist ebenfalls 
Aufgabe des Umsetzungsgesetzes. 

In Artikel 6 werden Regelungen zur Frage der Kommunika- 
tionswege und der zu verwendenden Sprachen festgelegt. 
Der Informationsaustausch kann danach über alle für die in- 


ternationale Zusammenarbeit im Bereich der Strafverfol- 
gung verfügbaren Kanäle erfolgen, beispielsweise über den 
Europol- oder Interpolkanal. Für das Ersuchen ist die Spra- 
che des jeweils benutzten Kommunikationswegs zu verwen- 
den. Eine fonnalgesetzliche Umsetzung dieser Regelungen 
ist nicht erforderlich. 

Artikel 7 sieht den Austausch von Informationen und Er- 
keimtnissen ohne Ersuchen vor (sogenannter Spontandaten- 
austausch). Auch hier gilt der Gleichbehandlungsgrundsatz. 
Im Bereich des IRG ist dieser bereits in § 92 IRG (künftig 
§ 92c IRG-E) geregelt. Allerdings galt diese Regelung bis- 
lang nur in Verbindung mit völkerrechtlichen Vereinba- 
rungen, so dass hier eine Anpassung erforderlich war. Im 
BKAG sowie im BPOLG umfassen die Neuregelungen der 
Datenübermittlung an Polizei- und StrafVerfolgungsbehör- 
den anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union je- 
weils auch eine Regelung zum Spontandatenaustausch 
(§ 14a Absatz 3 BKAG neu und § 32a Absatz 3 BPOLG 
neu). Gleiches gilt durch die Neuregelung des 34a Absatz 3 
ZFdG, § 11a Absatz 3 ZollVG und des § 6a Absatz 1 
SchwarzArbG auch für die Behörden der Zollverwaltung. 

Für die Erteilung von Spontanauskünften bedarf es keiner 
gesonderter Umsetzung in der Abgabenordnung, da dieser 
Bereich bereits im Gesetz zur Durchführung der EG-Richt- 
linie über die gegenseitige Amtshilfe im Bereich der direk- 
ten Steuern, bestimmter Verbrauchsteuem und der Steuern 
auf Versicherungsprämien (EGAHiG) sowie in den Zollge- 
setzen geregelt ist. 

Die Artikel 8 und 9 enthalten Regelungen zum Datenschutz. 
Gemäß Artikel 8 Absatz 1 sind die für den jeweiligen Kom- 
munikationsweg geltenden Datenschutzbestimmungen anzu- 
wenden. Nach Absatz 2 unterliegen die übermittelten Infor- 
mationen und Erkermtnisse den Datenschutzbestimmungen 
des empfangenden Mitgliedstaates, der sicherzustellen hat, 
dass die Daten entsprechend den Grundsätzen des Überein- 
kommens des Europarates vom 28. Januar 1981 zum Schutz 
des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personen- 
bezogener Daten sowie im Falle von dessen Ratifizierung des 
dazugehörenden Zusatzprotokolls vom 8. November 2001 
betreffend Kontrollstellen und grenzüberschreitenden Daten- 
verkehr geschützt werden. Die Konvention ist von allen, das 
Zusatzprotokoll von aktuell 14 Mitgliedstaaten - darunter die 
Bundesrepublik Deutschland - ratifiziert worden. Künftig 
werden auch die Vorgaben des Rahmenbeschlusses 2008/ 
977/JI des Rates vom 27. November 2008 über den Schutz 
personenbezogener Daten, die im Rahmen der polizeilichen 
und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen verarbeitet 
werden, zu beachten sein. 

Umsetzungsbedarf besteht hinsichtlich Artikel 8 Absatz 3 
und 4. Absatz 3 legt Verwendungsbeschränkungen auf: 
Übermittelte Daten dürfen ohne Zustimmung des übennit- 
telnden Staates nur für den Zweck, für den sie übermittelt 
wurden oder zur Abwehr einer unmittelbaren und ernsthaf- 
ten Gefahr für die öffentliche Sicherheit verwendet werden. 
Nach Absatz 4 kann die übermittelnde Strafverfolgungsbe- 
hörde Bedingungen für die Verwendung der Informationen 
und Erkenntnisse festlegen, die durch die empfangende 
Strafverfolgungsbehörde zu beachten sind. Ferner sieht Ab- 
satz 4 Satz 5 vor, dass der empfangende Mitgliedstaat in be- 
sonderen Fällen von dem übermittelnden Mitgliedstaat er- 
sucht werden kann, Auskünfte über die Verwendung und 
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weitere Verarbeitung der übermittelten Informationen und 
Erkenntnisse zu erteilen. Artikel 9 verlangt die Gewährleis- 
tung der Vertraulichkeit aller zur Verfügung gestellten Infor- 
mationen. 

Artikel 10 normiert Gründe für die Zurückhaltung von In- 
formationen. Diese können nach Absatz 1 darin bestehen, 
dass wesentliche nationale Sicherheitsinteressen des ersuch- 
ten Mitgliedstaates beeinträchtigt würden, der Erfolg lau- 
fender Ermittlungen oder die Sicherheit von Personen ge- 
fährdet oder die Überaiittlung der Daten in keinem Ver- 
hältnis zu den Zwecken stehen würde, für die um sie nach- 
gesucht wurde. Nach Absatz 2 kann ein Ersuchen auch 
zurückgewiesen werden, wenn die Straftat, auf die sich das 
Ersuchen bezieht, nach dem Recht des ersuchenden Staates 
im Höchstmaß mit einer Freiheitsstrafe von einem Jahr oder 
weniger bedroht ist. Schließlich erlaubt Absatz 3 auch dann 
das Zurückhalten von Informationen und Erkermtnissen, 
wenn die zuständige Justizbehörde den Austausch der In- 
formationen nicht zugelassen hat. Die Regelungen der Ab- 
sätze 1 und 2 sind unmittelbar umzusetzen; eine Aufnahme 
des Verweigerungsgrundes nach Absatzes 3 ist nicht not- 
wendig, da bereits in diesen Fällen die Voraussetzungen für 
den innerstaatlichen Datenaustausch nicht gegeben sind. 

Die Artikel 11 und 12 enthalten Bestimmungen zur Umset- 
zungsfrist und dem Verhältnis zu anderen Rechtsakten, die 
keiner weiteren innerstaatlichen Umsetzung bedürfen. Nach 
Artikel 12 Absatz 1 werden die Vorschriften des Artikels 39 
Absatz 1, 2 und 3 und des Artikels 46 SDÜ durch die Be- 
stimmungen des Rahmenbeschlusses ersetzt, soweit sie den 
in dem Rahmenbeschluss vorgesehenen Informationsaus- 
tausch betreffen. Bi- und multilaterale Verträge, die bereits 
bestehen oder künftig abgeschlossen werden und den Infor- 
mationsaustausch weiter erleichtern, finden aber weiterhin 
Anwendung. 

IV. Gründe für die Umsetzung des RbDatA im BKAG, 
BPolG, ZFdG, ZollVG, IRG, AO, SchwarzArbG 
und StPO 

Der RbDatA regelt den Austausch von Informationen und 
Erkenntnissen zwischen Strafverfolgungsbehörden der Mit- 
gliedstaaten. Dieser Bereich wird bislang in den Polizei- 
und Spezialgesetzen des Bundes, der Länder sowie im Ge- 
setz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) 
geregelt. 

Dabei wird hinsichtlich des Verwendungszwecks der über- 
mittelten Daten differenziert. Dienen die Daten der Abwehr 
oder Verhütung einer Straftat, d. h. präventiven Zwecken, fin- 
det die Datenübemiittlung ihre Rechtsgrundlage in den ein- 
schlägigen Spezialgesetzen. Auf Ebene des Bundes sind dies 
das BKAG, das BPolG, das ZFdG, das ZollVG, die AO und 
das SchwarzArbG. 

Sollen dagegen mit der Datenübermittlung bereits began- 
gene Straftaten aufgeklärt werden, d. h. erfolgt sie zu re- 
pressiven Zwecken, handelt es sich um einen Fall der 
Rechtshilfe in Strafsachen. Hierunter ist die Unterstützung 
eines ausländischen Strafverfahrens zu verstehen (vgl. § 59 
Absatz 2 IRG). ln diesem Fall richtet sich die Datenüber- 
mittlung nach den Vorschriften des IRG. 

In den damit skizzierten rechtlichen Rahmen ist auch der 
RbDatA einzuordnen. Hinsichtlich der Datenübermittlung 


zu Zwecken der Verhütung von Straftaten sind daher das 
BKAG, das BPolG, das ZfDG, das ZollVG, die AO und das 
SchwarzArbG, in repressiver Hinsicht das IRG anzupassen. 

1. IRG 

Anknüpfungspunkt für die Einfügung neuer Vorschriften im 
IRG ist eine bestehende Regelung zur Datenübermittlung 
innerhalb der Europäischen Union. § 92 IRG regelt bislang 
in Umsetzung von Artikel 7 des Rechtshilfeübereinkom- 
mens der Europäischen Union vom 29. Mai 2000 die Daten- 
übermittlung ohne Ersuchen an öffentliche Stellen eines an- 
deren Mitgliedstaates sowie an Organe und Einrichtungen 
der Europäischen Union. Da der Regelungsbereich des bis- 
herigen § 92 IRG enger gefasst ist und künftig in der Praxis 
nur eine untergeordnete Rolle spielen dürfte, soll die hierfür 
noch vergebene Ordnungsnummer nunmehr der Umsetzung 
des RbDatA dienen und die Voraussetzung für die Übermitt- 
lung von personenbezogenen Daten in die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder in einen Schengen-assoziier- 
ten Staat enthalten. Der RbDatA macht jedoch auch Vorga- 
ben hinsichtlich der Verwendungsbindung übermittelter Da- 
ten, die zu ihrer Beachtung einer Umsetzung in nationales 
Recht bedürfen. Der Struktur des IRG entsprechend wird 
zwischen Zulässigkeits- und Bewilligungskriterien unter- 
schieden. Der bisherige § 92 IRG erhält nunmehr die Be- 
zeichnung § 92c IRG-E. 

2. BKAG 

Die Änderungen des BKAG betreffen den Abschnitt 2 Un- 
terabschnitt 2 des BKAG zur internationalen Zusammenar- 
beit (neuer § 14a BKAG) sowie die Gemeinsamen Bestim- 
mungen zur Datenverarbeitung in Abschnitt 3 des BKAG 
(Erweiterung von § 27 BKAG, neuer § 27a BKAG). 

§ 1 4 BKAG sieht bereits j etzt eine Regelung vor, die einen In- 
fomiationsaustausch zwischen dem BKA und ausländischen 
öffentlichen Stellen ermöglicht. Für den Informationsaus- 
tausch speziell zwischen den Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union sieht Artikel 3 Absatz 3 des Rahmenbeschlusses 
2006/960/JI allerdings vor, dass für die Zurverfügungstellung 
von Informationen und Erkenntnissen an andere Mitglied- 
staaten Bedingungen gelten sollen, die nicht strenger sind als 
die Bedingungen, die auf nationaler Ebene für die Zurverfü- 
gungstellung von Informationen und Erkenntnisse gelten. Da 
§10 Absatz 1 und 2 und § 20v Absatz 5 BKAG an die Da- 
tenübermittlung im iimerstaatlichen Bereich geringere An- 
forderungen stellen als für den Datenaustausch im interna- 
tionalen Bereich nach § 14 BKAG vorgesehen sind, besteht 
Änderungsbedarf. 

Durch den neuen § 14a BKAG und den neuen § 27a BKAG 
wird das dem Rahmenbeschluss 2006/960/JI entgegenste- 
hende Recht geändert bzw. die nach Artikel 8 des Rahmen- 
beschlusses geforderte besondere Verwendungsregelung für 
von einem anderen Mitgliedstaat nach dem Rahmenbe- 
schluss übemiittelte Daten in das BKAG aufgenommen. 
Die besonderen Verweigerungsgründe nach Artikel 10 des 
Rahmenbeschlusses werden ausdrücklich in § 27 BKAG 
geregelt. Zudem werden die Möglichkeiten des direkten po- 
lizeilichen Dienstverkehrs mit dem Ausland, über die die 
Länder nach § 3 Absatz 3 BKAG bereits verfügen, auf die 
Bundespolizei erstreckt. 
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3. BPolG 

Die Änderungen des BPolG betreffen die §§ 32a (neu), 33 
und 33a (neu) BPolG. § 32 Absatz 3 BPolG sieht bereits 
jetzt eine Befugnis zum Informationsaustausch zwischen 
der Bundespolizei und öffentlichen Stellen anderer Staaten 
oder zwischenstaatlichen Stellen vor. Die Regelung des 
Informationsaustausches zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union ist dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
entsprechend an § 32 Absatz 1 BPolG für die Datenüber- 
mittlung im innerstaatlichen Bereich anzupassen. Hierzu 
wird ein neuer § 32a eingefügt, ln § 33 BPolG werden die 
Verweigerungsgründe des Artikels 10 RbDatA geregelt. Der 
neu eingefugte § 33a BPolG orientiert sich an § 27a BKAG 
und enthält die nach Artikel 8 RbDatA erforderliche beson- 
dere Verwendungsregelung für nach dem Rahmenbeschluss 
an die Bundespolizei übermittelte Daten. 

4. ZFdG 

Die Änderungen des ZFdG orientieren sich an den Ände- 
rungen des Bundeskriminalamtgesetzes aus den dort ge- 
nannten Gründen. Ziel ist eine weitestmögliche Überein- 
stimmung des Wortlauts der Rechtsnormen. Bereichspezifi- 
sche Sonderregelungen sind nicht erforderlich. 

5. ZollVG 

Die Änderungen des ZollVG übernehmen die Änderungen 
des ZFdG. Damit wird sichergestellt, dass für die Dienststel- 
len der allgemeinen Zollverwaltung, soweit sie die funktio- 
nalen Aufgaben einer „Strafverfolgungsbehörde“ im Sinne 
des Ratsbeschlusses wahmehmen, inhaltlich gleiche Rechts- 
vorschriften für die Anwendung des Rahmenbeschlusses 
2006/960/JI gelten wie für den Zollfahndungsdienst (Zoll- 
kriminalamt, Zollfahndungsämter). 

6. AO 

Die Änderung der AO betrifft den Dritten Teil - Allgemeine 
Verfahrensvorschriften Unterabschnitt 5 - Rechts- und Amts- 
hilfe und dort den § 117 AO. Dieser sieht bereits jetzt eine 
zwischenstaatliche Rechts- und Amtshilfe vor. Wird im Rah- 
men der Befugnisse gegenüber einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem Schengen-assoziierten 
Staat Rechts- oder Amtshilfe geleistet oder empfangen, kön- 
nen die zugrunde liegenden Daten nach amtlich vorgeschrie- 
benem Datensatz durch Datenfernübertragung übemiittelt 
werden. 

§ 1 1 7 Absatz 5 (neu) soll die Rechtsgrundlage dafür schaf- 
fen, dass für die Datenübermittlung im Rahmen der Rechts- 
und Amtshilfe die vorhandenen elektronischen Instrumente 
genutzt werden können und der Informationsaustausch bei 
der Übermittlung ohne Zwischenschaltung oberster Finanz- 
behörden erfolgen kann. Die Regelung ist räumlich be- 
schränkt auf die Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
und Schengen-assoziierte Staaten. 

Damit soll eine Beschleunigung des innereuropäischen In- 
formationsaustausches insbesondere zur Aufdeckung und 
Ermittlung von unbekannten Steuerfallen erreicht werden. 
Insoweit flankiert die Neuregelung die Umsetzung des Rah- 
menbeschlusses 2006/960/JI des Rates vom 18. Dezember 
2006 über die Vereinfachung des Austauschs von Informa- 


tionen und Erkenntnissen zwischen den Strafverfolgungsbe- 
hörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf 
dem Gebiet der Steuerfestsetzung und -erhebung. 

Regelungsbedarf besteht nur für die Landesfmanzbehörden, 
da die Umsetzung in Bezug auf die StrafVerfolgungsbehör- 
den der Bundeszollverwaltung bereits in den Spezialgeset- 
zen geregelt ist. 

7. StPO 

Grundgedanke des RbDatA ist, den Austausch von Daten, 
Informationen und Erkenntnissen zwischen den StrafVerfol- 
gungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder Schengen-assoziierter Staaten grundsätzlich in gleicher 
Weise zu gestalten wie zwischen innerstaatlichen Behörden. 
Die Uiusetzung dieses Prinzips soll einen raschen und wirk- 
samen Informationsaustausch ohne umständliche förmliche 
Verfahren sowie ohne Einbindung komplexer Verwaltungs- 
und Bewilligungsstrukturen bewirken. Um eine Vermi- 
schung von polizeilichen mit justiziellen Kompetenzen je- 
doch zu vermeiden, enthält der RbDatA klare Regelungen 
über die Verwendbarkeit der übermittelten Daten im Rah- 
men eines gerichtlichen Verfahrens. 

Der durch die Umsetzung des RbDatA bewirkte größere In- 
formationsaustausch mit einer erheblich erweiterten Zahl 
möglicher Empfänger erschwert aber auch die Kontrolle 
darüber, was mit den weitergeleiteten Daten geschieht und 
erhöht zugleich das Risiko einer unzulässigen Weitergabe 
sensibler personenbezogener Daten, die in einem Strafver- 
fahren gewonnen wurden. Um dem zu begegnen, soll den 
Staatsanwaltschaften und Gerichten die Möglichkeit ge- 
geben werden, in Zweifelsfällen die Rechtmäßigkeit des 
Datenaustauschs sowohl im innerstaatlichen als auch im 
grenzüberschreitenden Bereich auf Veranlassung der jeweils 
zuständigen Polizeibehörde vorab zu überprüfen. Hierzu ist 
eine Anpassung der einschlägigen Vorschriften des Ab- 
schnittes der Strafprozessordnung über die Erteilung von 
Auskünften und Akteneinsicht, sonstige Verwendung von 
Daten für verfahrensübergreifende Zwecke notwendig. 

8. Schwarz ArbG 

In das SchwarzArbG wird zur Umsetzung des RbDatA ein 
neuer § 6a eingefügt, der die Übermittlung von personenbe- 
zogenen Daten durch die Behörden der Zollverwaltung zum 
Zwecke der Verhütung von Straftaten sowie die Ver- 
wendung von im Zusammenhang mit der Umsetzung des 
RbDatA von ausländischen Staaten an die Behörden der 
Zollverwaltung übermittelten Daten regelt. Soweit die Da- 
tenübermittlung zum Zwecke der Verfolgung von Straftaten 
erfolgen soll, sind die Vorschriften über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen zu beachten. Im Übrigen richtet 
sich der Datenaustausch mit ausländischen Stellen im An- 
wendungsbereich des SchwarzArbG nach den Vorschriften 
des Sozialgesetzbuches. 

V. yerhältnis zu anderen bi- und multilateralen 
Übereinkommen 

Bi- und multilaterale Übereinkommen, die in den Anwen- 
dungsbereich des RbDatA fallen, in dem Anwendungsbe- 
reich jedoch über den RbDatA hinausgehen und dazu beitra- 
gen, den Informationsaustausch weiter zu vereinfachen und 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-19- 


Drucksache 17/5096 


erleichtern, bleiben entsprechend der Regelung in Artikel 12 
Absatz 3 und 4 RbDatA unberührt. Dies gilt beispielsweise 
für den Prümer Vertrag, dessen Regelungen über den In- 
formationsaustausch zwar in den Anwendungsbereich des 
RbDatA fallen, der in diesem Anwendungsbereich jedoch 
über den RbDatA hinausgeht, indem er einen automatisier- 
ten Datenaustausch vorsieht. Dies gilt auch im Zollbereich 
für das „Neapel 11-Übereinkommen“, das Ermittlungen zur 
Aufklärung eines Sachverhaltes umfasst und zulässt, dass 
die erteilten Auskünfte und übermittelten Unterlagen nach 
dem Recht des ersuchenden Staates als Beweismittel ver- 
wendet werden können. Ebenfalls über den RbDatA hinaus 
gehen solche bi- und multilateralen Übereirrkommen, die 
die Übermittlung von Daten vorsehen, die auch zu Beweis- 
zwecken verwertet werden können. Hierunter fallen insbe- 
sondere verschiedene bi- und multilaterale Verträge im Be- 
reich der Bekämpfung der Organisierten Kriminalität. 

VI. Gesetzgebungskompetenz und Gesetzesfolgen- 
absehätzung 

Nach Artikel 32 des Grundgesetzes (GG) ist die internatio- 
nale Zusammenarbeit in strafrechtlichen Angelegenheiten 
Teil der Pflege der auswärtigen Beziehungen. Die durch die 
Umsetzung des RbDatA erforderlichen Änderungen des IRG 
fallen deshalb in den Bereich der ausschließlichen Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes nach Artikel 73 Absatz 1 
Nummer 1 GG. 

Die Neuregelung enthält auf dem Gebiet der heute schon 
möglichen Rechtshilfe in Form des Austauschs von Infor- 
mationen, Erkenntnissen und personenbezogenen Daten 
Verfahrensvereinfachungen zwischen den Mitgliedstaaten. 
Diese Verbesserung der strafrechtlichen Zusammenarbeit ist 
gewollter und unverzichtbarer Bestandteil der Entwicklung 
eines einheitlichen Raumes der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts innerhalb der Europäischen Union. Obwohl sich 
die konkreten Auswirkungen auf den Aufwand der deut- 
schen Strafverfolgungs- insbesondere der Polizeibehörden 
zur Bearbeitung ein- und ausgehender Ersuchen nicht genau 
abschätzen lassen, dürfte die Neuregelung zu einem erhöh- 
ten Aufwand bei der Bewältigung ein- und ausgehender Er- 
suchen führen. Dieser Mehraufwand kann möglicherweise 
durch eine Vereinheitlichung des Verfahrensgangs und eine 
Standardisierung des Erledigungsprozesses unter überwie- 
gendem Einsatz von IT-Technik kompensiert werden. 

Die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
für die Änderungen des BKAG sowie des BPolG ergibt sich 
aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 10 GG bzw. Artikel 73 
Absatz 1 Nummer 9a GG für die Änderung des § 20m 
BKAG. Für das ZFdG und das ZollVG ergibt sich die aus- 
schließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Arti- 
kel 73 Absatz 1 Nummer 5 GG. 

Es lässt sich derzeit noch nicht abschätzen, ob die Umset- 
zung des RbDatA im Bereich der Verhütung von Straftaten 
zu einer Zunahme des Datenaustauschs führt und ob der da- 
durch ggf. für das BKA und die Behörden der Bundespoli- 
zei entstehende Mehraufwand durch die mit der Umsetzung 
des RbDatA einhergehende Vereinfachung des Datenaus- 
tauschs, insbesondere durch die Standardisierung der Da- 
tenübermittlung, ausgeglichen werden kann. 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Änderung 
der Strafprozessordnung folgt aus Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 1 GG und die Gesetzgebungskompetenz zur Ände- 
rung der Abgabenordnung aus Artikel 108 Absatz 5 GG. 

Die Gesetzgebungskompetenz zur Ergänzung des Schwarz- 
arbeitsbekämpfungsgesetzes ergibt sich aus Artikel 74 Ab- 
satz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft). 

§ 6a (neu) SchwarzArbG ergänzt die Regelungen des § 6 
SchwarzArbG zur Unterrichtung und Zusammenarbeit der 
Behörden im irmerstaatlichen Bereich um Vorgaben zur Zu- 
sammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden innerhalb 
der Europäischen Union. § 6a fügt sich in den Regelungs- 
zweck und -gehalt des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
insgesamt ein und wird damit durch die dem Schwarzar- 
beitsbekämpfungsgesetz zugrunde liegende Gesetzgebungs- 
kompetenz des Artikels 74 Absatz 1 Nummer 11 GG ge- 
deckt. 

Bundesgesetzliche Regelungen für den Bereich der Be- 
kämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäfti- 
gung sind zur Wahrung der Wirtschaftseinheit im Sinne des 
Artikels 72 Absatz 2 GG erforderlich. Unterschiedliche Re- 
gelungen in den Ländern hätten zur Folge, dass die Be- 
kämpfung der Schwarzarbeit irmerhalb des Bundesgebiets 
unterschiedlich erfolgen würde. Dies würde zu unterschied- 
lichen Standortbedingungen für die Wirtschaftsuntemeh- 
men in den einzelnen Ländern und damit zu Wettbewerbs- 
verzerrungen führen. Die Einheit des Wirtschaftsgefüges 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland wäre damit ge- 
fährdet. Der Erlass eines Bundesgesetzes liegt auch im ge- 
samtstaatlichen Interesse, weil unterschiedliche landesrecht- 
liche Regelungen erhebliche Nachteile für die Gesamtwirt- 
schaft mit sich brächten. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Ergänzung 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch beruht auf Artikel 74 
Absatz 1 Nummer 12 GG (Sozialversicherung). 

Bürokratiekosten 

Durch das Gesetz werden weder für die Wirtschaft noch für 
die Bürgerinnen und Bürger Informationspflichten neu ein- 
geführt, geändert oder aufgehoben. 

Für die Verwaltung werden sechs Informationspflichten neu 
eingeführt. Diese Informationspflichten sind im Einzelnen: 


Artikel 3; § 27a 
Absatz 2 BKAG 

Auskunftserteilung durch das BKA 
zum Zwecke der Datenschutzkontrolle 
der übermittelten Daten auf Ersuchen 
des übermittelnden Staates 

Artikel 4; § 33a 
Absatz 2 BPolG 

Auskunftserteilung durch die Bundes- 
polizei zum Zwecke der Datenschutz- 
kontrolle der übermittelten Daten auf 
Ersuchen des übermittelnden Staates 

Artikel 5; § 35a 
Absatz 2 ZFdG 

Auskunftserteilung durch die Behörden 
des Zollfahndungsdienstes zum Zwe- 
cke der Datenschutzkontrolle der über- 
mittelten Daten auf Ersuchen des über- 
mittelnden Staates 
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Artikel 6; § 11b 
Absatz 2 ZollVG 

Auskunftserteilung durch die Dienst- 
stellen der Zollverwaltung zum Zwe- 
cke der Datenschutzkontrolle der über- 
mittelten Daten auf Ersuchen des über- 
mittelnden Staates 

Artikel 7; § 6a 
Absatz 6 
SchwarzArbG 

Auskunftserteilung durch die Behörden 
der Zollverwaltung zum Zwecke der 
Datenschutzkontrolle der übermittel- 
ten Daten auf Ersuchen des übermit- 
telnden Staates 

Artikel 9; § 117 
Absatz 5 Satz 2 
AO 

Information des Bundeszentralamtes 
für Steuern über Datenübermittlungen 
der Landesfmanzbehörden nach § 117 
Absatz 5 Satz 2 AO 


VII. Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung 

Das Vorhaben entspricht den Absichten der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie. Das Regelungsvorhaben verein- 
facht den Austausch von Informationen und Erkeimtnissen 
zwischen Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union. Die Indikatoren der Nachhaltigkeits- 
strategie sind nicht einschlägig. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Gesetzes über die inter- 
nationale Rechtshilfe in Strafsachen) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Nummer 1 enthält die notwendige Anpassung der Inhalts- 
übersicht. 

Zu Nummer 2 (§ 74 Absatz 4 Satz 1 IRG) 

Die Anpassung des § 74 Absatz 4 Satz 1 IRG ist notwendig 
geworden, da der bisherige § 92 IRG nunmehr die Ord- 
nungsnummer § 92c IRG erhält. 

Zu Nummer 3 (§ 91 Absatz 3 IRG) 

Nach dem Rahmenbeschluss finden die dortigen Regelun- 
gen auch auf die sog. Schengen-assoziierten Staaten An- 
wendung. Entsprechende Assoziierungsabkommen sind bis- 
lang mit Norwegen (ABI. L 176 vom 10.7.1999, S. 31), Is- 
land (ABI. L 176 vom 10.7.1999, S. 31) und der Schweiz 
(ABI. L 370 vom 17.12.2004, S. 78 und L 368 vom 
15.12.2004 S. 26) geschlossen worden. Die Formulierung 
„aufgrund eines Assoziierungsübereinkommens“ erfasst 
auch den Fall, dass ein Staat (wie gegenwärtig das Fürsten- 
tum Liechtenstein) durch ein Protokoll dem Assoziierungs- 
abkommen eines anderen Staates (in dem Fall der Schweiz) 
beigetreten ist. § 91 Absatz 3 IRG-E enthält diesbezüglich 
eine Legaldefmition, auf die in den ebenfalls wegen des 
RbDatA anzupassenden Gesetzen verwiesen werden kann. 

Zu Nummer 4 (§ 92 IRG) 

Zu Absatz 1 

Mit § 92 Absatz 1 wird die Rechtsgrundlage zur Übermitt- 
lung von Informationen einschließlich personenbezogener 
Daten geschaffen. Der Begriff Information umfasst hier so- 


wohl Einzelangaben über sachliche und persönliche Ver- 
hältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen 
Person als auch Einzelangaben nicht personenbezogener 
Art. Im Hinblick darauf, dass nach dem Willen des Euro- 
päischen Gesetzgebers der Infonuationsaustausch zwischen 
Strafverfolgungsbehörden der Europäischen Union grund- 
sätzlich auf Grundlage des RbDatA erfolgen soll, ist eine 
Bezugnahme eines ausländischen Ersuchens auf den Rah- 
menbeschluss nicht erforderlich. Die aufgrund des Rahmen- 
beschlusses neu eingefügten Vorschriften regeln abschlie- 
ßend die Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union oder eines Schengen-assoziierten Staates, 
soweit Ersuchen unter Bezugnahme auf bzw. nach Maßgabe 
des RbDatA gestellt werden. Ist dies nicht der Fall, ist die 
ausländische Anfrage nach den allgemeinen Regeln zu be- 
handeln. Die Übermittlung von Informationen einschließ- 
lich personenbezogener Daten kaim dann auf völkerrecht- 
licher Grundlage, sofern vorhanden, erfolgen (§91 Absatz 2 
i. V. m. § 1 Absatz 3 IRG). Alternativ ist auch eine Beant- 
wortung des Ersuchens nach Maßgabe des § 59 ff. IRG 
denkbar. Hierbei sind jedoch dann die Vorschriften über die 
Bewilligungszuständigkeit nach § 74 Absatz 2 Satz 2 und 
Absatz 3 IRG zu beachten. 

Absatz I Satz I bezeichnet zunächst die für die Übermittlung 
von Informationen einschließlich personenbezogener Daten 
zuständigen innerstaatlichen Behörden. Hierbei handelt es 
sich um die Polizeibehörden des Bundes und der Länder. 
Welche Behörden als zuständige Strafverfolgungsbehörden 
zu verstehen sind, legt jeder Mitgliedstaat in eigener Zustän- 
digkeit fest und teilt dies dem Generalsekretariat des Rates 
gemäß Artikel 2 Buchstabe a RbDatA mit. Deutschland hat 
erklärt, dass hierunter ausschließlich die Polizeibehörden des 
Bundes und der Länder zu verstehen sind. Hierunter sind alle 
Behörden zu verstehen, die polizeiliche Aufgaben der Verhü- 
tung und Verfolgung von Straftaten wahmehmen. Justizbe- 
hörden im formellen Sinne zählen nicht dazu. Im Gegensatz 
dazu haben Lettland, Tschechien und Ungarn auch Justizbe- 
hörden (Staatsanwaltschaften und Gerichte) mit in den Kreis 
der nach dem RbDatA zuständigen StrafVerfolgungsbehör- 
den einbezogen. § 92 Abs. 1 IRG-E enthält eine eigenstän- 
dige Bewilligungszuständigkeit. Im Übrigen gelten die all- 
gemeinen Regelungen. Der hier verwendete Begriff „Straf- 
verfolgungsbehörde“ weicht insoweit von dem in § 14a 
BKAG-E verwendeten Begriff „Polizeibehörde“ ab, als dort 
ausschließlich die Datenübermittlung zu präventiven Zwe- 
cken geregelt ist. § 92 Absatz 1 Satz 3 stellt klar, dass die Re- 
gelungen des § 3 Bundeskriminalamtgesetz über den inter- 
nationalen Dienstverkehr der Polizeien des Bundes und der 
Länder unberührt bleiben. 

Ersuchen werden darm nach § 92 Absatz 1 IRG-E bearbei- 
tet, wenn sie der Verfolgung von Straftaten dienen. Ersu- 
chen um Datenübermittlung zum Zweck der Verhütung von 
Straftaten sind nach den einschlägigen Vorschriften des 
BKAG, BPolG, ZFdG oder AO zu bearbeiten. 

In § 92 Absatz 1 Satz 2 IRG-E wird der in Artikel 3 Absatz 3 
Satz 1 RbDatA zum Ausdruck kommende Grundsatz nie- 
dergelegt, nach dem der Infonuationsaustausch zwischen 
Strafverfolgungsbehörden der EU-Mitgliedstaaten und Schen- 
gen-assoziierten Staaten keinen strengeren Bedingungen 
unterworfen werden darf als der zwischen Strafverfolgungs- 
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behörden bzw. Polizeibehörden im innerstaatlichen Bereich 
(Diskriminierungsverbot) . 

Maßstab für die Beurteilung der Frage, ob und unter welchen 
Voraussetzungen personenbezogene Daten übermittelt wer- 
den, sind die entsprechenden Vorschriften zur Regelung des 
innerstaatlichen Datenverkehrs zwischen Polizeibehörden. 
Falls es sich um personenbezogene Daten handelt, die im 
Rahmen eines Strafverfahrens gewonnen wurden, sind die 
Vorschriften der Strafprozessordnung einschlägig. 

Soweit die innerstaatlichen Regelungen zum Datenaustausch 
den zuständigen Behörden ein Emiessen einräumen, besteht 
dieses auch gegenüber Strafverfolgungsbehörden der Mit- 
gliedstaaten. Eine Besserstellung des zwischenstaatlichen 
Datenaustauschs im Vergleich zum innerstaatlichen Daten- 
austausch ist weder wünschenswert noch vom RbDatA vor- 
gegeben. Die zuständige deutsche Strafverfolgungsbehörde 
im Sinne von Artikel 2 Buchstabe a RbDatA hat daher vor der 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an eine Straf- 
verfolgungsbehörde eines Mitgliedstaates zu prüfen, ob unter 
Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und sonsti- 
ger übergeordneter Interessen, beispielsweise zur Sicherung 
der Ermittlungen oder Geheimhaltungspflichten, das Ermes- 
sen nicht dahingehend reduziert ist, dass das Zurverfügung- 
stellen von Daten nicht in Betracht kommt. 

Regelungen zur Datenübermittlung aufgrund völkerrecht- 
licher Vereinbarungen - wie bspw. die mit den Nachbarstaa- 
ten Frankreich, Niederlande, Österreich, Schweiz oder Tsche- 
chien - bleiben gemäß § 1 Abs. 3 unberührt. Diese werden 
nicht durch die Vorschriften der § 92 i. V. m. § 91 Abs. 2; § 1 
Absatz 4 verdrängt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass die übemiittelnden Behör- 
den - soweit sie nicht zugleich Bewilligungsbehörde sind - 
grundsätzlich nicht berechtigt sind, eine Zustimmung zur 
Verwendung der übermittelten Daten als Beweismittel in 
einem Gerichtsverfahren zu erteilen. Damit wird festgelegt, 
dass die für die Übennittlung von Beweisiuitteln einschlägi- 
gen Vorschriften des fünften Teils des IRG - insbesondere 
die §§ 66, 67 IRG sowie die Zuständigkeitsregelung nach 
§ 74 - unberührt bleiben. Die Zustimmung kann grundsätz- 
lich nur die für die Bewilligung eines Rechtshilfeersuchens 
nach § 59 IRG zuständige Behörde unter Beachtung der 
Vorschriften des 5. Teils des IRG erteilen. Das Gleiche gilt 
auch für den Fall der im 5. Teil nicht vorgesehenen nach- 
träglichen Zustimmung zur Verwertbarkeit im Hinblick auf 
bereits auf Grundlage des RbDatA übermittelten Daten. Ist 
die übermittelnde Behörde zugleich Bewilligungsbehörde, 
kann sie die Zustimmung bereits bei der Datenübermittlung 
erteilen. 

Zu Absatz 3 

Das deutsche Rechtshilferecht unterscheidet zwischen Zu- 
lässigkeits- und Bewilligungsentscheidung. Während die 
Zulässigkeit eines Rechtshilfeersuchens nach gesetzlich 
vorgegebenen Kriterien beurteilt wird, eröffnet sich im Rah- 
men der Bewilligung ein Ermessen der Bewilligungsbe- 
hörde. 

Entsprechend sieht auch das Umsetzungsgesetz eine ent- 
sprechende Aufteilung vor. Die in Absatz 3 genannten Be- 


dingungen sind Zulässigkeitsvoraussetzungen und müssen 
vorhegen, andernfalls ist ein Ersuchen nicht nach Maßgabe 
der in Absatz 1 genannten Grundsätze zu behandeln. Ein 
Ermessensspielraum eröffnet sich erst im Rahmen von Ab- 
satz 4. 

Die in Absatz 3 genannten Zulässigkeitsgründe entsprechen 
den Vorgaben des Rahmenbeschlusses. 

Grundlage von Absatz 3 Nummer 1 ist Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe a RbDatA, nach dem auf Grundlage des Rah- 
menbeschlusses dann keine Auskunft erteilt werden muss, 
wenn wesentliche nationale Sicherheitsinteressen des er- 
suchten Mitgliedstaates beeinträchtigt sind. Die Verwen- 
dung des Begriffs „wesentlich“ deutet daraufhin, dass die 
Datenübemiittlung unzulässig ist, wenn grundlegende Be- 
einträchtigungen der nationalen Sicherheit zu befürchten 
sind. 

§ 92 Absatz 3 Nummer 2 setzt Artikel 2 Buchstabe d Dop- 
pelbuchstabe ii RbDatA um. Danach sind die Mitgliedstaaten 
nicht verpflichtet, Informationen und Erkenntnisse zur Ver- 
fügung zu stellen, die bei den zuständigen Strafverfolgungs- 
behörden nicht vorhanden sind und bei Dritten - Behörden 
oder Privaten - nicht ohne das Ergreifen von Zwangsmaß- 
nahmen zu beschaffen wären. 

Was unter Zwangsmaßnahmen zu verstehen ist, richtet sich 
gemäß Artikel 2 Buchstabe d Doppelbuchstabe ii RbDatA 
in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 5 RbDatA nach dem in- 
nerstaatlichen Recht. Eine gesetzliche Definition des Be- 
griffs ist nicht notwendig, da dieser bereits in Artikel 39 
SDÜ eingeführt wurde. Im Hinblick auf Datenübermittlun- 
gen zu Zwecken der Strafverfolgung sind die Vorschriften 
der Strafprozessordnung maßgeblich. Unter Zwangsmaß- 
nahmen sind danach Maßnahmen zu verstehen, die von der 
Polizei nicht im Rahmen der allgemeinen Ermittlungsbe- 
fugnis gemäß der § 163 Absatz 1, § 160 Absatz 4 StPO, 
sondern nur unter Rückgriff auf darüber hinausgehende, ge- 
setzlich speziell geregelte Befugnisse, wie beispielsweise 
§ 94 ff. StPO ergriffen werden können. 

§ 92 Absatz 3 Nummer 3 normiert Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe c RbDatA und stellt mithin eine Ausprägung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes dar. Eine Datenübermitt- 
lung ist dann als unverhältnismäßig anzusehen, wenn sie für 
die benötigten Zwecke nicht erforderlich, nicht geeignet 
oder im Hinblick auf die Schwere der dem Ersuchen zu- 
grunde hegenden Straftat als nicht angemessen anzusehen 
ist. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 eröffnet der Bewilligungsbehörde ein Ermessen 
bei der Beurteilung der Frage, ob Auskunft erteilt wird. Es 
handelt sich folglich um fakultative Zurückweisungsgründe, 
die innerstaatlich einen Handlungsspielraum unter Beach- 
tung allgemeiner Ermessensgrundsätze eröffnen. 

Absatz 4 Nummer 1 setzt Artikel 2 Buchstabe d Doppelbuch- 
stabe ii RbDatA um. Danach sind die Mitgliedstaaten nicht 
verpflichtet, Informationen und Erkenntnisse zur Verfügung 
zu stellen, die bei den zuständigen Strafverfolgungsbehörden 
nicht vorhanden oder verfügbar sind. Genutzt werden sollen 
daher grundsätzlich bei der zuständigen Strafverfolgungsbe- 
hörde in dort geführten Datenbanken vorhandene Daten. 
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Absatz 4 Nummer 2, der seine Grundlage in Artikel 10 Ab- 
satz 1 Buchstabe b RbDatA findet, eröffnet den Bewil- 
ligungsbehörden einen Spielraum in ermittlungstaktischer 
Sicht. Es ist vor der Bewilligung eines Ersuchens abzuwä- 
gen, ob die Übermittlung von Informationen und Erkennt- 
nissen zu einer nicht hinnehmbaren Beeinträchtigung inner- 
staatlicher Ermittlungen oder der Sicherheit von Personen 
führt. Dabei wird der Spielraum umso kleiner sein, je größer 
die Gefahr schwerwiegender Beeinträchtigungen für grund- 
gesetzliche geschützte Positionen wird. 

Absatz 4 Nummer 3 ergibt sich aus Artikel 10 Absatz 2 
RbDatA und stellt ebenfalls eine Ausprägung des Verhält- 
nismäßigkeitsgrundsatzes dar. Danach können Auskunfts- 
ersuchen zurückgewiesen werden, werm sie Straftaten be- 
treffen, die nach deutschem Recht mit einem Strafrahmen 
von nicht mehr als einem Jahr Freiheitsstrafe bedroht sind. 
Es handelt sich um Fälle von Bagatellkriminalität, in denen 
die Bewilligungsbehörde im Einzelfall zu prüfen hat, ob 
unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes eine 
Datenübermittlung gerechtfertigt ist. 

Zu Nummer 5 (§§ 92a - neu - und 92b - neu - IRG) 

Zu § 92a - neu - IRG (Inhalt des Ersuchens) 

§ 92a stellt eine weitere Zulässigkeitshürde für die Beant- 
wortung von Ersuchen nach dem RbDatA auf, die sich auf 
den Inhalt des Ersuchens bezieht. Danach kommen die in 
§ 92 Absatz 1 IRG niedergelegten Grundsätze des Diskrimi- 
nierungsverbots nur dann zur Anwendung, wenn die vom 
RbDatA vorgegebenen wesentlichen Förmlichkeiten einge- 
halten sind. Artikel 5 Absatz 3 RbDatA sieht diesbezüglich 
vor, dass Ersuchen um Informationen oder Erkenntnisse die 
in Anhang B des Rahmenbeschlusses genannten Informatio- 
nen enthalten müssen. Im Anhang B wird darüber hinaus 
sogar die Verwendung des Formblattes gefordert. Dieser 
Hinweis ist allerdings als Ergänzung von Artikel 5 Absatz 3 
RbDatA zu verstehen und soll verdeutlichen, dass Ersuchen 
schriftlich und dem Inhalt des Formblattes entsprechend ge- 
stellt werden sollen. 

Im Einzelnen werden daher in § 92a IRG die im Anhang B 
zum RbDatA genannten, wesentlichen Informationen be- 
schrieben, die ein Ersuchen enthalten muss. Es handelt sich 
um grundlegende Auskünfte, die es der Bewilligungsbe- 
hörde ermöglichen, die anfragende Behörde festzustellen, 
Zweck und Zielrichtung einzuschätzen, die betroffene Per- 
son zu identifizieren, die ihr vorgeworfenen Straftaten ein- 
zuordnen und damit einschätzen zu können, wie die An- 
frage effizient bearbeitet werden kaim und ob Zurückhal- 
tungsgründe im Sinne von § 92 Absatz 2 und 3 IRG vorlie- 
gen. 

Zu § 92b - neu - IRG (Verwendung von nach dem 

Rahmenbeschluss 2006/960/JI des 
Rates übermittelten Daten) 

Während § 92 IRG die Voraussetzungen für eine Übermitt- 
lung von Daten nach dem RbDatA regelt, die bei deutschen 
Strafverfolgungsbehörden vorhanden oder von diesen be- 
schafft worden sind, bezieht sich § 92b IRG auf den Fall der 
Übermittlung von Informationen und Erkenntnissen, die 
von einem Mitgliedstaat zur Verfügung gestellt wurden. 


§ 92b IRG sieht besondere Zweckbindungsvorschriften vor, 
die die Verwertbarkeit als Beweismittel, für einen anderen 
als den Übermittlungszweck und die Beachtung von Bedin- 
gungen betreffen. Die Vorschrift setzt damit Artikel 1 Ab- 
satz 4 und Artikel 8 Absatz 3 und 4 RbDatA in innerstaat- 
liches Recht um. 

Die aus dem Ausland übermittelten Daten dürfen danach 
ohne Zustimmung des übermittelnden Staates nur für den 
Zweck der Übermittlung oder zur Abwehr einer unmittel- 
baren und erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
verwendet werden. Damit ist die Verwendung als Beweis- 
mittel in einem Prozess ohne Zustimmung des übermitteln- 
den Staates ebenso ausgeschlossen wie eine Umwidmung 
von präventiven in repressive Zwecke. Der Rahmenbe- 
schluss sieht jedoch ausdrücklich vor, dass der übermit- 
telnde Staat seine Zustimmung zur zweckändemden Ver- 
wendung der übermittelten Daten, insbesondere zur Ver- 
wendung der Daten als Beweismittel, bereits bei der Über- 
mittlung der Daten erteilen kann. In den RiVASt wird ggf. 
zu regeln sein, dass eventuelle Verwendungsbeschränkung 
bezüglich der von einer ausländischen Stelle angelieferten 
Daten in den Akten/Vorgängen kenntlich zu machen sind. 

Zu den Nummern 6 und 7 (§ 92c IRG) 

Die bisherige Regelung zur Spontanübermittlung in § 92 IRG 
erhält nunmehr die Ordnungsnummer § 92c IRG-E. Die Vor- 
schrift wurde verändert, um - den Vorgaben des RbDatA ent- 
sprechend - eine Übermittlung auch in die Schengen-asso- 
ziierten Staaten zu ermöglichen. Weiterhin erfolgte eine re- 
daktionelle Anpassung, da nach Inkrafttreten des Vertrages 
von Lissabon die Europäische Gemeinschaft in den Rechts- 
rahmen der Europäischen Union überführt wurde. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Strafprozessordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 478 Absatz I Satz 5 StPO) 

Nach § 478 Absatz I Satz 5 dürfen personenbezogene Daten 
zwischen Behörden des Polizeidienstes ohne Entscheidung 
nach § 478 Absatz 1 Satz 1 übemiittelt werden. Der neu an 
§ 478 Absatz 1 Satz 5 angefügte Halbsatz regelt, dass es in 
Zweifelsfällen bei der in § 478 Absatz 1 Satz 1 StPO gere- 
gelten Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft bzw. des Vorsit- 
zenden des mit der Sache befassten Gerichts verbleibt. Da- 
durch wird die Übermittlung personenbezogener Daten nicht 
eingeschränkt. Erfolgt sie zwischen Behörden des Polizei- 
dienstes für Zwecke der Strafverfolgung, ist Ermächtigungs- 
grundlage § 474 Absatz 1 StPO. In welchem Umfang per- 
sonenbezogene Daten übermittelt werden dürfen, richtet sich 
zudem nach den bestehenden gesetzlichen Vorgaben, insbe- 
sondere nach § 477 Absatz 2 StPO, der in Satz 2 Verwen- 
dungsregelungen enthält und in Satz 1 zweite Alternative und 
Satz 4 auf besondere Verwendungsregelungen verweist, die 
einer Übermittlung entgegenstehen können. § 478 Absatz 1 
StPO bestimmt hingegen, wer über die Übemiittlung perso- 
nenbezogener Daten entscheidet. § 478 Absatz 1 Satz 5 Halb- 
satz 2 StPO-E führt daher allein zu einer Einschränkung der 
Entscheidungskompetenz der Polizeibehörden, die diesen 
bislang ausschließlich zustand, einschließlich der Prüfung, 
ob die Informationsübermittlung zulässig ist. Die damit bis- 
lang verbundene partielle Aufhebung der Sachleitungsbefüg- 
nis der Staatsanwaltschaft diente einem vereinfachten und be- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-23- 


Drucksache 17/5096 


schleunigten Informationsaustausch und somit der Effek- 
tivierung der Strafverfolgung (Bundestagsdrucksache 14/1484 
S. 30). Dieses Ziel soll weiterhin verfolgt werden. Deshalb 
verbleibt es auch nach § 478 Absatz 1 Satz 5 StPO neu bei 
der alleinigen Entscheidungskompetenz der Polizeibehör- 
den, wenn sie die Informationsübermittlung nach durchge- 
führter Prüfung für zulässig erachten oder, weil sie sie für un- 
zulässig halten, verweigern. Es ist aber aus den nachfolgen- 
den Gründen geboten, die Fälle der Entscheidungskompetenz 
der Staatsanwaltschaft bzw. des oder der Vorsitzenden des 
mit der Sache befassten Gerichts zu unterwerfen, in denen bei 
den zuständigen Polizeibehörden Zweifel daran bestehen, ob 
die Übermittlung zulässig ist. ln diesen Fällen soll die durch 
§ 478 Absatz 1 Sätze 1 und 2 StPO bestimmte Kompetenz- 
verteilung eingreifen. 

Ob die Übermittlung von personenbezogenen Daten zuläs- 
sig ist, ist gerade bei Daten, die durch heimliche Ermitt- 
lungsmaßnahmen gewonnen wurden, unter Umständen mit 
einer komplexen juristischen Prüfung verbunden, ln Ent- 
sprechung zu den hohen Schranken, die für die Informa- 
tionsgewinnung, z. B. bei der Telekommunikationsüberwa- 
chung gemäß den §§ 100a, 100b StPO und der Wohnraum- 
überwachung gemäß den §§ 100c, lOOd StPO gelten, werden 
- wie § 477 Absatz 2 Satz 2 und § lOOd Absatz 5 StPO 
zeigen - auch hohe Anforderungen an die Übermittlung die- 
ser Daten zu verfahrensübergreifenden Zwecken gestellt. 
Zudem kann es bei noch nicht abgeschlossenen Ermittlun- 
gen im Hinblick auf die Frage, ob einer Übermittlung ge- 
mäß § 477 Absatz 2 Satz 1 erste Alternative StPO Zwecke 
des Strafverfahrens entgegenstehen, insbesondere im Be- 
reich der Organisierten Kriminalität und terroristischer 
Straftaten in Einzelfällen notwendig sein, die Entscheidung 
der Staatsanwaltschaft in Ausübung ihrer Sachleitungs- 
befugnis zu überlassen. Die bislang bestehende uneinge- 
schränkte Entscheidungskompetenz der Polizeibehörden wird 
von Kritikern als problematisch angesehen und die Befürch- 
tung geäußert, dass die gewollte Reibungslosigkeit des In- 
formationsflusses auf Kosten der Sorgfalt bei der Prüfung 
der Zulässigkeitsvoraussetzungen des einzelnen Übermitt- 
lungsvorganges ginge (vgl. SK-StPO-Weßlau, 41. Aufbau- 
Lfg. (November/Dezember 2004), § 478 Rn. 12). Für die bei 
Einführung des § 478 Absatz 1 Satz 5 StPO durch das Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung des Strafverfahrensrechts - 
Strafverfahrensänderungsgesetz 1999 vom 2. August 2000 
(BGBl. 1 S. 1253) getroffene Entscheidung, zum Zwecke 
der effektiven Strafverfolgung den Informationsaustausch 
zu vereinfachen und zu beschleunigen, sprach, dass bei dem 
bislang von § 478 Absatz 1 Satz 5 StPO lediglich erfassten 
innerstaatlichen Informationsaustausch eine nachträgliche 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit durch die Staatsanwalt- 
schaft und das Strafgericht innerhalb des Verfahrens er- 
folgte, für das die personenbezogenen Daten übennittelt 
wurden. Aufgrund der nunmehr durch die Umsetzung des 
RbDatA möglichen polizeilichen Datenübermittlung an 
Polizeibehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder eines Schengen-assoziierten Staates ist eine 
solche nachträgliche innerstaatliche justizielle Kontrolle 
nicht mehr gewährleistet. Hinzu kommt die Gefahr, dass 
durch eine mögliche Zentralisierung der Datenübermittlung 
in kurzer Zeit eine zuverlässige Prüfung der Recht- und 
Zweckmäßigkeit der Datenübermittlung nicht mehr in allen 
Fällen sicher gestellt sein könnte. Deshalb soll in durch die 


Polizeibehörden zu bestimmenden Zweifelsfällen § 478 Ab- 
satz 1 Satz 1 und 2 StPO gelten und so vorab eine justizielle 
Zulässigkeitsprüfung erfolgen. 

Zu Nummer 2 (§ 481 StPO) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 2) 

Um den Infomiationsaustausch zu fördern, ist es notwendig, 
auch den Strafgerichten die Befugnis einzuräumen, zu Zwe- 
cken der Gefahrenabwehr personenbezogene Daten aus Straf- 
verfahren an Polizeibehörden zu übermitteln. Befinden sich 
für die Gefahrenabwehr relevante Infomiationen in der allein 
dem Gericht der Hauptsache vorliegenden Strafakte, wurden 
diese Konstellationen bislang nicht erfasst, obwohl sich auch 
im Zwischen- und Hauptverfahren entsprechende Informa- 
tionen ergeben können, die der Staatsanwaltschaft nicht stets 
zeitgleich zur Übermittlung zur Verfügung stehen. 

Darüber hinaus wird klargestellt, dass - wie in § 474 Absatz 1 
StPO zu Zwecken der Strafverfolgung - die Übermittlung 
personenbezogener Daten auch in Form der Akteneinsichts- 
gewährung möglich ist. 

Zu Buchstabe b ( Absatz 3 - neu) 

Der neu angefügte Absatz 3 regelt die entsprechende An- 
wendung des § 478 Absatz 1 Satz 1 und 2 für den Fall, dass 
die Polizei- oder eine ihr gleichgestellte Strafverfolgungsbe- 
hörde Zweifel hat, ob die zweckumwidmende Verwendung 
personenbezogener Daten zulässig ist. ln Bezug genommen 
sind damit sowohl die Fälle des § 481 Absatz 1 Satz 1 StPO, 
der die Polizeibehörden ermächtigt, personenbezogene Da- 
ten aus Strafverfahren nach Maßgabe der Polizeigesetze zu 
präventiven Zwecken zu verwenden, als auch des § 48 1 Ab- 
satz 1 Satz 2 StPO, soweit dieser den Polizeibehörden 
gleichgestellte Strafverfolgungsbehörden (vgl. z. B. für 
Zollfahndungsämter § 26 Absatz 1 Zollfahndungsdienstge- 
setz - ZFdG) zur Übermittlung personenbezogener Daten 
ermächtigt. Hier besteht jeweils dieselbe Interessenlage wie 
bei § 478 Absatz 1 Satz 5 StPO-E. Denn auch hier werden 
personenbezogene Daten zu verfahrensfremden Zwecken 
übermittelt und können sich wegen § 481 Absatz 2 StPO 
und der Geltung des § 477 Absatz 2 StPO auch für diese 
Fälle (vgl. Bundestagsdrucksache 16/5846 S. 67) rechtlich 
schwierige Fragen und ermittlungstaktische Erwägungen er- 
geben, die dazu führen, dass die Polizeibehörden im o. g. 
Sinne in Bezug auf die nach der Strafprozessordnung zu 
prüfenden Voraussetzungen die Zulässigkeit der Verwen- 
dung bzw. Übermittlung der Daten nach § 48 1 StPO nicht 
zweifelsfrei beurteilen können. Deshalb gilt nach dem neu 
angefügten § 481 Absatz 3 StPO-E in diesen Fällen § 478 
Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 StPO entsprechend, um auch 
hier die Staatsanwaltschaften oder Gerichte entscheiden zu 
lassen. Durch den Verweis auf § 478 Absatz 1 Satz 2 StPO 
soll verdeutlicht werden, dass die Staatsanwaltschaft auch 
neben dem nach Satz 1 zuständigen Vorsitzenden zur Ent- 
scheidung befugt ist. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Bundeskriminalamtge- 
setzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Nummer 1 enthält die notwendige Anpassung der Inhaltsüber- 
sicht. 
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Zu Nummer 2 (§ 3 Absatz 3 BKAG) 

Nach § 3 Absatz 2 Satz 1 BKAG obliegt der polizeiliche 
Dienstverkehr mit dem Ausland grundsätzlich dem BKA. 
§ 3 Absatz 3 BKAG regelt hierzu Ausnahmen. Diese Aus- 
nahmen gelten jedoch bislang nur für die Polizeien der Län- 
der, nicht aber für die ebenfalls von § 3 Absatz 2 Satz 1 
BKAG erfasste Bundespolizei. Die vorgenommenen Ände- 
rungen führen dazu, dass alle Polizeien des Bundes und der 
Länder, die ihren internationalen Dienstverkehr grundsätz- 
lich nach § 3 Absatz 2 Satz 1 BKAG über das BKA abwi- 
ckeln müssen, die Möglichkeit haben, in Fällen von grenz- 
regionaler Bedeutung, bei Gefahr im Verzug oder - im Ein- 
vemehiuen mit dem BKA - bei abgrenzbaren Fallgestaltun- 
gen im Rahmen regionaler Schwerpunktmaßnahmen den 
erforderlichen Dienstverkehr mit den zuständigen Behörden 
anderer Staaten selbst zu führen. 

Zu Nummer 3 (§ 14 Absatz 7 Satz 7 bis 9 BKAG) 

Der neu formulierte § 14 Absatz 7 Satz 7 bis 9 BKAG stellt 
eine Angleichung an die Vorschrift des § 61a IRG dar und 
hat zum Ziel, eine einheitliche Regelung vergleichbarer 
Übermittlungstatbestände herbeizuführen. Nach dem bishe- 
rigen Wortlaut, der auf § 4b Absatz 2 Satz 2 des Bundes- 
datenschutzgesetzes in der ab dem Jahr 2001 geltenden Fas- 
sung aufbaut, waren schutzwürdige Interessen des Betrof- 
fenen am Ausschluss der Übennittlung insbesondere dann 
berührt, wenn im Empfängerstaat ein angemessenes Daten- 
schutzniveau nicht gewährleistet ist. Die Praxis hat gezeigt, 
dass dieser vom Gesetz vorausgesetzte Zusammenhang 
nicht immer besteht. 

So sind in der polizeilichen Arbeit Fallgestaltungen anzu- 
treffen, in denen der Betroffene selbst ein schutzwürdiges 
Interesse an einer Datenübermittlung an einen Drittstaat hat 
und in denen er keine Möglichkeit hat, in die Übermittlung 
vorab einzuwilligen, etwa in internationalen Entführungs- 
fällen, in denen es regelmäßig erforderlich ist, personen- 
bezogene Daten des Entführungsopfers an die zuständigen 
Stellen des Staates zu übermitteln, in dem die Entführung 
stattgefunden hat. Der entscheidende Polizeibeamte hat hier 
wie in den sonstigen Fällen eine Abwägungsentscheidung 
zu treffen, die sich im Wesentlichen in der Beurteilung der 
Angemessenheit des Datenschutzniveaus manifestiert. 

Bei der Einschätzung, was unter einem „angemessenen 
Schutzniveau“ zu verstehen ist, war schon bisher neben der 
Art der Daten, der Dauer der geplanten Verarbeitung, dem 
Herkunfts- und Endbestimmungsland, den für den Empfänger 
geltenden Rechtsnormen sowie den für ihn geltenden Stan- 
desregeln und Sicherheitsmaßnahmen auch die Zweckbe- 
stimmung zu berücksichtigen (vgl. § 4b Absatz 3 des Bundes- 
datenschutzgesetzes). Ob das Datenschutzniveau im Empfän- 
gerstaat angemessen ist, kann daher nicht abstrakt, sondern 
nur aufgrund der Umstände des Einzelfalls, insbesondere un- 
ter Berücksichtigung des mit der Übermittlung verfolgten 
Zwecks, bestimmt werden. Der neue, an die Parallelvor- 
schrift des § 61a IRG angelehnte Wortlaut trägt den vom ent- 
scheidenden Polizeibeamten verlangten Abwägungsprozes- 
sen deutlicher als bisher Rechnung. 

Zu Nummer 4 (§ 14a - neu - BKAG) 

Artikel 3 Absatz 3 RbDatA verpflichtet die Mitgliedstaaten, 
für den Austausch von Informationen und Erkenntnissen an 


die zuständigen Strafverfolgungsbehörden anderer Mit- 
gliedstaaten grundsätzlich keine strengeren Bedingungen 
vorzusehen als für den Informationsaustausch zwischen den 
Strafverfolgungsbehörden im innerstaatlichen Bereich. Die 
Übermittlung von personenbezogenen Daten durch das 
BKA an Polizei- und Justizbehörden sowie an sonstige für 
die Verhütung oder Verfolgung von Straftaten zuständige 
öffentliche Stellen anderer Staaten richtet sich bislang nach 
§ 14 Absatz 1 BKAG. Die darin geregelten Voraussetzun- 
gen sind zum Teil strenger als die für entsprechende Da- 
tenübermittlungen im innerstaatlichen Bereich geltenden 
Bedingungen, die sich nach § 10 bzw. § 20v BKAG richten. 
Mit dem neu eingefügten § 14a werden für den Bereich der 
Verhütung von Straftaten die Bedingungen für Datenüber- 
mittlungen an Polizeibehörden und sonstige für die Verhü- 
tung oder Verfolgung von Straftaten zuständige öffentliche 
Stellen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie 
der Schengen-assoziierten Staaten an die für entsprechende 
Datenübermittlungen im innerstaatlichen Bereich geltenden 
Vorschriften angeglichen. Die Datenübermittlung zu Zwe- 
cken der Strafverfolgung richtet sich auch weiterhin nach 
dem IRG, dessen Datenübermittlungsvorschriften ebenfalls 
an die Erfordernisse des RbDatA angepasst werden (vgl. 
§ 92 IRG-E). 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 verankert den Gleichbehandlungsgrundsatz für Da- 
tenübermittlungen auf Ersuchen eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union zu Zwecken der Verhütung von Straf- 
taten. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 beruht auf Artikel 5 Absatz 1 und 3 RbDatA und 
regelt die formellen Anforderungen, denen ein Ersuchen ge- 
nügen muss, damit der in § 14a Absatz 1 BKAG verankerte 
Gleichbehandlungsgrundsatz zur Anwendung kommt. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 normiert den Gleichbehandlungsgrundsatz für 
Spontanübennittlungen personenbezogener Daten zur Ver- 
hütung von Straftaten im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 des 
Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 
2002 über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabe- 
verfahren zwischen den Mitgliedstaaten und setzt damit Ar- 
tikel 7 des RbDatA um. 

Zu Absatz 4 

In Absatz 4 wird ausdrücklich festgelegt, dass die Zulässig- 
keit der Datenübermittlung an eine Polizeibehörde oder sons- 
tige für die Verhütung oder Verfolgung von Straftaten zu- 
ständige öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates der EU auf 
Grundlage von § 14 BKAG unberührt bleibt. Hierdurch wird 
klargestellt, dass § 14a BKAG zwar im Falle der Erfüllung 
der Anforderungen der Absätze 2 und 3 eine Erleichterung 
des Informationsaustausches darstellt, zugleich aber keine 
Erschwerung gegenüber der bisherigen Rechtslage eintritt, 
sofern die in den Absätzen 2 und 3 genannten Voraussetzun- 
gen im Einzelfall nicht erfüllt sein sollten. Regelungen für 
Datenübemiittlungen aufgrund völkerrechtlicher Vereinba- 
rungen bzw. der jeweiligen Umsetzungsgesetze bleiben im 
Verhältnis zu den allgemeinen Übermittlungsbefügnissen 
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ebenfalls unberührt. Dies wird mit dem entsprechenden Hin- 
weis in § 14a Absatz 4 noch einmal klargestellt. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 bestimmt, dass als Polizeibehörde oder sonstige für 
die Verhütung oder Verfolgung von Straftaten zuständige 
öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union im Sinne der Absätze 1 und 3 jede von diesem Staat ge- 
mäß Artikel 2 Buchstabe a des RbDatA benannte Stelle gilt. 
Die entsprechenden Meldungen der Mitgliedstaaten sind Be- 
standteil eines EU-Handbuchs zur Umsetzung des Rahmen- 
beschlusses, das regelmäßig aktualisiert wird. 

Zu Absatz 6 

Hierbei handelt es sich um einen Verweis auf § 91 Absatz 3 
IRG. Damit wird geregelt, dass die Regelungen des § 14a 
auch für Schengen-assoziierte Staaten gelten. Dies ent- 
spricht den Vorgaben des RbDatA. 

Zu Nummer 5 (§ 15 BKAG) 

§15 Absatz 6 Satz 1 verlangt in seiner bisherigen Fassung, 
dass sämtliche Ausschreibungen nach Absatz 4 auf höchs- 
tens ein Jahr zu befristen sind. Anders als etwa der Richter- 
vorbehalt nach Absatz 5 Satz 1 gilt dies somit auch für die 
Ausschreibungen von vermissten Minderjährigen und ver- 
missten schutzbedürftigen Personen zur Ingewahrsam- 
nahme nach Absatz 4 Nummer 1 und für die Ausschreibung 
von Vermissten zur Aufenthaltsermittlung nach Absatz 4 
Nummer 2. 

Die Befristungsregelung für Ausschreibungen von Vermiss- 
ten ergibt jedoch in der Praxis wenig Sinn, solange in den 
Vermisstenfällen keine neuen Tatsachen bekannt werden, ln 
diesen Fällen gilt die Person nämlich weiterhin als vermisst 
und die Verlängerung der Frist erweist sich als reine För- 
melei. Liegen demgegenüber zwischenzeitlich neue Er- 
kenntnisse vor (z. B. Wiederauftauchen der Person), prüft 
das BKA ohnehin, ob die Voraussetzungen für die Aus- 
schreibung noch vorliegen. Etwas anders liegen die Dinge 
bei den Ausschreibungen von vemiissten Minderjährigen 
nach Absatz 4 Nummer 1. Hier ist eine Überprüfung und 
Löschung der Ausschreibung nach dieser Tatbestandsalter- 
native erforderlich, werm die vermissten Minderjährigen 
volljährig werden. Mit Eintritt der Volljährigkeit werden 
Ausschreibungen, die allein auf dieser Tatbestandsaltema- 
tive beruhen, jedoch ohnehin gelöscht, d. h. diese Aus- 
schreibungen sind bereits aufgrund der Tatbestandsvoraus- 
setzungen bis zum Eintritt der Volljährigkeit befristet. 

Zu Nummer 6 (§ 20m BKAG) 

Die Änderung beseitigt zwei offensichtliche Redaktionsver- 
sehen in der mit dem Gesetz zur Abwehr von Gefahren des 
internationalen Terrorismus durch das Bundeskriminalamt 
vom 25. Dezember 2008, Bundesgesetzblatt Teil 1, Seite 
3083, eingefügten Vorschrift zur Erhebung von Telekom- 
munikationsverkehrsdaten und Nutzungsdaten. Inhaltliche 
Änderungen ergeben sich nicht. 

Zu Nummer 7 (§ 27 BKAG) 

Die neu eingefügten Absätze 2 und 3 regeln die in Artikel 10 
Absatz 1 und 2 des RbDatA enthaltenen Gründe, aus denen 


eine Datenübermittlung, die in den Anwendungsbereich des 
Rahmenbeschlusses fällt, verweigert werden kann bzw. muss. 
Die neuen Absätze 2 und 3 ergänzen die bereits bestehenden 
Verweigerungsgründe, die jetzt in Absatz 1 geregelt sind und 
auch für innerstaatliche Datenübermittlungen gelten. Ent- 
sprechend dem in Artikel 3 Absatz 3 des RbDatA und § 14a 
BKAG neu verankerten Gleichbehandlungsgrundsatz gelten 
die Gründe des § 27 Absatz 1 BKAG folglich auch für Da- 
tenübermittlungen im Anwendungsbereich des Rahmenbe- 
schlusses. 

Zu Absatz 2 

Bei den in Absatz 2 genaimten Verweigerungsgründen han- 
delt es sich um zwingende Verweigerungsgründe, also um 
Übermittlungsverbote. Absatz 2 Nummer 1 und 4 beinhaltet 
im Vergleich zu Absatz 1 im Wesentlichen eine Klarstel- 
lung. 

Absatz 2 Nummer 2 setzt Artikel 1 Absatz 7 RbDatA um, 
der an die Pflicht der Mitgliedstaaten zur Wahrung der in 
Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union niederge- 
legten Grundrechte und allgemeinen Rechtsgrundsätze erin- 
nert. Zwar enthält das BKAG bereits in § 14 Absatz 7 einen 
sog. Ordre-public- Vorbehalt. Da § 14 Absatz 7 jedoch auf 
die Datenübermittlung nach § 14a keine Anwendung findet, 
bedarf es einer gesonderten Verankerung des Ordre-public- 
Vorbehalts, die nun in § 27 Absatz 2 Nummer 2 erfolgt. 

Absatz 2 Nummer 3 schließt darüber hinaus die Übermitt- 
lung von Daten aus, die erst durch Zwangsmaßnahmen er- 
hoben werden müssten. Diese Regelung beruht auf Artikel 1 
Absatz 5 des RbDatA, wonach der Rahmenbeschluss die 
Mitgliedstaaten nicht verpflichtet, Informationen und Er- 
kermtnisse durch Zwangsmaßnahmen im Sinne des nationa- 
len Rechts zu erlangen. Zwangsmaßnahmen in diesem 
Sinne im Bereich der Gefahrenabwehr sind Maßnahmen, 
die gegen oder ohne den Willen der betroffenen Person 
durchgesetzt werden und die aufgrund des damit einherge- 
henden wesentlichen Grundrechtseingriffs einer speziellen 
gesetzlichen Grundlage bedürfen, also nicht auf General- 
klauseln oder vergleichbare Grundnormen (u. a. §§ 20a, 20b 
BKAG) gestützt werden können. 

Zu Absatz 3 

Neben den obligatorischen Übermittlungsverboten in den 
Absätzen 1 und 2 werden in Absatz 3 darüber hinaus fakul- 
tative Verweigerungsgründe normiert. Absatz 3 Nummer 1 
beruht auf Artikel 3 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 2 
Buchstabe d RbDatA, wonach sich der Gleichbehandlungs- 
grundsatz lediglich auf die bei den Strafverfolgungsbehör- 
den vorhandenen oder verfügbaren Informationen und Er- 
kenntnisse erstreckt. Wie bereits oben in Abschnitt 111. aus- 
führlich ausgeführt, verpflichtet der Rahmenbeschluss die 
Mitgliedstaaten nicht, Daten durch strafprozessuale oder 
polizeirechtliche Maßnahmen erst zu erheben. Ziel des Rah- 
menbeschlusses ist es vielmehr, den grenzüberschreitenden 
Austausch von bei den Strafverfolgungsbehörden vorhande- 
nen oder für diese ohne Weiteres verfügbaren Informationen 
zu erleichtern. 

Absatz 3 Nummer 2 beruht auf Artikel 10 Absatz 1 Buch- 
stabe b RbDatA. Danach kann die zuständige Strafverfol- 
gungsbehörde die Datenübermittlung auch dann verweigern. 
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wenn der Erfolg laufender Ennittlungen oder die Sicherheit 
von Personen gefährdet würde. Wie bereits zu der entspre- 
chenden Regelung in § 92 Absatz 4 Nummer 2 IRG aus- 
geführt, wird der Spielraum für das insoweit grundsätzlich 
eröffnete Ermessen der übermittelnden Behörde umso klei- 
ner, je größer die Gefahr schwerwiegender Beeinträchtigun- 
gen für grundgesetzlich geschützte Positionen wird. 

Der dritte Verweigerungsgrund im neuen § 27 Absatz 3 
BKAG ergibt sich aus Artikel 10 Absatz 2 RbDatA, wonach 
die Datenübermittlung auch daim unterbleiben kann, wenn 
sie die Verhütung von Straftaten betrifft, die nach deutschem 
Recht mit einer Freiheitsstrafe von im Höchstmaß einem 
Jahr Freiheitsstrafe oder weniger bedroht sind. 

Zu Nummer 8 (§ 27a - neu - BKAG) 

Zu Absatz 1 

Der neue § 27a Absatz 1 setzt die besondere Zweckbindung 
nach Artikel 8 Absatz 3 sowie Artikel 1 Absatz 4 des 
RbDatA um und ist gleichlautend mit § 92b IRG und § 33a 
Absatz 1 BPolG. Den Begriffen des deutschen Polizeirechts 
entsprechend wurde statt des in Artikel 8 Absatz 3 RbDatA 
verwandten Begriffs der „unmittelbaren und ernsthaften“ 
Gefahr der Begriff der „gegenwärtigen und erheblichen“ 
Gefahr gewählt. Von einer Übemiittlung nach dem RbDatA 
und damit einer Anwendbarkeit der speziellen Verwen- 
dungsregelung nach § 27a ist dann auszugehen, wenn Daten 
aufgrund eines Ersuchens übermittelt werden, das eindeutig 
als Ersuchen nach dem Rahmenbeschluss zu erkennen war, 
etwa weil das entsprechende Formblatt verwendet wurde, 
oder wenn die Datenübermittlung selbst mit einem ent- 
sprechenden Formblatt erfolgt. Der Rahmenbeschluss sieht 
jedoch ausdrücklich vor, dass der übermittelnde Staat seine 
Zustimmung zur zweckändemden Verwendung der übermit- 
telten Daten bereits bei der Übermittlung der Daten erteilen 
kaim. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 setzt Artikel 8 Absatz 4 Satz 5 RbDatA um, wo- 
nach der empfangende Mitgliedstaat dem übermittelnden 
Mitgliedstaat auf dessen Ersuchen Auskunft über die Ver- 
wendung und weitere Verarbeitung der übermittelten Infor- 
mationen und Erkenntnisse zu erteilen hat. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Bundespolizeigesetzes) 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der amtli- 
chen Inhaltsübersicht. 

Zu Nummer 2 (§ 32 Absatz 2 Satz 1 BPolG) 

Die Änderung des § 32 Absatz 2 Satz 1 dient der Klarstel- 
lung. 

Zu Nummer 3 (§ 32a - neu - BPolG) 

Für den Informationsaustausch speziell zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union sieht der Rahmenbe- 
schluss in Artikel 3 Absatz 3 vor, dass für die Zurver- 
fügungstellung von Informationen und Erkenntnissen an 
Strafverfolgungsbehörden anderer Mitgliedstaaten Bedin- 


gungen gelten sollen, die nicht strenger sind als die Bedin- 
gungen, die auf nationaler Ebene für die Zurverfügungstel- 
lung von Informationen und Erkenntnissen gelten. 

§ 32a BPolG schafft im Rahmen dieses Rahmenbeschlusses 
die Befugnis der Bundespolizei, Daten zu Zwecken der Ver- 
hütung von Straftaten an Polizeibehörden sowie an sonstige 
für die Verhütung oder Verfolgung von Straftaten zustän- 
dige öffentliche Stellen eines Mitgliedstaates der Euro- 
päischen Union oder eines Schengen-assoziierten Staates zu 
übermitteln. Wie bisher ist dabei jedoch § 3 BKAG als vor- 
rangige Regelung zu beachten. Danach ist grundsätzlich das 
BKA für die polizeiliche Datenübermittlung an das Ausland 
zuständig. Die Befugnis der Bundespolizei nach dem neuen 
§ 32a Absatz 1 BPolG gestattet nach dem geänderten § 3 
Absatz 3 BKAG jedoch dann eine direkte Datenübermitt- 
lung an die genannten ausländischen Stellen, wenn es sich 
um Fälle von grenzregionaler Bedeutung handelt oder Ge- 
fahr im Verzug ist. Ebenso wie nach dem neuen § 14a 
BKAG richtet sich die Datenübermittlung zu Zwecken der 
Strafverfolgung nach den Vorschriften über die internatio- 
nale Rechtshilfe in Strafsachen. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 verankert den Gleichbehandlungsgrundsatz für 
Datenübermittlungen auf Ersuchen eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union zu Zwecken der Verhütung von Straf- 
taten. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 beruht auf Artikel 5 Absatz 1 und 3 RbDatA und re- 
gelt die formellen Anforderungen, die an ein Ersuchen nach 
§ 32a Absatz 1 BPolG zu stellen sind. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 normiert den Gleichbehandlungsgrundsatz für 
Spontanübermittlungen personenbezogener Daten zur Ver- 
hütung von Straftaten im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 des 
Rahmenbeschlusses 2002/584/Jl des Rates vom 13. Juni 
2002 über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabe- 
verfahren zwischen den Mitgliedstaaten und setzt damit Ar- 
tikel 7 des RbDatA um. 

Zu Absatz 4 

ln Absatz 4 wird ausdrücklich festgelegt, dass die Zulässig- 
keit der Datenübermittlung an eine Polizeibehörde oder sons- 
tige für die Verhüfung oder Verfolgung von Straftaten zustän- 
dige öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates der Europäi- 
schen Union auf Grundlage von § 32 BPolG unberührt bleibt. 
Hierdurch wird klargestellt, dass § 32a BPolG-E zwar im 
Falle der Erfüllung der Anforderungen der Absätze 2 und 3 
eine Erleichterung des Informationsaustausches darstellt, zu- 
gleich aber keine Erschwerung gegenüber der bisherigen 
Rechtslage eintritt, sofern die in den Absätzen 2 und 3 ge- 
nannten Voraussetzungen im Einzelfall nicht erfüllt sein soll- 
ten. Regelungen zur Datenübermittlung aufgrund völker- 
rechtlicher Vereinbarungen bzw. der jeweiligen Umsetzungs- 
gesetze bleiben im Verhältnis zu den allgemeinen Übermitt- 
lungsbefügnissen ebenfalls unberührt. Dies wird durch den 
Hinweis in § 32a Absatz 4 klargestellt. 
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Zu Absatz 5 

Absatz 5 bestimmt, dass als Polizeibehörde oder sonstige 
für die Verhütung oder Verfolgung von Straftaten zustän- 
dige öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates des EU im 
Sinne der Absätze 1 und 3 jede von diesem Staat gemäß Ar- 
tikel 2 Buchstabe a des RbDatA benannte Stelle gilt. 

Zu Absatz 6 

Hierbei handelt es sich um einen Verweis auf § 91 Absatz 3 
IRG. Damit wird geregelt, dass die Regelungen des § 14a 
auch für Schengen-assoziierte Staaten gilt. Dies entspricht 
den Vorgaben des RbDatA. 

Zu Nummer 4 (§ 33 BPolG) 

Zu Absatz 3 Satz 2 bis 4 

Die in § 33 Absatz 3 BPolG neu eingefügten Sätze 2 bis 4 
orientieren sich an der entsprechenden Vorschrift des § 61a 
IRG und zielt auf eine bundeseinheitliche Regelung ver- 
gleichbarer Übermittlungssachverhalte. Nach dem bisheri- 
gen Wortlaut, der auf § 4b Absatz 2 Satz 2 des Bundes- 
datenschutzgesetzes in der ab dem Jahr 2001 geltenden Fas- 
sung aufbaut, waren schutzwürdige Interessen des Betroffe- 
nen am Ausschluss der Übermittlung insbesondere dann 
berührt, werm im Empfängerstaat ein angemessenes Daten- 
schutzniveau nicht gewährleistet ist. Die Praxis hat gezeigt, 
dass dieser vom Gesetz vorausgesetzte Zusammenhang 
nicht immer besteht. 

So sind in der polizeilichen Arbeit Fallgestaltungen anzu- 
treffen, in denen der Betroffene selbst ein schutzwürdiges 
Interesse an einer Datenübermittlung an einen Drittstaat hat 
und in denen er keine Möglichkeit hat, in die Übermittlung 
vorab einzuwilligen, etwa in internationalen Entführungs- 
fällen, in denen es regelmäßig erforderlich ist, personenbe- 
zogene Daten des Entführungsopfers an die zuständigen 
Stellen des Staates zu übermitteln, in dem die Entführung 
stattgefunden hat. Der entscheidende Polizeibeamte hat hier 
wie in den sonstigen Fällen eine Abwägungsentscheidung 
zu treffen, die sich im Wesentlichen in der Beurteilung der 
Angemessenheit des Datenschutzniveaus manifestiert. 

Ergänzend wird auf die Ausführungen zu § 14 Absatz 7 
Satz 7 bis 9 BKAG verwiesen. 

Zu Absatz 3 a (neu) 

Die neu eingefügten Absätze 3 a und 3b beinhalten die in 
Artikel 10 Absatz 1 und 2 des RbDatA enthaltenen Gründe, 
aus denen eine Datenübermittlung, die in den Anwendungs- 
bereich des Rahmenbeschlusses fallt, verweigert werden 
karm bzw. muss. Die neuen Absätze 3a und 3b ergänzen die 
nach Absatz 3 bereits bestehenden Verweigerungsgründe. 

Bei den in Absatz 3a (neu) eingefügten Verweigerungsgrün- 
den handelt es sich um zwingende Verweigerungsgründe. 
Nummer 1 und Nummer 4 haben dabei im Wesentlichen 
klarstellenden Charakter. 

Absatz 3 a Nummer 2 setzt Artikel 1 Absatz 7 RbDatA um, 
der an die Pflicht der Mitgliedstaaten zur Wahrung der in 
Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union nieder- 
gelegten Grundrechte und allgemeinen Rechtsgrundsätze 
erinnert. 


Absatz 3a Nummer 3 schließt darüber hinaus die Übermitt- 
lung von Daten aus, die erst durch Zwangsmaßnahmen er- 
hoben werden müssten. Diese Regelung beruht auf Artikel 1 
Absatz 5 des RbDatA, wonach der Rahiuenbeschluss die 
Mitgliedstaaten nicht verpflichtet, Informationen und Er- 
kenntnisse durch Zwangsmaßnahmen im Sinne des natio- 
nalen Rechts zu erlangen. Zwangsmaßnahmen in diesem 
Sinne im Bereich der Gefahrenabwehr sind Maßnahmen, 
die gegen oder ohne den Willen der betroffenen Person 
durchgesetzt werden und die aufgrund des damit einherge- 
henden wesentlichen Grundrechtseingriffs einer speziellen 
gesetzlichen Grundlage bedürfen, also nicht auf eine Gene- 
ralklausel oder vergleichbare Grundnormen (u. a. §§ 14, 21 
BPolG) gestützt werden können. 

Zu Absatz 3b (neu) 

Neben den obligatorischen Übermittlungsverboten in den 
Absätzen 3 und 3a werden in Absatz 3b darüber hinaus fa- 
kultative Verweigerungsgründe normiert. Absatz 3b Nuru- 
mer 1 beruht auf Artikel 3 Absatz 3 in Verbindung mit Arti- 
kel 2 Buchstabe d RbDatA, wonach sich der Gleichbehand- 
lungsgrundsatz lediglich auf die bei den Strafverfolgungs- 
behörden vorhandenen oder verfügbaren Informationen und 
Erkenntnisse erstreckt. Wie bereits oben unter Nummer 111. 
ausführlich ausgeführt, verpflichtet der Rahmenbeschluss die 
Mitgliedstaaten nicht, Daten durch strafprozessuale oder po- 
lizeirechtliche Maßnahmen erst zu erheben. Ziel des Rah- 
menbeschlusses ist es vielmehr, den grenzüberschreitenden 
Austausch von bei den Strafverfolgungsbehörden vorhande- 
nen oder für diese ohne weiteres verfügbaren Informationen 
zu erleichtern. 

Absatz 3b Nummer 2 beruht auf Artikel 10 Absatz 1 Buch- 
stabe b RbDatA. Danach karm die zuständige StrafVerfol- 
gungsbehörde die Datenübermittlung auch dann verwei- 
gern, wenn der Erfolg laufender polizeilicher oder staatsan- 
waltschaftlicher Ermittlungen gefährdet würde. 

Der dritte Verweigerungsgrund iru neuen § 33b BPolG er- 
gibt sich aus Artikel 1 0 Absatz 2 RbDatA, wonach die Da- 
tenübermittlung auch dann unterbleiben kann, wenn sie die 
Verhütung von Straftaten betrifft, die nach deutschem Recht 
mit einer Freiheitsstrafe von iiu Höchstmaß einem Jahr oder 
weniger bedroht sind. 

Zu Nummer 5 (§ 33a - neu - BPolG) 

Zu Absatz 1 

Der neue § 33a BPolG normiert die Zweckbindung nach 
Artikel 8 Absatz 3 sowie Artikel 1 Absatz 4 des Rahmenbe- 
schlusses, die Anwendung findet, werm personenbezogene 
Daten von den Staaten, in denen der RbDatA gilt und ent- 
sprechend dem Formblatt nach dessen Anlage oder sonst er- 
kermbar nach deru Rahiuenbeschluss an die Bundespolizei 
übermittelt werden. Die Regelung ist gleichlautend mit 
§ 92b IRG und § 27a Absatz 1 BKAG. Hier erfolgte eben- 
falls in Bezug auf den Gefahrenbegriff eine Anpassung an 
das deutsche Polizeirecht. Auch hier gilt, dass der übennit- 
telnde Staat seine Zustimmung zur zweckändemden Ver- 
wendung der übermittelten Daten bereits bei der Übermitt- 
lung der Daten erteilen kann. 
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Zu Absatz 2 

Absatz 2 setzt Artikel 8 Absatz 4 Satz 5 RbDatA um, wo- 
nach der empfangende Mitgliedstaat dem übermittelnden 
Mitgliedstaat auf dessen Ersuchen Auskunft über die Ver- 
wendung und weitere Verarbeitung der übermittelnden In- 
formationen und Erkenntnisse zu erteilen hat. 

Zu Nummer 6 (§ 59 BPolG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der amt- 
lichen Überschrift des § 59 BPolG an den Wortlaut der Vor- 
schrift. Die rein klarstellende Änderung steht nicht im Zu- 
sammenhang mit der Umsetzung des RbDatA. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Zollfahndungsdienst- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Nummer 1 enthält die notwendigen Anpassungen der Inhalts- 
übersicht. 

Zu Nummer 2 (§ 3 Absatz 6a - neu - ZFdG) 

§ 3 Absatz 6a ZFdG-E ermächtigt das Bundesministerium 
der Finanzen, dem Zollkriminalamt im Einvernehmen mit 
den obersten Finanzbehörden der Länder Aufgaben zur Un- 
terstützung des Geschäftsweges der mit der Steuerfahndung 
betrauten Dienststellen der Landesfmanzbehörden bei der 
Anwendung des Rahmenbeschlusses 2006/960/Jl zu über- 
tragen. Wenn dieses Einvernehmen erzielt wird, soll dem 
Zollkriminalamt die Aufgabe auf dem Erlasswege übertra- 
gen werden. 

Der neue Absatz 6a eröffnet den obersten Finanzbehörden 
der Länder die Möglichkeit, den Dauerdienst des Zollkrimi- 
nalamtes für ihren Geschäftsverkehr mit den zuständigen 
Stellen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 
der Schengen-assoziierten Staaten zu nutzen. Ein fachliches 
Weisungsrecht des Zollkriminalamtes ist mit dieser Aufga- 
benzuweisung nicht verbunden. 

Die damit verbundene Durchbrechung des Steuergeheim- 
nisses ist wegen dieser neuen Rechtsnorm zulässig (§ 30 
Absatz 4 Nummer 2 AO). 

Zu Nummer 3 (§ 34 Absatz 4 Satz 5 bis 7 ZFdG) 

Der neu formulierte § 34 Absatz 4 Satz 5 bis 7 ZFdG stellt 
eine Angleichung an die Vorschrift des § 61a IRG dar und 
hat zum Ziel, eine einheitliche Regelung vergleichbarer 
Übermittlungstatbestände herbeizuführen. Ob das Daten- 
schutzniveau im Empfängerstaat angemessen ist, kann nicht 
abstrakt, sondern nur aufgrund der Umstände des Einzel- 
falls, insbesondere unter Berücksichtigung des mit der 
Übermittlung verfolgten Zwecks, bestimmt werden. Der 
neue, an die Parallelvorschrift des § 61a IRG angelehnte 
Wortlaut trägt den vom entscheidenden Beamten verlangten 
Abwägungsprozessen deutlicher als bisher Rechnung. Er- 
gänzend wird auf die Ausführungen zu § 14 Absatz 7 Satz 7 
BKAG-E verwiesen. 

Zu Nummer 4 (§ 34a - neu - ZFdG) 

Artikel 3 Absatz 3 des RbDatA verpflichtet die Mitglied- 
staaten, für den Austausch von Informationen und Erkennt- 
nissen an die zuständigen Strafverfolgungsbehörden anderer 


Mitgliedstaaten grundsätzlich keine strengeren Bedingun- 
gen vorzusehen als für den Informationsaustausch zwischen 
den Strafverfolgungsbehörden im innerstaatlichen Bereich. 
Dies bedeutet im Zollbereich, dass § 30 AO unverändert gilt 
und dass ein Datenaustausch nach dem RbDatA nicht zuläs- 
sig ist, wenn er auch innerstaatlich bei einem gleichartigen 
Sachverhalt und im Hinblick auf den vorgesehenen Verwen- 
dungszweck nicht zulässig wäre. 

Eine Übermittlung von Auskünften durch die Behörden des 
Zollfahndungsdienstes an Polizei- und Justizbehörden so- 
wie an sonstige für die Verhütung oder Verfolgung von 
Straftaten zuständige öffentliche Stellen anderer Staaten 
richtete sich bislang nach § 34 ZFdG. Die darin geregelten 
Voraussetzungen sind zum Teil strenger als die für entspre- 
chende Datenübermittlungen im innerstaatlichen Bereich 
geltenden Bedingungen nach § 33 ZFdG. Mit dem neu ein- 
gefügten § 34a, der § 14a BKAG entspricht, werden für den 
Bereich der Verhütung von Straftaten die Bedingungen für 
Datenübennittlungen an Polizeibehörden und sonstige für 
die Verhütung oder Verfolgung von Straftaten zuständige 
öffentliche Stellen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sowie der Schengen-assoziierten Staaten an die für 
entsprechende Datenübermittlungen im innerstaatlichen Be- 
reich geltenden Vorschriften angeglichen. Die Datenüber- 
mittlung zu Zwecken der Strafverfolgung richtet sich auch 
weiterhin nach dem IRG, dessen Datenübermittlungsvor- 
schriften ebenfalls an die Erfordernisse des RbDatA ange- 
passt werden (s. o.). 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 verankert den Gleichbehandlungsgrundsatz für 
Datenübennittlungen auf Ersuchen eines EU-Mitgliedstaates 
zu Zwecken der Verhütung von Straftaten. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 setzt Artikel 5 Absatz 1 und 3 RbDatA um und 
regelt die formellen Anforderungen, denen ein Ersuchen ge- 
nügen muss, damit der in § 34a Absatz 1 ZFdG verankerte 
Gleichbehandlungsgrundsatz zur Anwendung kommt. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 normiert den Gleichbehandlungsgrundsatz für 
Spontanübennittlungen personenbezogener Daten zur Ver- 
hütung von Straftaten im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 des 
Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 
2002 über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabe- 
verfahren zwischen den Mitgliedstaaten und setzt damit Ar- 
tikel 7 des RbDatA um. 

Zu Absatz 4 

In Absatz 4 wird ausdrücklich festgelegt, dass die Zulässig- 
keit der Datenübermittlung an eine Polizeibehörde oder sons- 
tige für die Verhüfung oder Verfolgung von Straftaten zustän- 
dige öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates der Europäi- 
schen Union auf Grundlage von § 34 ZFdG unberührt bleibt. 
Hierdurch wird klargestellt, dass § 34a ZFdG-E zwar im Falle 
der Erfüllung der Anforderungen der Absätze 2 und 3 eine Er- 
leichterung des Informationsaustausches darstellt, zugleich 
aber keine Erschwerung gegenüber der bisherigen Rechts- 
lage eintritt, sofern die in den Absätzen 2 und 3 genannten 
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Voraussetzungen im Einzelfall nicht erfüllt sein sollten. 
Übermittlungsbefugnisse aufgrund völkerrechtlicher Verein- 
barungen bzw. der jeweiligen Umsetzungsgesetze bleiben als 
lex specialis zu den allgemeinen Übennittlungsbefugnissen 
ebenfalls unberührt. Dies wird mit dem entsprechenden Hin- 
weis in § 34a Absatz 4 noch einmal klargestellt. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 bestimmt, dass als Polizeibehörde oder sonstige 
für die Verhütung oder Verfolgung von Straftaten zustän- 
dige öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates der Europäi- 
schen Union im Sinne der Absätze 1 und 3 jede von diesem 
Staat gemäß Artikel 2 Buchstabe a des RbDatA benannte 
Stelle gilt. Die entsprechenden Meldungen der Mitglied- 
staaten sind Bestandteil eines EU-Handbuchs zur Umset- 
zung des Rahmenbeschlusses, das regelmäßig aktualisiert 
wird. 

Zu Absatz 6 

Hierbei handelt es sich um einen Verweis auf § 91 Absatz 3 
IRG. Damit wird geregelt, dass die Regelungen des § 34a 
auch für Schengen-assoziierte Staaten gelten. Dies ent- 
spricht den Vorgaben des RbDatA. 

Zu Nummer 5 (§ 35 ZFdG) 

Die neu eingefügten Absätze 2 und 3 regeln, so wie § 27 Ab- 
satz 2 und 3 BKAG, nach dessen Vorbild sie verfasst sind, die 
in Artikel 10 Absatz 1 und 2 des RbDatA enthaltenen 
Gründe, aus denen eine Datenübermittlung, die in den An- 
wendungsbereich des Rahmenbeschlusses fällt, verweigert 
werden kann bzw. muss. Die neuen Absätze 2 und 3 ergänzen 
die bereits bestehenden Verweigerungsgründe, die jetzt in 
Absatz 1 geregelt sind und auch für innerstaatliche Daten- 
übermittlungen gelten. Entsprechend Artikel 3 Absatz 3 des 
RbDatA und dem neuen § 34a ZFdG gelten die Gründe des 
§ 35 Absatz 2 und 3 ZFdG nur für Datenübermittlungen nach 
dem Rahmenbeschluss. 

Zu Absatz 2 (neu) 

Bei den in Absatz 2 genannten Verweigerungsgründen han- 
delt es sich um zwingende Verweigerungsgründe, also um 
Übermittlungsverbote. Absatz 2 Nummern 1 und 4 beinhal- 
ten im Vergleich zu Absatz 1 im Wesentlichen eine Klarstel- 
lung. 

Absatz 2 Nummer 2 setzt Artikel 1 Absatz 7 RbDatA um, 
der an die Pflicht der Mitgliedstaaten zur Wahrung der in 
Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union niederge- 
legten Grundrechte und allgemeinen Rechtsgrundsätze erin- 
nert. Zwar enthält das ZFdG bereits in § 34 Absatz 4 einen 
sog. Ordre-public-Vorbehalt. Da § 34 Absatz 4 jedoch auf 
die Datenübermittlung nach § 34a keine Anwendung findet, 
bedarf es einer gesonderten Verankerung des Ordre-public- 
Vorbehalts, die nun in § 35 Absatz 2 Nummer 2 erfolgt. 

Absatz 2 Nummer 3 schließt darüber hinaus die Übermitt- 
lung von Daten aus, die erst durch Zwangsmaßnahmen erho- 
ben werden müssten. Diese Regelung beruht auf Artikel 1 
Absatz 5 des RbDatA, wonach der Rahmenbeschluss die 
Mitgliedstaaten nicht verpflichtet, Informationen und Er- 
kenntnisse durch Zwangsmaßnahmen im Sinne des nationa- 
len Rechts zu erlangen. Zwangsmaßnahmen in diesem Sinne 


im Bereich der Gefahrenabwehr sind Maßnahmen, die gegen 
oder ohne den Willen der betroffenen Person durchgesetzt 
werden und die aufgrund des damit einhergehenden wesent- 
lichen Grundrechtseingriffs einer speziellen gesetzlichen 
Grundlage bedürfen, also nicht auf Generalklauseln oder 
vergleichbare Grundnormen (u. a. §§ 26 und 27 ZFdG) ge- 
stützt werden können. 

Zu Absatz 3 (neu) 

Neben den obligatorischen Übermittlungsverboten in den 
Absätzen 1 und 2 werden in Absatz 3 darüber hinaus fakul- 
tative Verweigerungsgründe normiert. Absatz 3 Nummer 1 
beruht auf Artikel 3 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 2 
Buchstabe d RbDatA, wonach sich der Gleichbehandlungs- 
grundsatz lediglich auf die bei den StrafVerfolgungsbehör- 
den vorhandenen oder verfügbaren Informationen und Er- 
kermtnisse erstreckt. Wie bereits oben unter Nummer 111. 
ausführlich ausgeführt, verpflichtet der Rahmenbeschluss 
die Mitgliedstaaten nicht, Daten durch strafprozessuale oder 
sonstige Maßnahmen erst zu erheben. Ziel des Rahmen- 
beschlusses ist es vielmehr, den grenzüberschreitenden Aus- 
tausch von bei den Strafverfolgungsbehörden vorhandenen 
oder für diese ohne weiteres verfügbaren Informationen zu 
erleichtern. 

Absatz 3 Nummer 2 beruht auf Artikel 10 Absatz 1 Buch- 
stabe b RbDatA. Danach karm die zuständige StrafVerfol- 
gungsbehörde die Datenübermittlung auch dann verwei- 
gern, wenn der Erfolg laufender Ermittlungen oder die Si- 
cherheit von Personen gefährdet würde. Wie bereits zu der 
entsprechenden Regelung in § 92 Absatz 7 Nummer 2 IRG 
ausgeführt, wird der Spielraum für das insoweit grundsätz- 
lich eröffnete Ermessen der übermittelnden Behörde umso 
kleiner, je Größer die Gefahr schwerwiegender Beeinträch- 
tigungen für grundgesetzlich geschützte Positionen wird. 

Der dritte Verweigerungsgrund im neuen § 35 Absatz 3 
ZFdG ergibt sich aus Artikel 10 Absatz 2 RbDatA, wonach 
die Datenübermittlung auch dann unterbleiben kann, wenn 
sie die Verhütung von Straftaten betrifft, die nach deut- 
schem Recht mit einer Freiheitsstrafe von im Höchstmaß 
einem Jahr oder weniger bedroht sind. 

Zu Nummer 6 (§ 35a - neu - ZFdG) 

Zu Absatz 1 

So wie der neue § 27a Absatz 1 BKAG, § 92b IRG und 
§ 33a Absatz 1 BPolG, setzt auch § 35a ZFdG die beson- 
dere Zweckbindung nach Artikel 8 Absatz 3 des RbDatA 
um. Den Begriffen des deutschen Polizeirechts entspre- 
chend wurde hier statt des Begriffs der „unmittelbaren und 
ernsthaften“ Gefahr der Begriff der „gegenwärtigen und er- 
heblichen“ Gefahr gewählt. Von einer Übennittlung nach 
dem RbDatA und damit einer Anwendbarkeit der speziellen 
Verwendungsregelung nach § 35a ist dann auszugehen, 
wenn Daten aufgrund eines Ersuchens übermittelt werden, 
das eindeutig als Ersuchen nach dem Rahmenbeschluss zu 
erkennen war, etwa weil das entsprechende Formblatt ver- 
wendet wurde, oder wenn die Datenübermittlung selbst mit 
einem entsprechenden Formblatt erfolgt. Auch hier gilt, 
dass der übermittelnde Staat seine Zustimmung zur 
zweckändemden Verwendung der übermittelten Daten be- 
reits bei der Übermittlung der Daten erteilen kann. 
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Zu Absatz 2 

Absatz 2 setzt Artikel 8 Absatz 4 Satz 5 RbDatA um, wo- 
nach der empfangende Mitgliedstaat dem übermittelnden 
Mitgliedstaat auf dessen Ersuchen Auskunft über die Ver- 
wendung und weitere Verarbeitung der übermittelten Infor- 
mationen und Erkenntnisse zu erteilen hat. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Zollverwaltungs- 
gesetzes) 

Adressat des ZollVG sind alle Dienststellen der allgemeinen 
Zollverwaltung mit Ausnahme der für die Bekämpfung der 
Schwarzarbeit zuständigen Arbeitseinheiten. Adressat des 
ZFdG sind speziell das Zollkriminalamt und die Zollfahn- 
dungsämter. 

Die Änderungen des ZollVG entsprechen den Regelungen 
des ZFdG, so dass der RbDatA innerhalb der Zollverwal- 
tung für den Zoll- und Verbrauchsteuerbereich einheitlich 
umgesetzt wird. 

Zu Nummer 1 (§ 11 ZollVG) 

Die Änderung in § 1 1 Absatz 2 Satz 5 bis 7 entspricht dem 
neu formulierten § 34 Absatz 4 Satz 5 bis 7 ZFdG. 

Der neu gefasste Absatz 3 stellt klar, dass auch der Ge- 
schäftsverkehr auf der Grundlage des Rahmenbeschlusses 
2006/960/Jl über das Zollkriminalamt als Zentralstelle ab- 
gewickelt wird. 

Zu Nummer 2 (§§ 11a- neu - und 1 Ib - neu) 

§ 11a Absatz 1, 2, 3, 6, 7 und 8 entspricht dem neu formu- 
lierten § 34a ZFdG. 

§ 11a Absatz 4 und 5 entspricht dem neu formulierten § 35 
Absatz 2 und 3 ZFdG. 

§ 11 b entspricht dem neu formulierten § 35a ZFdG. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Schwarzarbeitsbekämp- 
fungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Nummer 1 betrifft die Anpassung der Inhaltsübersicht. 

Zu Nummer 2 (§ 6a - neu - SchwarzArbG) 

§ 6a Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass die Behörden der Zoll- 
verwaltung zum Zwecke der Verhütung von Straftaten, die in 
Zusammenhang mit einem der in § 2 SchwarzArbG genann- 
ten Prüfgegenstände stehen, personenbezogene Daten an 
eine für die Verhütung und Verfolgung von Straftaten zustän- 
dige Behörde eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 

- also eine Strafverfolgungsbehörde i. S. des Artikels 2 
Buchstabe a RbDatA - übermitteln können. Dabei wird auch 
entsprechend Artikel 7 RbDatA der Gleichbehandlungsgrund- 
satz für Spontanübermittlungen personenbezogener Daten 

- bezogen auf die Verhütung von Straftaten im Sinne des Ar- 
tikels 2 Absatz 2 des Rahmenbeschlusses 2002/584/Jl des 
Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl 
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten - 
normiert. 


Soweit die Datenübermittlung zum Zwecke der Verfolgung 
von Straftaten erfolgen soll, sind die Vorschriften über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen zu beachten. Im 
Übrigen richtet sich der Datenaustausch mit ausländischen 
Stellen im Anwendungsbereich des Schwarzarbeitsbekämp- 
fungsgesetzes nach den Vorschriften des Sozialgesetzbu- 
ches (§ 15 SchwarzArbG i. V. m. § 77 SGB X). 

§ 6a Absatz 2 setzt Artikel 5 Absatz 3 RbDatA um und re- 
gelt die formellen Anforderungen, denen ein Ersuchen ge- 
nügen muss, damit der in Absatz 1 verankerte Gleichbe- 
handlungsgrundsatz zur Anwendung kommt. 

§ 6a Absatz 3 legt fest, in welchen Fällen eine Übermittlung 
nicht zulässig ist. Die Gründe hierfür entsprechen den Vor- 
gaben des RbDatA. 

Nummer 1 setzt Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a RbDatA 
um, nach dem dann keine Auskunft erteilt werden muss, 
wenn wesentliche nationale Sicherheitsinteressen des er- 
suchten Mitgliedstaates beeinträchtigt sind. Die Verwen- 
dung des Begriffs „wesentlich“ deutet darauf hin, dass die 
Datenübermittlung unzulässig ist, wenn grundlegende Be- 
einträchtigungen der nationalen Sicherheit zu befürchten 
sind. 

Nummer 2 beruht auf Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe c 
RbDatA und stellt eine Ausprägung des Verhältnismäßig- 
keitsgrundsatzes dar. Eine Datenübermittlung ist dann als 
unverhältnismäßig anzusehen, wenn sie für die benötigten 
Zwecke nicht erforderlich, nicht geeignet oder im Hinblick 
auf die Schwere der dem Ersuchen zugrunde liegenden 
Straftat als nicht angemessen anzusehen ist. 

Mit Nummer 3 wird die Regelung in Artikel 2 Buchstabe d 
Doppelbuchstabe ii RbDatA umgesetzt. Damit wird die 
Übermittlung von Daten ausgeschlossen, die erst durch 
Zwangsmaßnahmen erhoben werden müssten. Diese Rege- 
lung beruht auf Artikel 1 Absatz 5 des RbDatA, wonach der 
Rahmenbeschluss die Mitgliedstaaten nicht verpflichtet, In- 
fonnationen und Erkenntnisse durch Zwangsmaßnahmen 
im Sinne des nationalen Rechts zu erlangen. Zwangsmaß- 
nahmen in diesem Sinne sind Maßnahmen, die gegen oder 
ohne den Willen der betroffenen Person durchgesetzt wer- 
den und die aufgrund des damit einhergehenden wesent- 
lichen Grundrechtseingriffs einer speziellen gesetzlichen 
Grundlage bedürfen. 

Mit Nummer 4 wird der Vorgabe des Artikels 9 RbDatA 
Rechnung getragen, der die Gewährleistung der Vertraulich- 
keit aller zur Verfügung gestellten Informationen nach Maß- 
gabe des nationalen Rechts verlangt. 

§ 6a Absatz 4 eröffnet den Behörden der Zollverwaltung 
darüber hinaus in bestimmten Fällen ein Ermessen, ob Aus- 
kunft erteilt wird. 

Nummer 1 beruht auf Artikel 10 Absatz 2 RbDatA, wonach 
die Datenübermittlung auch dann unterbleiben kann, wenn 
sie die Verhütung von Straftaten betrifft, die nach deut- 
schem Recht mit einer Freiheitsstrafe von im Höchstmaß 
einem Jahr oder weniger bedroht sind. 

Nummer 2 setzt Artikel 1 Nummer 4 RbDatA um, wonach 
keine Verpflichtung besteht, Daten zu übermitteln, die als 
Beweismittel vor einer Justizbehörde verwendet werden 
sollen. 
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Nummer 3 beruht auf Artikel 3 Absatz 3 in Verbindung mit 
Artikel 2 Buchstabe d RbDatA, wonach sich der Gleichbe- 
handlungsgrundsatz lediglich auf die bei den Strafverfol- 
gungsbehörden vorhandenen oder verfügbaren Informatio- 
nen und Erkenntnisse erstreckt. Wie bereits oben zu § 6a 
Absatz 3 ausführlich ausgeführt, verpflichtet der Rahmen- 
beschluss die Mitgliedstaaten nicht, Daten durch strafpro- 
zessuale oder polizeirechtliche Maßnahmen erst zu erheben. 
Ziel des Rahmenbeschlusses ist es vielmehr, den grenzüber- 
schreitenden Austausch von bei den Strafverfolgungsbehör- 
den vorhandenen oder für diese ohne Weiteres verfügbaren 
Informationen zu erleichtern. 

Grundlage für Nummer 4 ist Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b 
RbDatA. Danach kann die zuständige Strafverfolgungsbe- 
hörde die Datenübermittlung auch dann verweigern, wenn 
der Erfolg laufender Ermittlungen oder die Sicherheit von 
Personen gefährdet würde. Wie bereits zu der entsprechen- 
den Regelung in § 92 Absatz 4 Nummer 2 IRG ausgeführt, 
wird der Spielraum für das insoweit grundsätzlich eröffnete 
Ermessen der übennittelnden Behörde umso kleiner, je 
größer die Gefahr schwerwiegender Beeinträchtigungen für 
grundgesetzlich geschützte Positionen wird. 

§ 6a Absatz 5 regelt schließlich die Verwendung von Daten, 
die den Behörden der Zollverwaltung zur Verfügung gestellt 
wurden und setzt die Regelung des Artikels 1 Absatz 4 und 
des Artikels 8 Absatz 3 und 4 RbDatA um. Danach dürfen 
übermittelte Daten ohne Zustimmung des übermittelnden 
Staates nur für den Zweck, für den sie übermittelt wurden 
oder zur Abwehr einer unmittelbaren und ernsthaften Ge- 
fahr für die öffentliche Sicherheit verwendet werden. Damit 
ist die Verwendung als Beweismittel in einem Prozess ohne 
Zustimmung des übermittelnden Staates ebenso ausge- 
schlossen wie eine Umwidmung von präventiven in repres- 
sive Zwecke. Weiterhin sind Bedingungen, die die übermit- 
telnde Strafverfolgungsbehörde für die Verwendung der In- 
formationen und Erkenntnisse festgelegt hat, von der emp- 
fangenden Strafverfolgungsbehörde zu beachten. 

§ 6a Absatz 6 setzt Artikel 8 Absatz 4 Satz 5 RbDatA um, 
wonach der empfangende Mitgliedstaat dem übermittelnden 
Mitgliedstaat auf dessen Ersuehen Auskunft über die Ver- 
wendung und weitere Verarbeitung der übermittelten Infor- 
mationen und Erkenntnisse zu erteilen hat. 

Bei § 6a Absatz 7 handelt es sich um einen Verweis auf § 91 
Absatz 3 IRG. Damit wird geregelt, dass die Regelungen 


des § 6a aueh für Schengen-assoziierte Staaten gilt. Dies 
entspricht den Vorgaben des RbDatA. 

Zu Artikel 8 (Änderung des Zehnten Buches Sozial- 
gesetzbuch) 

Der neue § 77 Absatz 1 Satz 2 setzt Artikel 1 Absatz 7 
RbDatA um, der an die Pflicht der Mitgliedstaaten zur 
Wahrung der in Artikel 6 des Vertrags über die Europäische 
Union niedergelegten Grundrechte und allgemeinen Rechts- 
grundsätze erinnert. Die Behörden der Zollverwaltung un- 
terliegen bei der Anwendung des SchwarzArbG dem So- 
zialgeheimnis nach § 35 SGB 1 und sind an die Regelungen 
zum Sozialdatenschutz des SGB X gebunden. § 15 Schwarz- 
ArbG gewährleistet diesen Schutz der Sozialdaten durch 
einen Verweis auf die Vorschriften des Zweiten Kapitels des 
SGB X. Aus rechtssystematischer Sicht ist es daher erfor- 
derlich, den europäischen Ordre-public- Vorbehalt in § 77 
SGB X zu verankern, der die für die Übermittlung von So- 
zialdaten geltenden Vorschriften zusammenhängend regelt. 

Zu Artikel 9 (Änderung der Abgabenordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 117 Absatz 5 AO) 

Der neu formulierte § 117 Absatz 5 Satz 1 AO gibt den 
Steuerverwaltungen der Länder und dem Bundeszentralamt 
für Steuern die Möglichkeit, im Rahmen ihrer Befugnisse 
zwischenstaatliche Rechts- und Amtshilfe gegenüber einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
Schengen-assoziierten Staat zu leisten oder darum zu er- 
suchen und die Daten nach amtlich vorgeschriebenem Da- 
tensatz durch Datenfernübertragung unmittelbar zu über- 
mitteln. Satz 2 stellt sicher, dass das Bundeszentralamt für 
Steuern in Kenntnis gesetzt wird. 

Für die Zollverwaltung sind entsprechende Regelungen in 
den Spezialgesetzen enthalten. 

Zu Nummer 2 (§ 117 Absatz 6 AO) 

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

Zu Artikel 10 (Inkrafttreten) 

Artikel 10 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Das Gesetz 
tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nomienkontrollrat hat den Gesetzentwurf auf 
Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten begrün- 
det werden, geprüft. 

Mit dem Gesetz werden sechs neue Informationspflichten 
für die Verwaltung eingeführt. Diese Informationspflichten 
beruhen auf einem Beschluss des Rates der Europäischen 
Union, sind europarechtlich bedingt und dienen dem Infor- 
mationsaustausch zwischen den Strafverfolgungsbehörden 
der EU-Mitgliedstaaten. Für Wirtschaft und Bürgerinnen 
und Bürger werden keine Informationspflichten eingeführt, 
geändert oder aufgehoben. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das Rege- 
lungsvorhaben. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 879. Sitzung am 11. Februar 
2011 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 92 Absatz 3 Nummer 2 IRG), 
Artikel 3 Nummer 7 Buehstabe e (§ 27 Absatz 2 
Nummer 3 BKAG), 

Artikel 4 Nummer 4 Buehstabe b (§ 33 Absatz 3a 
Nummer 3 BPolG), 

Artikel 5 Nummer 5 Buehstabe e (§ 35 Absatz 2 
Nummer 3 ZFdG), 

Artikel 6 Nummer 2 (§ 11a Absatz 4 Nummer 3 
ZollVG), 

Artikel 7 Nummer 2 (§ 6a Absatz 3 Nummer 3 
SchwarzArbG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens darauf hinzuwirken, dass in den rege- 
lungsgleichen Nonnen des § 92 Absatz 3 Nummer 2 IRG-E, 
§ 27 Absatz 2 Nummer 3 BKAG-E, § 33 Absatz 3a Num- 
mer 3 BPolG-E, § 35 Absatz 2 Nummer 3 ZFdG-E, § 1 la 
Absatz 4 Nummer 3 ZollVG-E und § 6a Absatz 3 Num- 
mer 3 SchwarzArbG-E eine Legaldefinition der „durch 
Zwangsmaßnahmen erlangten Erkenntnisse und Informa- 
tionen“ aufgenommen wird. 

Er widerspricht den Auslegungshinweisen des Gesetzent- 
wurfs zum absoluten Datenübermittlungsverbot der „durch 
Zwangsmaßnahmen erlangten Erkermtnisse und Infomra- 
tionen“ im Bereich der präventiv motivierten Datenüber- 
mittlung und bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
um Klarstellung, dass ein polizeilicher Datenabgleich 
grundsätzlich keine Zwangsmaßnahme im Sinne des Rah- 
menbeschlusses 2006/960/JI vom 18. Dezember 2006 dar- 
stellt. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf enthält keine hinreichende Legaldefi- 
nition, was in Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2006/ 
960/JI im nationalen Recht unter „Zwangsmaßnahmen“ 
zu verstehen ist. Für Datenübermittlungen zu Zwecken 
der Strafverfolgung ist eine Orientierung an der Begrün- 
dung des Entwurfs zu § 92 Absatz 3 Nummer 2 IRG-E 
derrkbar. Für den Bereich der präventiv motivierten Da- 
tenübermittlung definiert die Begründung des Gesetzent- 
wurfs Zwangsmaßnahmen im Sirme der Gefahrenab- 
wehr (vgl. stellvertretend für alle: Einzelbegründung zu 
§ 27 Absatz 2 Nummer 3 BKAG-E, Bundesratsdrucksa- 
che 853/10, S. 37) als Maßnahmen, „die gegen oder 
ohne den Willen der betroffenen Person durchgeführt 
werden und die aufgrund des damit einhergehenden we- 
sentlichen Grundrechtseingriffs einer speziellen gesetz- 
lichen Grundlage bedürfen, also nicht auf Generalklau- 
seln oder vergleichbare Grundnormen (u. a. §§ 20a, 20b 
BKAG) gestützt werden können“. Diese Definition 
greift zu kurz, ist im Ergebnis praxisfremd und untaug- 
lich. Bei Eingriffen, für die spezielle Rechtsgrundlagen 


vorhanden sind, wird sich nicht immer klar feststellen 
lassen, ob die Spezialität der Rechtsgrundlage auf ver- 
fassungsrechtlichen Gründen beruht. Darüber hinaus ist 
es zu pauschal, die Grenze der Möglichkeiten stets bei 
der Generalklausel zu ziehen. So wird der Polizei der 
Datenabgleich als ein wichtiges Instrument für den 
grenzüberschreitenden Informationsaustausch genom- 
men. Erkenntnisgewinnung aus einem Datenabgleich ist 
eine praktisch unaufwändige und rechtlich auch vertret- 
bare Möglichkeit für die Beantwortung der jeweiligen 
Anfrage der Strafverfolgungsbehörde eines anderen Mit- 
gliedstaates der Europäischen Union. Zu denken ist hier 
beispielsweise an den Datenabgleich mit der INPOL-Da- 
tenbank, der nicht von der Generalklausel getragen wird, 
sondern in den Polizeigesetzen speziell geregelt ist. 
Gleiches gilt für die Dateien, auf die die Polizei nach an- 
deren gesetzlichen Grundlagen einen automatisierten 
Zugriff hat. Neben dem Eingriff aufgrund der jeweiligen 
Generalklausel ist auch der gesetzlich außerhalb der Ge- 
neralklausel vorgesehene Datenabgleich unter den Be- 
griff der „verfügbaren“ Daten im Sirme von Artikel 1 
Absatz 3 i. V. m. Artikel 2 Buchstabe d RbDatA zu fas- 
sen. Bliebe es bei der Restriktion des Gesetzentwurfs, 
stellte sich die Frage, welche Informationsbeschaffungen 
darm überhaupt von der innerstaatlichen Umsetzung des 
Rahmenbeschlusses 2006/960/JI erfasst wären. 

2. Zu Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b (8 481 Absatz 3 

StPO) 

Artikel 2 Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. <wie Nummer 2 Buchstabe a des Gesetzentwurfs>“. 
Begründung 

Während § 478 Absatz 1 Satz 5 StPO die Datenübermitt- 
lung zwischen Polizeidienststellen zum Zwecke der 
Strafverfolgung betrifft, bei der eine Entscheidungskom- 
petenz der sachleitungsbefugten Staatsanwaltschaft zu- 
mindest in Zweifelsfällen gerechtfertigt erscheint (vgl. 
Artikel 2 Nummer 1), betrifft § 481 StPO die Verwen- 
dung und Übermittlung personenbezogener Daten zu 
den in den Polizeigesetzen genannten Zwecken. Eine 
(wenn auch nur subsidiäre) Entscheidungskompetenz 
der Staatsanwaltschaft über die Datenverwendung zu 
solchen in die ausschließliche Zuständigkeit der Polizei 
fallenden Zwecken ist abzulehnen. 

3. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe a (§ 3 Absatz 3 

Satz 1 BKAG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens daraufhinzuwirken, dass in § 3 Absatz 3 
Satz 1 BKAG der Passus „soweit dieser sich auf Krimi- 
nalität von regionaler Bedeutung im Grenzgebiet bezieht 
oder soweit Gefahr im Verzüge ist“ ersatzlos gestrichen 
und der direkte Datenverkehr auch auf die Schengen as- 
sozierten Staaten ausgedehnt wird. 
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Begründung 

Im Rahmen der Länderbeteiligung zum Arbeitsentwurf 
des Bundesministeriums des Innern (Stand: 8. April 2010) 
- im Wesentlichen inhaltsgleich zum nun vorliegenden 
Gesetzentwurf der Bundesregierung - wurde das Bundes- 
ministerium u. a. daraufhingewiesen, dass es wünschens- 
wert und praxisangemessen wäre, in § 3 Absatz 3 Satz 1 
BKAG die Ausnahmen des direkten Dienstverkehrs der 
Polizeien der Länder mit den zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union ein- 
schließlich der Nachbarstaaten und der Schengen asso- 
ziierten Staaten dem tatsächlichen Ist anzupassen. Der 
direkte polizeiliche Datenaustausch deutscher Polizei- 
dienststellen mit anderen EU-Mitgliedstaaten, Schengen- 
staaten sowie Nachbarstaaten - durch bzw. über die Lan- 
deskriminalämter (oder andere mit zentralen Aufgaben 
betraute Polizeiorganisationseinheiten der Länder) läuft 
bereits heute erfolgreich in weiten Teilen nicht über die 
Zentralstelle Bundeskriminalamt. Der Gesetzentwurf hat 
diese Länderanregung nicht aufgegriffen. 

4. Zu Artikel 9(§§ 117a - neu - und 1 1 7b - neu - AO) 

Artikel 9 ist wie folgt zu fassen: 

,Artikel 9 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekaimtma- 
chung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 3866; 2003 1 

S. 61), die zuletzt durch ... geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. ln der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu 
§ 1 1 7 folgende Angaben eingefügt: 

„§ 117a Übermittlung personenbezogener Daten an 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

§ 117b Verwendung von nach dem Rahmenbeschluss 
2006/960/Jl übermittelten Daten“. 

2. Nach § 117 werden folgende §§ 117a und 117b ein- 
gefügt: 

„§ 117a 

Übermittlung personenbezogener Daten 
an Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

( 1 ) Auf ein Ersuchen einer Polizeibehörde oder einer 
sonstigen für die Verhütung und Verfolgung von Straf- 
taten zuständigen öffentlichen Stelle eines Mitglied- 
staates der Europäischen Union können die mit der 
Steuerfahndung betrauten Dienststellen der Landes- 
fmanzbehörden personenbezogene Daten zum Zweck 
der Verhütung von Straftaten übermitteln. Für die Über- 
mittlung dieser Daten gelten die Vorschriften über die 
Datenübermittlung im innerstaatlichen Bereich ent- 
sprechend. Eine Anhörung des inländischen Beteilig- 
ten unterbleibt, wenn dadurch der Ermittlungszweck 
gefährdet würde. 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten 
nach Absatz 1 ist nur zulässig, wenn das Ersuchen 
mindestens folgende Angaben enthält: 

1 . die Bezeichnung und die Anschrift der ersuchen- 
den Behörde, 


2. die Bezeichnung der Straftat, zu deren Verhütung 
die Daten benötigt werden, 

3. die Beschreibung des Sachverhalts, der dem Ersu- 
chen zugrunde liegt, 

4. die Benennung des Zwecks, zu dem die Daten er- 
beten werden, 

5 . Einzelheiten zur Identität der betroffenen Person, 
sofern sich das Ersuchen auf eine bekannte Person 
bezieht, und 

6 . Gründe für die Annahme, dass sachdienliche Infor- 
mationen und Erkenntnisse im Inland vorliegen. 

(3) Die mit der Steuerfahndung betrauten Dienst- 
stellen der Landesfmanzbehörden können auch ohne 
Ersuchen personenbezogene Daten an eine Polizeibe- 
hörde oder eine sonstige für die Verhütung und Verfol- 
gung von Straftaten zuständige öffentliche Stelle eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union übermitteln, 
wenn im Einzelfall die Gefahr der Begehung einer 
Straftat im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 des Rahmen- 
beschlusses 2002/584/Jl des Rates vom 13. Juni 2002 
über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabe- 
verfahren zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. L 190 
vom 1 8.7.2002, S. 1) besteht und zu erwarten ist, dass 
die Datenübermittlung geeignet ist, zur Verhütung 
einer solchen Straftat beizutragen. Absatz 1 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 

(4) Die Datenübermittlung nach den Absätzen 1 
und 3 unterbleibt, wenn 

1. hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des 
Bundes oder der Länder beeinträchtigt würden, 

2. die Übermittlung der Daten zu den in Artikel 6 
des Vertrages über die Europäische Union enthal- 
tenen Grundsätzen in Widerspruch stünde, 

3 . die zu übermittelnden Daten bei der ersuchten Be- 
hörde nicht vorhanden sind und nur durch das Er- 
greifen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden 
können oder 

4. die Übermittlung der Daten unverhältnismäßig 
wäre oder die Daten für die Zwecke, für die sie 
übermittelt werden sollen, nicht erforderlich sind. 

(5) Die Datenübermittlung nach den Absätzen 1 
und 3 kann darüber hinaus auch darm unterbleiben, 
wenn 

1 . die zu übermittelnden Daten bei den mit der Steu- 
erfahndung betrauten Dienststellen der Landes- 
fmanzbehörden nicht vorhanden sind, jedoch ohne 
das Ergreifen von Zwangsmaßnahmen erlangt wer- 
den können oder 

2. hierdurch der Erfolg laufender Ermittlungen oder 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person gefährdet 
würde oder 

3. die Tat, zu deren Verhütung die Daten übermittelt 
werden sollen, nach deutschem Recht mit einer 
Freiheitsstrafe von im Höchstmaß einem Jahr 
oder weniger bedroht ist. 

(6) Die Zulässigkeit der Übermittlung personenbe- 
zogener Daten durch die mit der Steuerfahndung be- 
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trauten Dienststellen der Landesfinanzbehörden an 
eine Polizeibehörde oder eine sonstige für die Verhü- 
tung und Verfolgung von Straftaten zuständige öffent- 
liche Stelle eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union auf Grundlage von § 1 17 bleibt unberührt. 

(7) Als Polizeibehörde oder sonstige für die Verhü- 
tung und Verfolgung von Straftaten zuständige öffent- 
liche Stelle eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union im Sinne dieser Vorschrift gilt jede Stelle, die 
von diesem Staat gemäß Artikel 2 Buchstabe a des 
Rahmenbeschlusses 2006/960/Jl des Rates vom 1 8. De- 
zember 2006 über die Vereinfachung des Austauschs 
von Informationen und Erkenntnissen zwischen Straf- 
verfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union (ABI. L 386 vom 29.12.2006, S. 89, 
L 75 vom 15.3.2007, S. 26) benaimt wurde. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 finden auch Anwendung 
auf die Übermittlung von personenbezogenen Daten 
an Polizeibehörden oder sonstige für die Verhütung 
und Verfolgung von Straftaten zuständige öffentliche 
Stellen eines Schengen-assoziierten Staates im Sinne 
von § 91 Absatz 3 des Gesetzes über die internatio- 
nale Rechtshilfe in Strafsachen. 

§ 117b 

Verwendung von nach dem 
Rahmenbeschluss 2006/960/Jl übermittelten Daten 

(1) Daten, die nach dem Rahmenbeschluss 2006/ 
960/Jl an die mit der Steuerfahndung betrauten Dienst- 
stellen der Landesfinanzbehörden übennittelt worden 
sind, dürfen nur für die Zwecke, für die sie übermittelt 
wurden, oder zur Abwehr einer gegenwärtigen und er- 
heblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit ver- 
wendet werden. Für einen anderen Zweck oder als Be- 
weismittel in einem gerichtlichen Verfahren dürfen sie 
nur verwendet werden, wenn der übermittelnde Staat 
zugestimmt hat. Von dem übermittelnden Staat für die 
Verwendung der Daten gestellte Bedingungen sind zu 
beachten. 

(2) Die mit der Steuerfahndung betrauten Dienst- 
stellen der Landesfinanzbehörden erteilen dem über- 
mittelnden Staat auf dessen Ersuchen zu Zwecken 
der Datenschutzkontrolle Auskunft darüber, wie die 
übermittelten Daten verwendet wurden.“ ‘ 

Begründung 

Der Bundesrat begrüßt die Initiative der Bundesregie- 
rung, durch den Gesetzentwurf den Rahmenbeschluss 
2006/960/Jl des Rates vom 18. Dezember 2006 über die 
Vereinfachung des Austauschs von Informationen und Er- 
kenntnissen zwischen Strafverfolgungsbehörden der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union (RbDatA; ABI. L 3 86 
vom 29.12.2006, S. 89, L 75 vom 15.3.2007, S. 26) um- 
zusetzen und den Informationsaustausch der Strafverfol- 
gungsbehörden der Europäischen Union entscheidend zu 
verbessern. Anders als im Bereich des Zolls und der Po- 
lizei sieht der Bundesrat jedoch deutlichen Ergänzungs- 
bedarf in der Umsetzung im Bereich der Steuerfahndung. 

Die mit der Steuerfahndung betrauten Dienststellen der 
Landesfmanzbehörden sind nach den §§ 208 und 404 AO 
ebenso wie die Zollfahndungsämter Strafverfolgungsbe- 


hörden. Ihre Beamten haben im Rahmen ihrer Zuständig- 
keiten die selben Rechte und Pflichten wie die Beamten 
der Polizeibehörden. Sie gehören damit zum Adressaten- 
kreis des Rahmenbeschlusses. Die Steuerfahndungsstel- 
len wurden deshalb als zuständige Strafverfolgungsbe- 
hörde nach Artikel 2 Buchstabe a des Rahmenbeschlusses 
gegenüber dem Generalsekretariat des Rates benannt. 

Die Umsetzung des Rahmenbeschlusses soll für die Da- 
tenübermittlung zu präventiven Zwecken durch den Zoll 
(z. B. Zollfahndung und Finanzkontrolle Schwarzarbeit) 
und die Polizei (Bundeskriminalamt, Bundespolizei) über 
umfangreiche Änderungen in den einschlägigen Spezial- 
gesetzen erfolgen. § 1 17 Absatz 5 AO-E stellt demgegen- 
über für die Steuerfahndungsstellen keine Umsetzung des 
Rahmenbeschlusses dar. Wesentliche Kembereiche des 
Rahmenbeschlusses sind unberücksichtigt geblieben, wie 
z. B. die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Auskunftsver- 
kehrs, die Verwendungsbeschränkungen oder die Über- 
nahme des Inlandsstandards für den EU-weiten Aus- 
kunftsverkehr auf der Grundlage des Rahmenbeschlusses. 
Insgesamt werden die Möglichkeiten des Rahmenbe- 
schlusses der Europäischen Union, im Bereich der grenz- 
überschreitenden Steuerstraftaten Täter zu entdecken und 
auch zu Gunsten der Haushalte von Bund und Ländern 
Steuerhinterziehung effektiv zu bekämpfen, durch den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung nicht genutzt. 

Die für das Steuerfestsetzungsverfahren konzipierten 
Regelungen des § 117 AO, die der vorgesehene § 117 
Absatz 5 AO-E ergänzen soll, tragen den besonderen 
Notwendigkeiten eines Datenaustausches zur Verhütung 
von Straftaten nicht Rechnung. So müsste vor einer Da- 
tenübermittlung ins EU- Ausland nach der bestehenden 
Rechtslage eine Anhörung des inländischen Beteiligten 
stattfinden. Dadurch wird der Ermittlungszweck gefähr- 
det. Dies entspricht nicht dem Sinn und Zweck des Rah- 
menbeschlusses. 

Der Vorschlag des Bundesrates stellt eine inhaltsgleiche 
Umsetzung des Rahmenbeschlusses in gleicher Weise 
wie für die anderen Strafverfolgungsbehörden in deren 
jeweiligen Spezialgesetzen dar. Damit wird sicherge- 
stellt, dass für die Steuerfahndungsstellen inhaltlich glei- 
che Rechtsvorschriften für die Anwendung des Rahmen- 
beschlusses gelten wie für Zoll und Polizei. 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Nummer 1 betrifft die Anpassung der Inhaltsübersicht. 

ZuNummerl (§§ 117a-neu-und 1 1 7b - neu - AO-E) 

Artikel 3 Absatz 3 RbDatA verpflichtet die Mitgliedstaa- 
ten, für den Austausch von Informationen und Erkennt- 
nissen an die zuständigen Strafverfolgungsbehörden an- 
derer Mitgliedstaaten grundsätzlich keine strengeren Be- 
dingungen vorzusehen als für den Informationsaustausch 
zwischen den Strafverfolgungsbehörden im innerstaat- 
lichen Bereich. Dies bedeutet für die Steuerfahndung, 
dass § 30 AO unverändert gilt und dass ein Datenaus- 
tausch nach dem Rahmenbeschluss nicht zulässig ist, 
wenn er auch innerstaatlich bei einem gleichartigen 
Sachverhalt und im Hinblick auf den vorgesehenen Ver- 
wendungszweck nicht zulässig wäre. Damit wird das 
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hohe Datenschutzniveau des § 30 AO auch für den EU- 
weiten Datenaustausch festgeschrieben; weitere spe- 
zielle Regelungen sind für den Zuständigkeitsbereich der 
mit der Steuerfahndung betrauten Dienststellen der Lan- 
desfinanzbehörden entbehrlich. 

Eine Übermittlung von Auskünften durch die mit der 
Steuerfahndung betrauten Dienststellen der Landesfinanz- 
behörden an Polizei- und Justizbehörden sowie an sons- 
tige für die Verhütung oder Verfolgung von Straftaten 
zuständige öffentliche Stellen anderer Staaten richtete 
sich bislang nach § 117 AO. Die darin geregelten Vo- 
raussetzungen sind zum Teil strenger als die für entspre- 
chende Datenübermittlungen im innerstaatlichen Be- 
reich geltenden Regelungen. Mit dem neu eingefügten 
§ 117a AO, der § 14a BKAG-E entspricht, werden für 
den Bereich der Verhütung von Straftaten die Bedingun- 
gen für Datenübermittlungen an Polizeibehörden und 
sonstige für die Verhütung oder Verfolgung von Strafta- 
ten zuständige öffentliche Stellen der EU-Mitgliedstaa- 
ten an die für entsprechende Datenübermittlungen im in- 
nerstaatlichen Bereich geltenden Vorschriften angegli- 
chen. Die Datenübermittlung zu Zwecken der Strafver- 
folgung richtet sich auch weiterhin nach dem IRG, 
dessen Datenübermittlungsvorschriften ebenfalls an die 
Erfordernisse des Rahmenbeschlusses angepasst wer- 
den. 

Zu § 117a Absatz 1 AO-E 

Absatz 1 verankert den Gleichbehandlungsgrundsatz für 
Datenübermittlungen auf Ersuchen eines EU-Mitglied- 
staates zu Zwecken der Verhütung von Straftaten. 

In Satz 3 wird klargestellt, dass bei einer Datenübermitt- 
lung nach dem Rahmenbeschluss 2006/960/JI von der 
Regelung des § 117 Absatz 4 Satz 3 AO, wonach eine 
Anhörung des inländischen Beteiligten grundsätzlich zu 
erfolgen hat, abgewichen werden kann. 

Zu § 117a Absatz 2 AO-E 

Absatz 2 setzt Artikel 5 Absatz 1 und 3 RbDatA um und 
regelt die formellen Anforderungen, die an ein Ersuchen 
nach § 1 17a Absatz 1 AO-E zu stellen sind. 

Zu § 117a Absatz 3 AO-E 

Absatz 3 normiert den Gleichbehandlungsgrundsatz für 
Spontanübermittlungen personenbezogener Daten zur 
Verhütung von Straftaten im Sinne des Artikels 2 Ab- 
satz 2 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates 
vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl 
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaa- 
ten (ABI. L 190 vom 18.7.2002, S. 1) und setzt damit 
Artikel 7 RbDatA um. 

Die bestehenden Regelungen des EGAHiG (Gesetzes 
zur Durchführung der EG-Richtlinie über die gegensei- 
tige Amtshilfe im Bereich der direkten Steuern, be- 
stimmter Verbrauchssteuern und der Steuern auf Versi- 
cherungsprämien) zur Spontanauskunft betreffen die Da- 
tenübermittlung zwischen Finanzbehörden im Festset- 
zungs- und Erhebungsverfahren und bilden daher keine 
ausreichende Rechtsgrundlage für die Datenübermitt- 


lung zur Verhütung von Straftaten zwischen den Straf- 
verfolgungsbehörden im Sinne des Rahmenbeschlusses. 

Zu § 117a Absatz 4 und 5 AO-E 

Die Absätze 4 und 5 regeln, so wie § 27 Absatz 2 und 3 
BKAG-E, nach dessen Vorbild sie verfasst sind, die in 
Artikel 1 0 Absatz 1 und 2 RbDatA enthaltenen Gründe, 
aus denen eine Datenübermittlung, die in den Anwen- 
dungsbereich des Rahmenbeschlusses fallt, verweigert 
werden muss bzw. kann. 

Zu Absatz 4 

Bei den in Absatz 4 genannten Verweigerungsgründen 
handelt es sich um zwingende Verweigerungsgründe, 
also um Übermittlungsverbote. Absatz 4 Nummer 2 setzt 
Artikel 1 Absatz 7 RbDatA um, der an die Pflicht der 
Mitgliedstaaten zur Wahrung der in Artikel 6 des Ver- 
trags über die Europäische Union niedergelegten Grund- 
rechte und allgemeinen Rechtsgrundsätze erinnert. Zwar 
enthält die Abgabenordnung bereits in § 117 Absatz 3 
Nummer 4 einen sogenannten Ordre-public-Vorbehalt. 
Da § 117 Absatz 3 Nummer 4 AO jedoch auf die Daten- 
übennittlung nach § 117a keine Anwendung findet, be- 
darf es einer gesonderten Verankerung des Ordre-public- 
Vorbehalts, die nun in 8 117a Absatz 4 Nummer 2 er- 
folgt. 

Absatz 4 Nummer 3 schließt darüber hinaus die Über- 
mittlung von Daten aus, die erst durch Zwangsmaßnah- 
men erhoben werden müssten. Diese Regelung beruht 
auf Artikel 1 Absatz 5 RbDatA, wonach der Rahmenbe- 
schluss die Mitgliedstaaten nicht verpflichtet, Informa- 
tionen und Erkeimtnisse durch Zwangsmaßnahmen im 
Sinne des nationalen Rechts zu erlangen. Zwangsmaß- 
nahmen in diesem Sinne im Bereich der Gefahrenab- 
wehr sind Maßnahmen, die gegen oder ohne den Willen 
der betroffenen Person durchgesetzt werden und die auf- 
grund des damit einhergehenden wesentlichen Grund- 
rechtseingriffs einer speziellen gesetzlichen Grundlage 
bedürfen. 

Zu Absatz 5 

Neben den obligatorischen Übermittlungsverboten in 
Absatz 4 werden in Absatz 5 darüber hinaus fakultative 
Verweigerungsgründe nonniert. Absatz 5 Nummer 1 be- 
ruht auf Artikel 3 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 2 
Buchstabe d RbDatA, wonach sich der Gleichbehand- 
lungsgrundsatz lediglich auf die bei den StrafVerfol- 
gungsbehörden vorhandenen oder verfügbaren Informa- 
tionen und Erkenntnisse erstreckt. Wie bereits oben aus- 
führlich ausgeführt, verpflichtet der Rahmenbeschluss 
die Mitgliedstaaten nicht, Daten erst zu erheben. Gleich- 
wohl können Daten erhoben werden, soweit dies keine 
Zwangsmaßnahmen erfordert und es für die Beantwor- 
tung eines Ersuchens sachdienlich erscheint. 

Absatz 5 Nummer 2 beruht auf Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe b RbDatA. Danach kaim die zuständige Straf- 
verfolgungsbehörde die Datenübennittlung auch dann 
verweigern, wenn der Erfolg laufender Ermittlungen 
oder die Sicherheit von Personen gefährdet würde. 
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Der dritte Verweigerungsgrund in § 117a Absatz 5 AO-E 
ergibt sich aus Artikel 1 0 Absatz 2 RbDatA, wonach die 
Datenübermittlung auch dann unterbleiben kann, wenn 
sie die Verhütung von Straftaten betrifft, die nach deut- 
schem Recht mit einer Freiheitsstrafe von im Höchstmaß 
einem Jahr oder weniger bedroht sind. 

Zu § 117a Absatz 6 AO-E 

ln Absatz 6 wird ausdrücklich festgelegt, dass die Zuläs- 
sigkeit der Datenübermittlung an eine Polizeibehörde 
oder sonstige für die Verhütung oder Verfolgung von 
Straftaten zuständige öffentliche Stelle eines Mitglied- 
staates der EU auf Grundlage von § 1 1 7 AO unberührt 
bleibt. Hierdurch wird klargestellt, dass § 1 1 7 AO weiter 
gilt soweit im Einzelfall die Voraussetzungen einer Da- 
tenübermittlung nach § 117a AO nicht gegeben sind. 
Übermittlungsbefugnisse aufgrund völkerrechtlicher Ver- 
träge bzw. der jeweiligen Umsetzungsgesetze bleiben 
nach § 117 Absatz 2 AO unberührt. 

Zu § 117a Absatz 7 AO-E 

Absatz 7 bestimmt, dass als Polizeibehörde oder sons- 
tige für die Verhütung oder Verfolgung von Straftaten 
zuständige öffentliche Stelle eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union im Sinne des § 1 17a AO-E jede von 
diesem Staat gemäß Artikel 2 Buchstabe a RbDatA be- 
nannte Stelle gilt. Die entsprechenden Meldungen der 
Mitgliedstaaten sind Bestandteil eines EU-Handbuchs 
zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses. 


Zu § 117a Absatz 8 AO-E 

Hierbei handelt es sich um einen Verweis auf § 91 Ab- 
satz 3 IRG-E. Damit wird geregelt, dass die Regelungen 
des § 117a AO-E auch für Schengen-assoziierte Staaten 
gelten. Dies entspricht den Vorgaben des Rahmenbe- 
schlusses. 

Zu § 117b Absatz 1 AO-E 

§ 1 1 7b AO-E normiert die Zweckbindung nach Artikel 8 
Absatz 3 sowie Artikel 1 Absatz 4 RbDatA, die Anwen- 
dung findet, wenn personenbezogene Daten von den Staa- 
ten, in denen der Rahmenbeschluss gilt und entsprechend 
dem Formblatt nach dessen Anlage oder sonst erkennbar 
nach dem Rahmenbeschluss an die mit der Steuerfahndung 
betrauten Dienststellen der Landesfinanzbehörden über- 
mittelt werden. Auch hier erfolgt in Bezug auf den Gefah- 
renbegriff eine Anpassung an das deutsche Polizeirecht. 
Die Regelung ist gleichlautend mit § 92b IRG-E, § 27a 
Absatz 1 BKAG-E, § 33a Absatz 1 BPolG-E, § 35a Ab- 
satz 1 ZFdG-Eund § 6a Absatz 5 SchwarzArbG-E. Ebenso 
gilt, dass der übermittelnde Staat seine Zustimmung zur 
zweckändemden Verwendung der übermittelten Daten be- 
reits bei der Übermittlung der Daten erteilen kann. 

Zu§ 117b Absatz 2 AO-E 

Absatz 2 setzt Artikel 8 Absatz 4 Satz 5 RbDatA um, wo- 
nach der empfangende Mitgliedstaat dem übermittelnden 
Mitgliedstaat auf dessen Ersuchen Auskunft über die Ver- 
wendung und weitere Verarbeitung der übermittelten In- 
formationen und Erkenntnisse zu erteilen hat. 
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Anlage 4 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nummer 4 - neu - § 92 Absatz 3 
Nummer 2 IRG u. a.) 

Der Bundesrat bittet, den Begriff der „durch Zwangsmaß- 
nahmen erlangten Erkenntnisse und Informationen“ in den 
vom Gesetzentwurf erfassten Gesetzen jeweils zu definie- 
ren. Andernfalls würde der Polizei der Datenabgleich als ein 
wichtiges Instrument für den grenzüberschreitenden Infor- 
mationsaustausch genommen. 

Die Bundesregierung teilt die Befürchtungen des Bundes- 
rates nicht und hält die vorgeschlagenen Legaldefmitionen 
nicht für erforderlich. Die in der Gesetzesbegründung enthal- 
tene Definition der Zwangsmaßnahmen (Bundesratsdruck- 
sache 853/10, S. 30 und 37) erscheint der Bundesregierung 
ausreichend und sachgerecht. Der Gesetzentwurf schränkt 
die bestehenden innerstaatlichen Möglichkeiten der Polizei 
zur Datenerlangung und zum Datenabgleich, beispielsweise 
mit der INPOL-Datenbank, keineswegs ein. Zudem kommen 
die vereinfachten Voraussetzungen des RbDatA zur Daten- 
übemiittlung ins Ausland nur bei bestimmten Datenkatego- 
rien nicht zur Anwendung: 

1 . Der Gesetzentwurf übernimmt das grundlegende Konzept 
des RbDatA, der zwischen „vorhandenen Daten“ und 
„verfügbaren Daten“ unterscheidet. Danach sind vorhan- 
dene Daten solche der Strafverfolgungsbehörden insge- 
samt (vgl. Artikel 2d Ziffer i RbDatA). Verfügbare Daten 
sind Daten, die hingegen bei anderen Behörden oder pri- 
vaten Stellen vorhanden und für die StrafVerfolgungs- 
behörden ohne das Ergreifen von Zwangsmaßnahmen 
verfügbar sind (vgl. Artikel 2d Ziffer ii RbDatA). 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung beruht daher auf 
dem Verständnis, dass Daten in polizeieigenen Dateien 
- wie beispielsweise INPOL-Dateien - bei den Strafver- 
folgungsbehörden „vorhanden“ sind. Damit kommt es 
hier nicht auf die Frage an, ob die Daten „durch das Er- 
greifen von Zwangsmaßnahmen erlangt werden können“. 
Die Definition der „Zwangsmaßnahmen“ ist in diesem 
Zusammenhang nicht von Bedeutung. Der Datenaus- 
tausch ist ohne Weiteres auf der Grundlage des Gesetz- 
entwurfes zulässig. 

Bei „vorhandenen Daten“ kann beispielsweise auf Grund- 
lage der einschlägigen nationalen Vorschriften ein Daten- 
abgleich nach § 98c StPO, § 28 BKAG und § 34 BPolG 
vorgenommen und - sofern die gesetzlichen Vorausset- 
zungen im Übrigen erfüllt sind - ohne Einschränkung an 
das Ausland übermittelt werden. 

Allein bei den „verfügbaren Daten“ kommt es darauf an, 
ob sie ohne das Ergreifen von Zwangsmaßnahmen erlangt 
werden können. Maßgeblich für die Einstufung als 
Zwangsmaßnahme ist, auf welcher Ermächtigungsgrund- 
lage eine StrafVerfolgungs- oder für die Gefahrenabwehr 
zuständige Behörde um Mitteilung der Daten ersucht. 


Richtet eine Polizeibehörde beispielsweise eine Anfrage 
an eine Meldebehörde oder an das Zentrale Verkehrs-In- 
formationssystem (ZEVIS) auf der Grundlage von § 20b 
BKAG oder § 21 BPolG, handelt es sich nicht um eine 
Zwangsmaßnahme, ln diesem Fall dürfen die Daten auf 
der Grundlage des RbDatA ausgetauscht werden. 

Sind dagegen Zwangsmaßnahmen erforderlich, unterbleibt 
eine Datenüberaiittlung auf der Grundlage des RbDatA. 
Die Möglichkeiten für eine Informationsübermittlung auf 
anderen Wegen, beispielsweise der justiziellen strafrecht- 
lichen Rechtshilfe, bleiben hiervon unberührt. 

2. Im Übrigen weist die Bundesregierung darauf hin, dass 
der Begriff der „Zwangsmaßnahmen“ bereits durch Arti- 
kel 39 Absatz 1 des Schengener Durchführungsüberein- 
kommens (SDÜ) eingeführt ist. Eine Legaldefinition der 
Zwangsmaßnahmen enthält auch Artikel 39 Absatz 1 
SDÜ nicht. Praktische Schwierigkeiten bei der Anwen- 
dung dieser Vorschrift sind der Bundesregierung nicht 
bekannt. Der RbDatA ersetzt Artikel 39 Absatz 1 SDÜ 
(s. Artikel 12 Absatz 1 RbDatA) und übernimmt dessen 
Begrifflichkeiten. Die bisherigen Möglichkeiten zum in- 
nerstaatlichen Datenabgleich bleiben dadurch unberührt, 
ebenso die Möglichkeit zur Datenerlangung. 

3. Schließlich merkt die Bundesregierung an, dass der Be- 
griff der Zwangsmaßnahmen im Gesetzestext nicht legal 
definiert werden könnte, ohne dass dies Auswirkungen 
auf die Strafprozessordnung, die Vorschriften über die In- 
ternationale Rechtshilfe in Strafsachen und das Polizei- 
recht hätte. Dies ginge über die Umsetzung des RbDatA 
hinaus. 

Zu Nummer 2 (Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b - § 481 
Absatz 3 StPO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesrates 
nicht zu. 

Sie sieht aus den in der Gesetzesbegründung dargelegten 
Gründen eine Parallele zu der in § 478 Absatz 1 Satz 5 der 
StPO vorgeschlagenen Regelung und hält hier eine vorbeu- 
gende justizielle Kontrolle in Zweifelsfällen ebenfalls für 
sachgerecht. Auch in den Fällen von § 481 StPO werden 
personenbezogene Daten zu verfahrensfremden Zwecken 
verwendet bzw. übermittelt. Ob dies zulässig ist, richtet sich 
nicht nur nach Maßgabe der Polizeigesetze. 

Nach § 48 1 Absatz 2 StPO ist zunächst zu prüfen, ob beson- 
dere bundesgesetzliche oder entsprechende landesgesetzli- 
che Verwendungsregelungen entgegenstehen. Davon erfasst 
sind die Vorgaben des § 477 Absatz 2 StPO. Damit können 
sich zum einen (strafprozess-)rechtlich schwierige Fragen 
stellen, insbesondere mit Blick auf § 477 Absatz 2 Satz 3 
Nummer 1 und Satz 4 StPO. Zum anderen sind nach § 477 
Absatz 2 Satz 1 StPO emiittlungstaktische Erwägungen er- 
forderlich, die ggf. nur durch die Staatsanwaltschaft getroffen 
werden können. Hinzukommt, dass bei einem grenzüber- 
schreitenden Datenaustausch nicht gewährleistet ist, dass die 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-39- 


Drucksache 17/5096 


Zulässigkeit der Datenübemiittlung später im Rahmen eines 
Strafverfahrens einer innerstaatlichen justiziellen Kontrolle 
unterfällt. 

Dennoch beschränkt der Regelungsvorschlag zu § 481 Ab- 
satz 3 StPO die vorbeugende innerstaatliche justizielle Kon- 
trolle auf Zweifelsfälle. Nach § 481 Absatz 1 Satz 1 StPO 
können die Polizeibehörden entscheiden, welche Daten aus 
Strafverfahren, die bei ihnen vorhanden sind, für strafver- 
fahrensfremde Zwecke genutzt bzw. übermittelt werden. 
Bei dieser grundsätzlichen Zuständigkeitsverteilung bleibt 
es nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung, wenn die 
Polizeibehörden die Zweckumwandlung für zulässig erach- 
ten oder als unzulässig verweigern. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, dass damit ein ausge- 
wogener Ausgleich gefunden wurde zwischen dem Interesse 
an einem beschleunigten Datenaustausch und an effektiver 
Strafverfolgung einerseits und dem Schutz von justiziellen 
Daten und der Sachleitungsbefugnis der Staatsanwaltschaf- 
ten andererseits. 

Zu Nummer 3 (Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe a - 
§ 3 Absatz 3 Satz 1 BKAG) 

Der Vorschlag des Bundesrates steht nicht im unmittelbaren 
sachlichen Zusammenhang mit der Umsetzung des RbDatA 


und sollte deshalb in dem laufenden Gesetzgebungsverfah- 
ren nicht aufgegriffen werden. 

§ 3 BKAG regelt die Aufgaben des Bundeskriminalamtes 
bei der internationalen Zusammenarbeit. § 3 Absatz 2 und 
Absatz 3 BKAG enthalten eine sogenannte Dienstwege- 
regelung; sie regelt die Kommunikationswege innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland. Danach erfolgt der Dienstver- 
kehr der deutschen Polizeibehörden mit anderen Staaten 
grundsätzlich über das Bundeskriminalamt. 

Eine Änderung der innerstaatlichen Dienstwegeregelung ist 
durch den RbDatA nicht veranlasst. Dieser betrifft allein 
den grenzüberschreitenden Austausch von Informationen 
und Erkermtnissen. Aus Erwägungsgrund 7 Satz 2 RbDatA 
ergibt sich ausdrücklich, dass die unterschiedlichen Systeme 
der Mitgliedstaaten beim Informationsaustausch nicht geän- 
dert werden sollen. 

Zu Nummer 4 - Artikel 9 (§§ 1 17a - neu - und 

117b-neu-AO) 

Die Bundesregierung hat keine grundsätzlichen Bedenken 
gegen den Vorschlag; die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Formulierung bedarf jedoch noch einer näheren Prüfung. 
Die Bundesregierung wird gegebenenfalls in Abstimmung 
mit den Ländern einen Formulierungsvorschlag erarbeiten 
und in das weitere Gesetzgebungsverfahren einbringen. 
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